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Auftrag 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 139. Sitzung 
am 15. Dezember 1982 zu dem von ihm verabschie- 
deten Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsge- 
setzes — Drucksachen 9/2201, 9/2264 — den nach- 
stehenden Entschließungsantrag angenommen 
(Drucksache 9/2264); 

„Die Bundesregierung wird dazu aufgefordert, ein 
umfassendes Verkehrssicherheitskonzept auf der 
Grundlage der seit der Vorlage des Verkehrssi- 
cherheits-Programms 1973 gewonnenen Erfah- 
rungen und Erkenntnisse zu erarbeiten und dem 
Deutschen Bundestag zuzuleiten. 

Dabei sind auch weitere Lösungsvorschläge zur Re- 
form des Verkehrszentralregisters zu berücksichti- 
gen. Die isolierte Anhebung der Eintragungsgrenze 
von Bußgeldentscheidungen auf 80 DM berücksich- 
tigt nur einen Teilaspekt der notwendigen umfas- 
senden Reform des Verkehrszentralregisters. 


Die Ausgangslage 


1. Die Verkehrs- und Unfallentwicklung bis 1982 

In der Bundesrepublik Deutschland werden jeden 
Tag fast eine Milliarde Kilometer mit dem Kraft- 
fahrzeug zurückgelegt und Millionen von Bürgern 
bewegen sich als Fußgänger, Radfahrer oder mit 
Öffentlichen Verkehrsmitteln im Straßenverkehr. 
Motorisierter Verkehr ist für das Gemeinschaftsle- 
ben, für die Güterversorgung und für die individu- 
elle Lebensgestaltung unverzichtbar geworden. 
Nichts drückt dies deutlicher aus als die Entschei- 
dung der Bürger selbst: Etwa jeder zweite Erwach- 
sene verfügt über einen Pkw und nimmt damit am 
Verkehr teil. 

Milliardenfach finden so Tag für Tag. Verkehrsvor- 
gänge statt, die natürlich auch von Gefahren beglei- 
tet sind. Normal ist zwar, wie die alltägliche Erfah- 
rung zeigt, der sichere Verkehr, das vernünftige 
Verhalten, das Vermeiden von Risiken im Miteinan- 
der des Straßenverkehrs. 

Die in nur zwei Jahrzehnten erfolgte weitgehende 
Motorisierung des Straßenverkehrs brachte jedoch 
die Gemeinschaft, wie auch den einzelnen Ver- 
kehrsteilnehmer an den Rand der Überforderung. 
Millionen von Verkehrsteilnehmern mußten sich in 
vergleichsweise kurzer Zeit auf die erheblich verän- 
derten Bedingungen des motorisierten Straßenver- 
kehrs einstellen. Die der Sicherheit und dem Ver- 
kehrsbedürfnis entsprechende Gestaltung des Stra- 


Die Bundesregierung wird insbesondere dazu auf- 
gefordert, 

— das Zwischenverfahren nach Einspruch gegen 
den BußgeLdbescheid wirksamer zu gestalten 
und das gerichtliche Verfahren zu vereinfa- 
chen, 

— den Anwendungsbereich des Verwarnungsver- 
fahrens durch Anhebung des Höchstbetrages 
des Verwarnungsgeldes zu erweitern, 

— eine Regelung zur Lösung des Problems der 
Kennzeichenanzeigen vorzuschlagen, 

— die Eintragungsgrenze für Bußgeldentscheidun- 
gen wegen Verkehrsordnungswidrigkeiten wei- 
ter anzuheben. 

Darüber hinaus wird die Bundesregierung aufgefor- 
dert, die Möglichkeit einer Verknüpfung von Bun- 
deszentralregister und Verkehrszentralregister zu 
prüfen und Vorschläge dafür zu machen.“ 


ßenraumes, der Fahrzeuge, des Verkehrsrechts und 
der Aufbau des Rettungswesens konnten mit dieser 
stürmischen Entwicklung nicht Schritt halten. So 
stieg die Zahl der Verkehrsunfälle und der dabei 
Verunglückten unaufhaltsam bis 1970; in diesem 
Jahr waren 19 193 Getötete im Straßenverkehr zu 
beklagen. 

Seit 1971 ist die Zahl der Verkehrstoten rückläufig 
und erreichte 1982 mit 11 608 Getöteten den tiefsten 
Stand seit 1954 (siehe hierzu Anhang I). Dies ist um 
so bemerkenswerter, als gleichzeitig der Motorisie- 
rungsgrad weiterhin stark zugenommen hat: Von 
1970 bis 1982 stieg beispielsweise die Anzahl der 
Personenkraftwagen von 15 Millionen auf 24 Millio- 
nen und deren Fahrleistung von 201 Mrd. km auf 
über 294 Mrd. km. 

Dennoch geschehen heute noch jeden Tag 5 000 Un- 
fälle, kommen 1 400 Mitbürger nicht heil nach Hau- 
se, werden 55 dabei so schwer verletzt, daß sie dau- 
erhaft geschädigt sind, verlieren 32 sogar ihr Le- 
ben. 


2. Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit 

Die wachsende Zahl der Unfälle infolge der stürmi- 
schen Verkehrsentwicklung hat daher auch sehr 
früh die Notwendigkeit von Verkehrssicherheits- 
maßnahmen deutlich gemacht. So wurde bereits 


3 


Drucksache 10/1479 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


1957 endgültig die innerörtliche Geschwindigkeits- 
begrenzung auf 50 km/h eingeführt, in den Folge- 
jahren die technische Kraftfahrzeugzulassung und 
regelmäßige Überprüfung der Kraftfahrzeuge ver- 
schärft. 1962 wurde die breite Diskussion um eine 
neue Straßenverkehrs-Ordnung aufgenommen, die 
dann 1971 in Kraft trat. 

Verkehrserziehung und -aufklärung — insbeson- 
dere auch in der Schule — gewannen eine immer 
größere Bedeutung, Die Voraussetzungen für eine 
verbesserte Verkehrssicherheitsarbeit im staatli- 
chen und nichtstaatlichen Bereich wurden geschaf- 
fen: 1969 wurde der Deutsche Verkehrssicherheits- 
rat (DVR) gegründet, 1972 die Bundesanstalt für 
Straßenwesen um einen Bereich „Unfallforschung“ 
erweitert und im gleichen Jahr auch der erste Un- 
fallverhütungsbericht der Bundesregierung vorge- 
legt. 1973 folgte das erste Verkehrssicherheitspro- 
gramm mit einem umfangreichen Maßnahmen- 
Zeit-Katalog (zum Stand des Verkehrssicherheits- 
programms 1973 vgl. Anhang II). 

Das Straßennetz wurde ergänzt und ausgebaut. Die 
Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden da- 
für stiegen von 6 Mrd. DM im Jahre 1960 über 
15 Mrd. DM im Jahr 1970 bis auf 21 Mrd. DM im 
Jahr 1983. So wurden zum Beispiel von 1960 bis 1970 
1 600 km Autobahnen neu dem Verkehr übergeben, 
von 1970 bis 1983 waren es 3 900 km. Der größere 
Teil der Mittel wurde jedoch nicht für Neubaumaß- 
nahmen, sondern für die Verbesserung des beste- 
henden Netzes aufgewendet. 

Weil die Zahl der Kraftfahrzeuge weit stärker als 
die Straßenlänge wuchs, nahm die Kraftfahrzeug- 
dichte je Kilometer Straßennetz stark zu. 1960 ka- 
men auf einen Kilometer Straße etwa 22 Kraftfahr- 
zeuge (12 Pkw). 1970 waren es 39 Kraftfahrzeuge (32 
Pkw) und bis 1983 stieg die Zahl auf 60 Kraftfahr- 
zeuge (51 Pkw) je Kilometer Straße. Dies ist auch 
im internationalen Vergleich ein recht ungünstiger 
Wert. 

Die Fahrschüler- und Fahrlehrer- Ausbildung wurde 
weiterentwickelt, die Inhalte der Fahrerlaubnisprü- 
fung wurden verstärkt auf Gefahrenlehre abgestellt 
und wiederholt den erhöhten Anforderungen ange- 
paßt, das 0,8 Promille-Gesetz trat in Kraft und ein 
Mehrfachtäterpunkt-System wurde eingeführt. Au- 
ßerhalb geschlossener Ortschaften wurde die Ge- 
schwindigkeit auf 100 km/h begrenzt und nach der 
Pflicht zum Einbau von Sicherheitsgurten wurde 
auch die Anlegepflicht auf Vordersitzen eingeführt, 
ebenso wie eine Schutzhelmtragepflicht für motori- 
sierte Zweiradfahrer. 

Durch zahlreiche Änderungen der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung wurde im Zusammen- 
wirken mit der Industrie ständig die aktive und pas- 
sive Sicherheit der Kraftfahrzeuge erhöht. Neben 
der Ausrüstung mit Sicherheitsgurten wurden u. a. 
die Anforderungen an den Insassenschutz, an die 
lichttechnischen Einrichtungen sowie die Brems- 
und Lenkanlagen erhöht. 

Von großer Bedeutung war der flächendeckende 
Ausbau der Notfallrettung seit 1972 in den Ländern 


der Bundesrepublik Deutschland. Moderne Ret- 
tungsmittel bis hin zum Rettungshubschrauber si- 
chern dem Unfallopfer nunmehr wesentlich bessere 
Überlebenschancen (vgl. Anhang II Anl. 1). 

Die Einführung des bundeseinheitlichen Notrufs 
(110 bzw. 112) ist abgeschlossen. Notruf melder an 
Autobahnen und zahlreichen Außerortsstraßen — 
hier vielerorts auch durch besonders hervorzuhe- 
bende Aktivitäten privater Stiftungen — verbes- 
sern zunehmend die Möglichkeiten für eine 
schnelle und gesicherte Abgabe eines Notrufs (vgl. 
Anhang II Anl. 2). 

Die Anstrengungen richteten sich jedoch auch auf 
das Verhalten der Verkehrsteilnehmer selbst. Der 
DVR und seine Mitglieder bemühten sich mit um- 
fassenden Aktionen um die Aufklärung der Bürger 
und um eine Klimaverbesserung im Verkehr. Die 
Hallo-Partner-Aktion, die Sicherheitsgurt-Anlege- 
Kampagne und die Alkohol-Aufklärungsaktion sind 
eindrucksvolle Beispiele dafür. 


3. Die Lage zu Beginn des Jahres 1984 

Die vielfältigen Maßnahmen der bisherigen Bun- 
desregierungen sind nicht ohne Wirkung geblieben. 
Die Zahl der Verunglückten, insbesondere der To- 
ten, ist seit 1970 zurückgegangen. Die Risiken der 
Verkehrsteilnahme für Leben und Gesundheit sind 
geringer geworden, auch wenn die Zahl der Unfälle 
aufgrund der gestiegenen Verkehrsleistungen nicht 
abgenommen hat. Der Autobahnbau hat sich be- 
währt, er stellt dem Kraftfahrzeugverkehr eine 
hochleistungsfähige und sichere Straße zur Verfü- 
gung. Die Risiken, dort einen Unfall mit Personen- 
schaden zu erleiden, sind nur ein Viertel so hoch, 
wie auf anderen Außerortsstraßen. Das Risiko, auf 
einer Autobahn getötet zu werden, ist zudem seit 
1970 um 67% zurückgegangen. 

Der Pkw-Insasse ist inzwischen auf allen Straßen 
erheblich gesicherter. Nach wie vor ist zwar jeder 
zweite getötete Verkehrsteilnehmer ein Pkw-Insas- 
se, das Risiko jedoch, im Pkw einen tödlichen Scha- 
den zu erleiden, ist seit 1970 um 57% zurückgegan- 
gen. Auch für Fußgänger hat sich die Situation ge- 
bessert. Ihr Anteil an der Zahl der Getöteten ging 
seit 1970 von 32% auf 22% zurück. 

Daß es seit 1970 gelungen ist, die absolute Zahl der 
Verkehrstoten um über 40% zu senken, macht ein- 
drucksvoll deutlich, was die gemeinsamen Anstren- 
gungen von Bund, Ländern und Gemeinden, von 
Industrie und Verbänden, von Verkehrssicherheits- 
organisationen und Bürgern bewirken können. Die 
Mehrzahl der Verkehrsteilnehmer ist offenbar be- 
reit, sich verantwortungsbewußt im Verkehr zu ver- 
halten. 

Dennoch bleibt festzustellen, daß sich die Entwick- 
lung nicht für alle Verkehrsteilnehmergruppen so 
positiv darstellt. Radfahren und die Nutzung des 
motorisierten Zweirades sind seit 1970 immer be- 
liebter geworden. So stieg beispielsweise der Be- 
stand an Motorrädern um fast 250% und der von 
Fahrrädern um über 80 % an. Radfahrer verunglük- 


4 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1479 


ken daher seit Jahren immer häufiger und motori- 
sierte Zweiradfahrer sind in besonders hohem 
Maße gefährdet. Die Entwicklung der Verunglück- 
tenzahlen ist hier besorgniserregend. 

Kinderunfälle sind insgesamt zwar in erfreulichem 
Ausmaß zurückgegangen (seit 1970 um 66%), aber 
dennoch unterliegen Kinder immer noch einem ho- 
hen Unfallrisiko, gerade als Radfahrer. 727 Kinder 
verunglückten 1982 tödlich, davon 225 als Radfahrer 
und 313 als Fußgänger. Eine besondere Problem- 
gruppe stellen dabei ausländische Kinder im Vor- 
schulalter dar. Sie sind etwa 3mal häufiger von Ver- 
kehrsunfällen betroffen, als deutsche Kinder. 

Insgesamt spielt das Anfänger-Problem eine große 
Rolle. Jeder Einstieg in den Verkehr birgt Anfän- 
gerrisiken, die nur durch zusätzliche Hilfen, beson- 
ders umsichtige Verhaltensweisen und ein rück- 
sichtsvolles Miteinander im Verkehrsraum bewäl- 
tigt werden können. Daß der Anteil junger Men- 
schen an den Verunglückten seit Jahren zunimmt, 
fordert daher zu besonderen Anstrengungen auf. 

Mit Besorgnis hat die Bundesregierung zur Kennt- 
nis genommen, daß sich etwa seit Mitte des Jahres 
1982 die positiven Tendenzen im Unfallgeschehen 
nicht fortgesetzt haben. Nach langer Zeit ist erst- 
malig im Jahr 1983 wieder ein — wenn auch mit 
etwa 1 % nur leichter — Anstieg der Getötetenzah- 
len im Straßenverkehr zu beobachten. Besonders 
betroffen sind davon Radfahrer und Kraftfahrzeug- 
insassen. Vieles deutet darauf hin, daß sich diese 
Verkehrsteilnehmer nicht in erforderlichem Aus- 
maß ihrer Verantwortung für eine umsichtige Ver- 
kehrsteilnahme bewußt sind und die ihnen ange- 
botenen Schutzmöglichkeiten nicht hinreichend 
nutzen. 


4. Verkehrssicherheitsprogramm 1984 

Um so notwendiger erscheint es, der Verkehrssi- 
cherheitsarbeit neue Impulse zu geben und nach 
zusätzlichen Wegen und Maßnahmen zu suchen, 
um dem Unfalltod auf unseren Straßen Einhalt zu 
gebieten. Diesem Ziel diente bereits die Arbeit der 
im Jahre 1981 unter dem Vorsitz von Bundesmini- 


ster a. D. Hermann Höcherl eingesetzten „Kommis- 
sion für Verkehrssicherheit“, der sog. „Höcherl- 
Kommission“. Die Bundesregierung hat den Bericht 
und seine Ergebnisse nachdrücklich begrüßt und 
wird den wesentlichen Vorschlägen, wenn auch z. T. 
in abgewandelter Form, folgen (vgl. hierzu An- 
hang III). 

Mit seiner Entschließung vom 15. Dezember 1982 
hat der Deutsche Bundestag die Überlegungen, 
neue Verkehrssicherheitsmaßnahmen zu entwik- 
keln, aufgegriffen und die Bundesregierung aufge- 
fordert, auf der Grundlage der seit dem Verkehrssi- 
cherheitsprogramm 1973 gewonnenen Erfahrungen 
und Erkenntnisse ein umfassendes Verkehrssicher- 
heitskonzept zu erarbeiten und dem Deutschen 
Bundestag zuzuleiten. Das geschieht mit dem hier 
vorgelegten „Verkehrssicherheitsprogramm 1984“. 

Durch den Auftrag des Deutschen Bundestages 
sieht sich die Bundesregierung in ihrer Auffassung 
bestätigt, daß die Verbesserung der Verkehrssicher- 
heit eine ständige, von allen Parteien und gesell- 
schaftlichen Gruppierungen gemeinsam zu tra- 
gende Aufgabe darstellt, die kontinuierlich und mit 
wissenschaftlich abgesicherten Maßnahmen durch- 
zuführen ist. Sie läßt sich dabei ebenso wie die Hö- 
cherl-Kommission von der Überzeugung leiten, daß 
Straßenverkehrssicherheit in erster Linie nicht 
durch schärfere Gesetze und drastischere Bußgel- 
der oder Strafen im Verhaltensbereich zu erzwin- 
gen ist, sondern daß es darum geht, 

— das Verkehrssystem noch stärker den Bedürf- 
nissen nach Sicherheit der einzelnen Verkehrs- 
teilnehmer anzupassen, 

— ihnen noch mehr als bisher schon Wissen und 
Erfahrung zu vermitteln, nicht zuletzt durch 
Teilnahme am Sicherheitstraining, 

— ihnen mehr als bisher Möglichkeiten der Be- 
währung zu bieten und 

— durch konsequente Nachschulung das Verhalten 
derjenigen zu ändern, die vorsätzlich, fahrlässig 
oder auch unwissentlich zu wenig Rücksicht auf 
andere nehmen. 

Alle derartigen Anreize und Maßnahmen sollen 
möglichst schon wirksam werden, bevor es zu Fehl- 
verhalten und Unfällen kommt. 


Grundsätze und Ziele künftiger Verkehrssicherheitsarbeit 


5. Das Ziel; Verkehrssicherheit durch Erfahrung 
und Bewährung 

Trotz Zunahme der Zahl der Kraftfahrzeuge und 
der Gesamtverkehrsleistung ist in den vergangenen 
Jahren der Straßenverkehr sicherer geworden. Die 
Bundesregierung ist überzeugt, daß solche Erfolge 
auch in Zukunft möglich sind. Verkehrssicherheit 
ist jedoch nicht in erster Linie abhängig von der 


Zahl der Vorschriften und Verkehrsschilder. Not- 
wendig sind Verkehrsaufklärung und -erziehung, 
eine gelassenere Einstellung der Bürger zum Kraft- 
fahrzeugverkehr und Maßnahmen der Bewährung 
Der Gedanke der Bewährung wurde in der Vergan- 
genheit vernachlässigt. Da menschliches Fehlver- 
halten die Hauptursache von Verkehrsunfällen ist, 
genügt Fahrschulausbildung allein nicht. Eigen- 
und Mitverantwortung sowie Bewährung müssen 
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enger miteinander verzahnt werden. Gezielte An- 
reize zur Bewährung sollen mithelfen, das Ver- 
kehrsverhalten zu verbessern. 

Die in diesem Programm enthaltenen Maßnahmen 
sind darauf ausgerichtet. Soweit sie mit zusätzli- 
chen Kosten für die Verkehrsteilnehmer verbunden 
sind, hält dies die Bundesregierung für einen zu- 
mutbaren Beitrag des Bürgers für die Verkehrssi- 
cherheit. Die Bundesregierung will zudem 

— erneut mit den Haftpflichtversicherern über ei- 
nen Prämienrabatt bei der freiwilligen Teil- 
nahme an Nachschulungsveranstaltungen, am 
Sicherheitstraining oder bei zusätzlicher Ver- 
wendung von technischen Sicherheitseinrich- 
tungen (wie etwa automatische Blockierverhin- 
derer) verhandeln, 

— das Punktesystem so ausgestalten, daß ein 
„Punktabzug“ bei der Teilnahme an einer frei- 
willigen Nachschulung möglich ist, 

— die Tilgungsvorschriften über die Eintragungen 
im Verkehrszentralregister mit dem Ziel überar- 
beiten, den Bewährungscharakter dieser Vor- 
schriften stärker herauszustellen. 

Die Bundesregierung ist überzeugt, daß 

— eine frühzeitig einsetzende verstärkte Verkehrs- 
erziehung und -aufklärung, 

— eine intensivere Fahrschulausbildung, 

— Maßnahmen der Bewährung bis hin zur Probe- 
zeit für motorisierte Fahranfänger und zum Stu- 
fenführerschein für motorisierte Zweiräder 

— sowie zusätzliche Anreize, sich im Verkehrsall- 
tag verkehrsgerecht und rücksichtsvoll zu ver- 
halten, 

auf die Dauer zu einem besonneneren Verkehrsver- 
halten gerade der jungen Fahranfänger führen und 
damit die Verkehrssicherheit entscheidend verbes- 
sern werden. 


6. Verkehrssicherheitsarbeit: 

Notwendig ist das freiwiiiige 
Zusammenwirken aiier 

Straßenverkehrssicherheitsarbeit ist nicht alleinige 
und auch nicht in erster Linie Aufgabe des Staates. 
Es ist eine Aufgabe, an der alle gesellschaftlichen 
Kräfte freiwillig und gemeinsam mitwirken sollen. 
Die Bundesregierung begrüßt es daher nachdrück- 
lich, daß sich im Deutschen Verkehrssicherheitsrat 
private und staatliche Organisationen und Ver- 
bände in großer Zahl zusammengefunden haben, 
um gemeinsam diese Arbeit zu leisten. 

Es ist notwendig, daß sich alle am Straßenverkehr 
und an der Verkehrssicherheit beteiligten Institu- 
tionen, Verbände und Unternehmen noch mehr als 
schon bisher zu einer gemeinsamen, koordinierten 
Aktion gegen Verletzung und Unfalltod im Rahmen 
des Deutschen Verkehrssicherheitsrates vereinen 
und daß auch diejenigen mitarbeiten, die zur Zeit 


noch abseits stehen. Die Bundesregierung wird da- 
bei im Rahmen ihrer Zuständigkeit alle Möglichkei- 
ten voll ausschöpfen. Sie geht davon aus, daß Län- 
der und Gemeinden dies ebenso tun. Im Mittel- 
punkt müssen dabei die auf wissenschaftlicher 
Grundlage erarbeiteten Zielgruppenprogramme des 
Deutschen Verkehrssicherheitsrates und seiner 
Mitglieder stehen (vgl. hierzu in Anhang IV). 

Die Bundesregierung würdigt dankbar die Arbeit, 
die schon bisher vielfältig und engagiert von Hun- 
derten von Institutionen und Verbänden, von den 
Kirchen, von Tausenden freiwilliger Helfer — wie 
z. B. Kindergärtnerinnen, Polizisten, Lehrern — 
und interessierten Bürgern zur Verbesserung der 
Verkehrssicherheit geleistet worden ist. 

Diese breite Basis gilt es entscheidend zu stärken. 
Die Arbeit des Staates kann nur Anstoß sein und 
muß Stückwerk bleiben, wenn nicht Verbände, Or- 
ganisationen und Bürger auf örtlicher und regiona- 
ler Ebene sich ihrer weitgehenden Verpflichtung 
zur Verkehrssicherheitsarbeit bewußter werden. 
Nicht mehr Staat, sondern mehr Eigenverantwor- 
tung ist gefragt 

Die Bundesregierung wird zur Verbesserung der 
gemeinsamen Arbeit folgendes anstreben: 

— Bund und Länder müssen ihre Verkehrssicher- 
heitsarbeit stärker als bisher aufeinander ab- 
stimmen. Alle Länder und verstärkt auch die 

- Gemeinden sollten sich an der Arbeit des Deut- 
schen Verkehrssicherheitsrates beteiligen. 

— Die für die Verkehrssicherheitsarbeit in Bund, 
Ländern und Gemeinden zur Verfügung stehen- 
den Mittel sollten möglichst konzentriert zur Ge- 
staltung und Umsetzung gemeinsamer Aktio- 
nen — insbesondere für die Zielgruppenpro- 
gramme des Deutschen Verkehrssicherheitsra- 
tes — eingesetzt werden. 

— Alle in der Verkehrssicherheitsarbeit stehenden 
Stellen sollten bei der Umsetzung der bundes- 
weit anwendbaren Programme bis in die Ortsin- 
stanz hinein Zusammenwirken. Als Ansprech- 
partner für Anstöße zu gemeinsamen Aktivitä- 
ten und zur Vermittlung von Informationen 
könnten gegebenenfalls Verkehrssicherheitsbe- 
auftragte auf örtlicher Ebene einen wirksamen 
Beitrag leisten. 

— Die mit dem Straßenverkehr verbundene pri- 
vate Wirtschaft, vor allem die Kraftfahrzeugin- 
dustrie und das Kraftfahrzeuggewerbe sowie die 
Versicherungswirtschaft, sollte für eine noch 
stärkere Beteiligung an den Zielgruppenpro- 
grammen gewonnen werden. Sie sollte ein dem 
Einsatz öffentlicher Mittel mindestens gleich- 
wertiges finanzielles Engagement leisten. Dabei 
kann die Verbindung von Sicherheits- und Ei- 
genwerbung eine sinnvoll und bislang zu wenig 
genutzte Möglichkeit zur Verstärkung der Ver- 
kehrssicherheitsarbeit sein. 

— Die Massenmedien, insbesondere auch das 
Fernsehen, sollten auch im Unterhaltungsbe- 
reich die Vermittlung sicherheitsbewußten Ver- 
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haltens als Aufgabe sehen und noch stärker als 
bisher zur Verbreitung der Zielgruppenpro- 
gramme und zur Unterstützung der allgemeinen 
Verkehrssicherheitsarbeit beitragen. 


7. Verhaltensvorschriften: 

Es gibt genug Verbote und Gebote 

Die Bundesregierung nimmt mit Sorge zur Kennt- 
nis, daß sich Verkehrsteilnehmer trotz aller Bemü- 
hungen um die Verkehrssicherheit gefährdend ver- 
halten und Vorschriften zu ihrem Schutze nicht be- 
folgen. Sie ist aber der Auffassung, daß ein besseres 
Verhalten im Verkehr nicht durch immer weiterge- 
hende Verbote und Gebote erzwungen werden 
kann. Es muß soweit wie möglich der Weg der 
Überzeugung gegangen werden. Das dem Verkehrs- 
teilnehmer zur Verfügung stehende Regelwerk er- 
scheint ihr grundsätzlich ausreichend. Bei seiner 
Befolgung sind alle Voraussetzungen für eine si- 
chere Verkehrsteilnahme gegeben. Die Bundesre- 
gierung wird jedoch prüfen, ob die Regelwerke 
überschaubarer gestaltet werden können und ob 
durch Änderung von Vorschriften die Zahl der Ver- 
kehrszeichen vermindert werden kann. 

Im Hinblick auf die Verkehrszeichen ist sie ferner 
der Auffassung, daß inzwischen zu viele Verkehrs- 
zeichen aufgestellt sind. Es gibt Anzeichen dafür, 
daß der Verkehrsteilnehmer dadurch abgestumpft 
wird. Die Bundesregierung wird darauf hinwirken, 
daß Verkehrszeichen auf ihre Notwendigkeit über- 
prüft werden, und begrüßt entsprechende, bereits 
eingeleitete Initiativen der Länder. Ein wissen- 
schaftlich begleiteter Modellversuch soll den Rah- 
men des Möglichen aufzeigen. 


8. Verkehrsaufklärung: 

Mehr Eigen- und Mitverantwortung 

Jedem Verkehrsteilnehmer — sei es als Kraftfah- 
rer, Radfahrer oder Fußgänger — muß deutlich wer- 
den, daß die Sicherheit des Straßenverkehrs we- 
sentlich von ihm selbst mitbestimmt wird. Sein ei- 
genes Verhalten ist es, durch das er sich selbst oder 
auch andere gefährdet. Alle seine Entscheidungen 
im Verkehr betreffen auch andere Verkehrsteilneh- 
mer, andere Menschen. Die Rücksichtnahme und 
die Partnerschaft, auf die jeder im Verkehr ange- 
wiesen ist, muß er auch dem anderen entgegenbrin- 
gen, insbesondere aber demjenigen, der sich in ei- 
ner ungeschützteren Position befindet als er selbst. 
Diese notwendige Eigen- und Mitverantwortung 
muß gestärkt werden. 

Dies kann aber nicht kurzfristig erreicht werden. 
Eine verantwortungsbewußte Einstellung zur Stra- 
ßenverkehrsteilnahme bedarf eines längeren Lern- 
prozesses, der bereits spielerisch im frühen Kind- 
heitsalter einsetzen muß. 

Über die Wirksamkeit auf , eine solche Einstellungs- 
änderung hin ausgerichteter Maßnahmen — wie 
etwa der Zielgruppenprogramme des Deutschen 


Verkehrssicherheitsrates und seiner Mitglieder, 
aber auch der Maßnahmen der Fahrschulausbil- 
dung — besteht grundsätzlich kein Zweifel. Sie tra- 
gen spürbar zu einem verantwortungsbewußteren 
Verhalten bei. 

Demgemäß hat die Bundesregierung bereits 1983 
und 1984 die entsprechenden Mittel im Bundes- 
haushalt erhöht. Sie wird die Arbeit des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrates auch weiterhin nach- 
drücklich unterstützen. Sie ist auch an die Rund- 
funk- und Fernsehanstalten mit der Bitte herange- 
treten, bei der Programmgestaltung diese notwen- 
dige Aufklärungsarbeit weiterhin und verstärkt 
miteinzubeziehen. 

Die künftige Verkehrssicherheitsarbeit wird sich 
anhand der Programme des Deutschen Verkehrssi- 
cherheitsrates vorrangig auf die folgenden Bereiche 
konzentrieren müssen: 

— die Erziehungsarbeit im Elternhaus, 

— die vorschulische Verkehrserziehung, wobei 
auch besonders auf die Problemgruppe der aus- 
ländischen Kinder einzugehen ist, 

— die schulische Verkehrserziehung für die nicht- 
motorisierte und die motorisierte Verkehrsteil- 
nahme, 

— gezielte Angebote für junge Fahranfänger, 

— die Einwirkung auf verkehrsauffällig gewordene 
Fahrzeugführer durch freiwillige Nachschulung 

— und besonders auch auf die Fortführung der ge- 
zielten Aufklärung aller Verkehrsteilnehmer, 
beispielsweise im Rahmen des Sicherheitstrai- 
nings für Motorradfahrer, Pkw-Fahrer, Berufs- 
krciftfahrer oder des Programms für ältere Men- 
schen. 


9. Verkehrserfahrung: 

Hineinwachsen durch Spiei, Lernen, 

Trainieren und bewußt Bewähren 

Die Unfallentwicklung der vergangenen Jahre 
zeigt, daß gerade die Anfänger bei Beginn jeglicher 
Art der Verkehrsteilnahme besonders gefährdet 
sind. Das gilt für Kinder als Fußgänger und Radfah- 
rer ebenso wie für Jugendliche als Mofa- und Mo- 
pedfahrer sowie für junge Erwachsene als Motor- 
rad- und Pkw-Fahrer. Die noch unvollkommenen 
Fertigkeiten treffen mit Bewegungs- und Erlebnis- 
drang, mangelndem Gefahrenbewußtsein und Risi- 
kofreude zusammen. 

Eine Verbesserung des Verkehrsverhaltens der An- 
fänger (und damit langfristig auch der erfahrenen 
Verkehrsteilnehmer) setzt eine auf diese Merkmale 
des Anfängers sowie auf die jeweiligen Altersstufen 
abgestimmte Gesamtkonzeption voraus. Diese Ge- 
samtkonzeption muß sich auf die Vermittlung von 
Kenntnissen über das regelgerechte und sichere 
Verhalten im Verkehr sowie von Fertigkeiten zur 
sicheren Beherrschung der Verkehrsmittel erstrek- 
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ken. Besonders wichtig ist die Vermittlung von Wis- 
sen über die Gefahren im Verkehr und deren Ver- 
meidung bzw. Bewältigung. Sie hat ferner gerade 
für Kinder Angebote zu enthalten, das Erlernte im 
Schonraum unter fachkundiger Anleitung spiele- 
risch zu üben und so die praktische Erfahrung im 
Verkehrsraum vorzubereiten. Schließlich sollte sie 
auch eine Regelung einschließen, die den motori- 
sierten Fahranfänger erst dann endgültig zum Stra- 
ßenverkehr zuläßt, wenn er sich in einer Probezeit 
bewährt hat. 

Das vorliegende Verkehrssicherheitsprogramm 
enthält eine solche in sich geschlossene Konzep- 
tion. Sie sieht vor 

— eine Verstärkung der Radfahrausbildung in der 
Schule, 

— eine gründliche theoretische und praktische 
Mofaausbildung durch die Schule oder in Fahr- 
schulen, ggf. auch durch andere in der Verkehrs- 
sicherheitsarbeit tätige Institutionen, 

— eine verbesserte und intensivierte Fahrschul- 
ausbildung der angehenden Motorrad-, Pkw- 
und Lkw-Fahrer, einschließlich obligatorischer 
Teilnahme am Fahrschulunterricht, 

— eine verbesserte und besonders im fahrprakti- 
schen Teil anspruchsvollere Fahrerlaubnisprü- 
fung, 

— die weitere Förderung von Sicherheitstrainings- 
programmen, 

— die Einführung eines Führerscheins auf Probe 
für alle Fahranfänger in den Führerscheinklas- 
sen 1 bis 4, 

— die Einführung einer zusätzlichen Stufung in 
der Führerscheinklasse 1, die das Führen schwe- 
rer Motorräder erst ab 20 Jahren erlaubt, 

— die weitere Förderung von Modellversuchen zur 
Nachschulung auffällig gewordener Verkehrs- 
teilnehmer. 

Allein eine solche Konzeption erscheint geeignet, 
dem Mangel an Erfahrung und der hohen Risiko- 
freudigkeit jugendlicher Fahranfänger entgegenzu- 
wirken, sie durch Lernen, Trainieren und eine Be- 
währungsphase zu sicheren und besonnenen Ver- 
kehrsteilnehmern zu machen und damit einen 
wirksamen Beitrag zur Verbesserung der Verkehrs- 
sicherheit zu leisten. 

Die Bundesregierung wird die Entwürfe entspre- 
chender Gesetze und Verordnungen noch in diesem 
Jahr vorlegen. 


10. Verkehrsmittel und -wege: 

Immer weiter verbessern 

Die Sicherheit des Verkehrsablaufs wird ganz we- 
sentlich durch das Verhalten der Verkehrsteilneh- 
mer selbst bestimmt. Gerade deshalb ist es um so 
notwendiger, die Möglichkeiten eines Fehlverhal- 
tens der Verkehrsteilnehmer und dessen Auswir- 
kungen durch sichere Verkehrsmittel und sichere 
Verkehrswege soweit wie möglich einzuschränken. 

In der Vergangenheit haben Staat, Wirtschaft und 
Verbände Erhebliches geleistet. Fahrzeuge und 
Straßen sind heute sicherer als je zuvor. Ihr hoher 
Standard ist international anerkannt. 

Die Bundesregierung ruft alle Beteiligten eindring- 
lich auf, weitere Verbesserungen anzustreben. Sie 
sieht insbesondere in konstruktiven Maßnahmen 
zur Verbesserung des Kraftfahrzeugs noch ein er- 
hebliches Sicherheitspotential. Zu nennen sind hier 
beispielhaft die Gestaltung der Fahrzeugkonturen 
mit entsprechenden Materialien sowie die Entwick- 
lung eines Sicherheitsmotorrades. Diese Maßnah- 
men würden dazu beitragen, daß Unfälle mit Fuß- 
gängern und Zweiradfahrern weniger folgenschwer 
verlaufen. Auch die breite Anwendung eines auto- 
matischen Blockierverhinderers zu erschwingli- 
chen Kosten ist ein langfristiges von Regierung und 
Industrie anzustrebendes Ziel zur Erhöhung der Si- 
cherheit im Straßenverkehr. 

Die Anpassung des Verkehrsraums an die jeweili- 
gen Verkehrs- und Lebensbedürfnisse gehört eben- 
falls weiterhin zur Verkehrssicherheitsarbeit. Die 
Bundesregierung wird im Bundesfernstraßenbau 
verstärkt alle Maßnahmen fördern, die der Verbes- 
serung der Verkehrssicherheit dienen, insbeson- 
dere die Beseitigung von Unfallschwerpunkten und 
den Bau von Ortsumgehungen. 

Sie mißt ferner den Maßnahmen der Verkehrspla- 
nung im innerörtlichen Bereich — besonders zur 
Verkehrsberuhigung in Wohngebieten, zu ge- 
schwindigkeitsdämpfenden baulichen Maßnahmen 
und zur Zonenregelung bei flächenhafter Verkehrs- 
beruhigung — große Bedeutung zu. Sie geht davon 
aus, daß mit solchen Maßnahmen besonders wirk- 
sam die Gefährdung von Kindern und älteren Men- 
schen, die zu Fuß oder mit dem Rad unterwegs sind, 
vermindert werden kann. Sie wird diese Maßnahme 
nachhaltig unterstützen. Aber auch Bahnüber- 
gangssicherung, Radwegebau, Schulwegsicherung 
und ein sicherer Schulbusverkehr sind Aufgaben, 
für die die Bundesregierung alle zuständigen Stel- 
len zu vermehrtem Einsatz auffordert und zu denen 
auch sie selbst im Rahmen ihrer Zuständigkeiten 
ihren Beitrag leisten wird. 
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Maßnahmen 


11. Verkehrserziehung und -aufklärung 

Im Mittelpunkt aller künftigen Verkehrssicher- 
heitsarbeit hat die frühzeitig einsetzende, aber 
langfristig angelegte und verstärkte Verkehrserzie- 
hung und -aufklärung mit dem Ziel zu stehen, das 
Sicherheitsbewußtsein sowie die Eigen- und Mitver- 
antwortlichkeit der Verkehrsteilnehmer zu entwik- 
keln und zu verstärken. Das entspricht in vollem 
Umfange auch den Forderungen der Höcherl-Kom- 
mission. 

Von der grundgesetzlichen Aufgabenteilung her hat 
hier der Bund nur eingeschränkte Möglichkeiten, 
unmittelbar auf die Verkehrsteilnehmer einzuwir- 
ken. Diese sollen jedoch voll genutzt werden. So 
wird die Bundesregierung ihre Bemühungen auch 
zukünftig vorrangig darauf konzentrieren, wissen- 
schaftlich begründete und eng auf besonders ge- 
fährdete Zielgruppen und deren Probleme gerich- 
tete Programme zu fördern. Diese Programme, vom 
Deutschen Verkehrssicherheitsrat und seinen Mit- 
gliedern entwickelt, sind noch bürgernäher und 
werbewirksamer als bisher vor Ort anzubieten und 
umzusetzen. 

Im Bereich der vorschulischen und schulischen 
Verkehrserziehung wird die Bundesregierung in er- 
ster Linie verstärkt auf das Engagement der Län- 
der als der allein Zuständigen hinwirken. 


12. Gezielte Verbesserung der 

Verkehrssicherheit für Kinder als Fußgänger 

Die Heranführung von Kindern an die Teilnahme 
am Straßenverkehr als Fußgänger bedarf gemein- 
samer Anstrengungen von Eltern, Kindergärten, 
Schulen und Verkehrssicherheitsorganisationen. 
Dies betrifft besonders die ausländischen Kinder 
im Vorschulalter. 

Diese Arbeit kann nicht vorgeschrieben werden, 
sondern obliegt' der eigenverantwortlichen Ent- 
scheidung der Eltern. Ihnen sowie Erziehern und 
Lehrern müssen jedoch Hilfen an die Hand gege- 
ben werden. Über den Deutschen Verkehrssicher- 
heitsrat und seine Mitglieder wird die Bundesregie- 
rung auch weiterhin das dazu entwickelte Pro- 
gramm „Kind und Verkehr“ fördern und zur Umset- 
zung vor Ort anbieten. Sie wird sich auch verstärkt 
darum bemühen, die Eltern und die anderen Betei- 
ligten über die Notwendigkeit einer solchen Heran- 
führung aufzuklären. Es ist auch der Vorschlag der 
Höcherl-Kommission aufzugreifen, bei der Anmel- 
dung im Kindergarten und in der Grundschule den 
Eltern die Teilnahme an einem Kursus über Ver- 
kehrserziehungsmethoden dringend anzuraten. 


13. Gezielte Verbesserung der 

Verkehrssicherheit für Kinder als Radfahrer 

Der Heranführung von Kindern an die Teilnahme 
am Straßenverkehr als Radfahrer kommt ange- 
sichts der hohen und steigenden Beteiligung von 
Kindern an Radfahrerunfällen besondere Bedeu- 
tung zu. Die Bundesregierung legt daher gemein- 
sam mit den Verkehrssicherheitsorganisationen 
den Eltern nahe, ihren Kindern das Radfahren 
nicht zu früh zu erlauben. Sie wird über den Deut- 
schen Verkehrssicherheitsrat und seine Mitglieder 
weiterhin Programme und Unterrichtsmodelle für 
eine sichere Beherrschung des Fahrrades anbieten, 
insbesondere das Programm „Kinder als Radfah- 
rer“. 

Der Schule fällt dabei eine besondere wichtige Auf- 
gabe zu. Die Bundesregierung wird die Länder 
drängen, die Radfahrausbildung als unverzichtba- 
ren Bestandteil einer schulischen Verkehrserzie- 
hung weiter zu verbessern. Die stationären und mo- 
bilen Jugendverkehrsschulen bieten dafür eine be- 
währte Grundlage. 


14. Programme im Rahmen der 
Schulverkehrserziehung 


Die Bundesregierung wird im Rahmen ihrer recht- 
lichen und finanziellen Möglichkeiten die vorschuli- 
sche und schulische Verkehrserziehungsarbeit der 
Länder befristet und punktuell weiter unterstützen, 
und zwar durch die Förderung von Modellprojek- 
ten. Diese Modellprojekte zur schulischen und vor- 
schulischen Verkehrserziehung einschließlich der 
dafür notwendigen Fortbildung von Erziehern und 
Lehrern sollen hauptsächlich über die Deutsche 
Verkehrswacht entwickelt und umgesetzt werden. 


Auch diese Modellprojekte sind mit eng begrenzter 
Thematik auf bestimmte Zielgruppen gerichtet: 


— Radfahrausbildung: 

— Leistungstest: 

— Aggression im Stra- 
ßenverkehr: 

— Schulischer Mofakurs: 

— Unterrichtseinheiten 
zur „bewußten eigen- 
verantwortlichen, hu- 
manen und sicheren 
Verkehrsteilnahme“: 


gestuft vom 1. bis 
4. Schulj ahr 

Klassen 6 sowie 9/10 

Fächerübergreifend in 
der Sekundarstufe I 

Sekundarstufe I 

Sekundarstufe II (je 
für Gymnasium und 
Berufsschule) 


Trotz aller nach wie vor bestehenden Unterschiede 
zwischen den Bundesländern in der Verkehrserzie- 
hung im vorschulischen Bereich und in der Primar- 
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stufe sowie der Sekundarstufe I kann davon ausge- 
gangen werden, daß bedeutsame Fortschritte bei 
der Verwirklichung der Kultusministerkonferenz- 
Empfehlung von 1972 gemacht worden sind. In der 
Sekundarstufe II fehlt es jedoch nach wie vor an 
ausreichenden und wirksamen Unterrichtsangebo- 
ten zur Verkehrserziehung mit fächerübergreifen- 
dem Charakter. Dieser Mangel tritt in den Berufs- 
schulen noch deutlicher zutage als in den Gymna- 
sien. 

Die Kultusministerkonferenz wird gebeten, die zur 
Beratung der Empfehlung aus dem Jahr 1972 noch 
bestehende Gruppe der für die Verkehrserziehung 
in den einzelnen Ministerien verantwortlichen 
Fachleute einzuberufen, um mit ihnen eine ab- 
schließende Stellungnahme zu den vorliegenden 
Untersuchungen zur Ist- und Sollsituation zu bera- 
ten. Es wird vorgeschlagen, einen Zeit-ZMaßnah- 
menkatalog mit konkreten Zielen gemeinsam mit 
dem Deutschen Verkehrssicherheitsrat und seinen 
Mitgliedern zu erstellen. 

Die Bundesregierung weist in diesem Zusammen- 
hang — auch angesichts der hohen Unfallbelastung 
vor allem junger Menschen bei ihrer Verkehrsbetei- 
ligung als motorisierte Zweiradfahrer — die Bun- 
desländer auf ihre Verpflichtung zu einem verstärk- 
ten Engagement hin. 


15. Programme für den Einstieg in den 
motorisierten Verkehr 


Der Deutsche Verkehrssicherheitsrat und seine 
Mitglieder bieten entsprechend den Schwerpunk- 
ten der Unfallgefährdung für folgende Zielgruppen 
— dort besonders für die jeweiligen Anfänger — in 
der Praxis erprobte Programme an: 


Mofa-, Moped- und Mo- 
kickfahrer; 

Jugendliche von 15 bis 18 
Jahren 


Kraftradfahrer: 
Jugendliche und junge 
Erwachsene ab 16 Jahre 
(Leichtkrafträder) bzw. 
ab 18 bis 25 Jahre (Motor- 
räder) 

Pkw-Fahrer: 

Junge Fahranfänger von 
18 bis 25 Jahren 


Kurs zur Vorbereitung 
auf die Mofa-Prüfbe- 
scheinigung „Fünfzig 
Kubik“ sowie „Sicher- 
heitstraining vom 
Mofa bis zum Leicht- 
kraftrad“ 

„Sicherheitstraining 
vom Mofa bis zum 
Leichtkraftrad“ und 
„Sicherheitstraining 
für Motorradfahrer“ 

„Sicherheitstraining 
für Pkw-Fahrer“ 


Bei den Trainingsprogrammen wird besonderer 
Wert auf die Entwicklung des Gefahrenbewußtseins 
gelegt. Daneben werden sicherheitsfördernde Fahr- 
fertigkeiten vermittelt. Ziel ist es, der jeweiligen 
Teilnehmergruppe zu zeigen, wie sie Gefahren 
rechtzeitig erkennen und vermeiden kann und wel- 
che Fahrtechniken helfen, wenn es einmal darum 
gehen sollte, mit einer gefährlichen Situation fertig 
zu werden. 


Es gibt in der Bundesrepublik Deutschland z. Z. rd. 
30 Plätze, auf denen Verkehrssicherheitstraining 
betrieben werden kann. Betreiber sind der ADAC, 
die Verkehrswachten und der ACE. Auch wenn man 
berücksichtigt, daß die Kapazität dieser Plätze we- 
gen zu geringer Teilnahme noch keineswegs ausrei- 
chend genutzt wird, ist ihre Anzahl unter dem Ge- 
sichtspunkt eines möglichst flächendeckenden An- 
gebots noch viel zu gering. Länder und Gemeinden, 
aber auch große Betriebe, sind aufgefordert, alle 
Möglichkeiten auszuschöpfen, um weitere Übungs- 
plätze zu schaffen oder das notwendige Gelände zur 
Verfügung zu stellen. Auch der Bund wird entspre- 
chende Untersuchungen durchführen. 

Um die Teilnehmeranzahl am Sicherheitstraining 
zu erhöhen, fördert der Bundesminister für Verkehr 
z. Z. entsprechende Aktionen des Deutschen Ver- 
kehrssicherheitsrates und seiner Mitglieder. Er 
führt zusammen mit dem DVR und einer Publi- 
kumszeitschrift die „Aktion Sicheres Autofahren“ 
durch, die einerseits das Sicherheitstraining für 
Pkw-Fahrer popularisieren soll, andererseits den 
Platzbetreibern auch Anregungen und Hilfen für 
verbrauchergerechte Angebote bieten wird. 


16. Weitere zielgruppenbezogene Programme 

Ergänzend zu den besonders auf den Anfänger ge- 
richteten Programmen werden vom Deutschen Ver- 
kehrssicherheitsrat und seinen Mitgliedern weitere 
zielgruppenbezogene Programme angeboten, denen 
die Bundesregierung ebenfalls große Bedeutung 
beimißt. 

Das „Lkw-Sicherheitsprogramm‘' soll die vom Gü- 
terkraftverkehr ausgehenden Gefährdungen weiter 
einschränken. Es ist als Angebot an Berufskraftfah- 
rer oder an berufsmäßige Kraftfahrer, die zu jeder 
Tages- und Nachtzeit unterwegs sind, entwickelt. 
„Sicherheit auf allen Wegen“ ist ein langfristig an- 
gelegtes Programm der gewerblichen Berufsgenos- 
senschaften, der Bundesarbeitsgemeinschaft für 
Arbeitssicherheit (BASI) und des DVR, das auf die 
Senkung der Wege- und Dienstwegeunfälle zielt. In 
seiner Verknüpfung von Arbeitssicherheit mit Ver- 
kehrssicherheit enthält es Programmteile, die auf 
alle Arten der Verkehrsteilnahme eingehen: Von 
den bereits dargestellten Zielgruppenprogrammen 
des Deutschen Verkehrssicherheitsrates bis bei- 
spielsweise zu einem Programm „Zweirad-Training 
für Auszubildende“ oder zum BASI-„Programm für 
die Durchführung betrieblicher Maßnahmen“. 

Wesentlicher Bestandteil aller Programme für den 
motorisierten Verkehrsteilnehmer ist es, dem 
Kraftfahrer seine Mitverantwortung für den schwä- 
cheren, den ungeschützten Verkehrsteilnehmer na- 
hezubringen. Gerade ältere Menschen haben beson- 
ders unter den Folgen von Unfällen zu leiden. Ent- 
sprechende Maßnahmen bei der Anlage von Ver- 
kehrswegen und bei der Verkehrsführung sind da- 
her notwendig. Es ist jedoch auch das verkehrsge- 
rechte und situationsangemessene Verhalten der 
älteren Menschen selbst weiterzuentwickeln und zu 
stärken. 
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Aus Zuwendungen des Bundesministers für Ver- 
kehr wurde deshalb das Aufklärungsprogramm 
.yÄltere Menschen als Fußgänger im Straßenver- 
kehr'' vom Deutschen Verkehrssicherheitsrat ent- 
wickelt. Es ist auf die Situation älterer Menschen 
zugeschnitten und gründet auf den Erkenntnissen 
der Unfallforschung, der Gerontologie und der 
praktischen Altenarbeit. Die verstärkte Umsetzung 
sowie die Weiterentwicklung dieses Programms 
sind ab 1984 vorgesehen. 

Mit diesem Programm wird alten Menschen eine 
unmittelbare Hilfe für ein sicheres Verhalten im 
Straßenverkehr geboten. 

Die Bundesregierung betrachtet alle diese zielgrup- 
penbezogenen und aufeinander abgestimmten Maß- 
nahmen — von Unterrichtsmodellen bis zu den Pro- 
grammen und Programmbausteinen — in ihrer Ge- 
samtheit als wesentliche Pfeiler einer langfristig er- 
folgreichen Verkehrssicherheitsarbeit. Gerade die 
wissenschaftliche Begründung und Kontrolle, die 
sorgfältige und intensive Schulung mehrerer tau- 
send Moderatoren sowie die vielfältige Mitwirkung 
der Mitglieder des Deutschen Verkehrssicherheits- 
rates — von Verkehrswachten, Berufsgenossen- 
schaften, Automobilclubs , über Verbände, öffentli- 
che Institutionen bis hin zu einzelnen Betrieben 
oder Vereinen — bei der Umsetzung gewährleisten 
eine effektive, flexible und dezentralisierte Arbeit. 

Voraussetzung für ihren Erfolg ist allerdings, daß 
für eine solche Arbeit ausreichend und langfristig 
finanzielle Mittel zur Verfügung stehen. Die Bun- 
desregierung wird alle Anstrengungen unterneh- 
men, den Umfang der von ihr bereitgestellten Mit- 
tel zu erhöhen. Sie erwartet dabei, daß die mit dem 
Straßenverkehr verbundene private Wirtschaft, ins- 
besondere die Automobilindustrie, ihr finanzielles 
Engagement im gleichen Maße und nach Möglich- 
keit noch darüber hinaus verstärkt; sie weist darauf 
hin, daß damit auch eine Eigenwerbung verknüpft 
werden kann. 


17. Allgemeine Aufklärung der Öffentlichkeit 

Neben der Entwicklung und Umsetzung zielgrup- 
penbezogener Programrne ist es notwendig, auch 
die Öffentlichkeit insgesamt ständig auf das Pro- 
blem Verkehrssicherheit anzusprechen und zu ei- 
nem verbesserten allgemeinen Verkehrsverhalten 
aufzufordern. Dies wird auch in Zukunft vor allem 
durch und über den DVR geschehen, der die ver- 
schiedenen Mitgliederaktivitäten sinnvoll koordi- 
nieren wird. 

Im Vordergrund der gezielten Aufklärung der Öf- 
fentlichkeit wird weiterhin die Unfallursachenbe- 
kämpfung stehen, d. h. die ständige Information 
über typische Gefahrensituationen und gefährliche 
Verhaltensweisen. 

Die konkreten Verkehrssituationen „nicht ange- 
paßte“, d. h. überhöhte Geschwindigkeit und alko- 
holbeeinflußte Verkehrsteilnahme sind wesentliche 


Ursachen für die hohen Unfallzahlen. Die Bundes- 
regierung wird über die Gefahren und auch über 
die Folgen dieser Verhaltensweisen verstärkt auf- 
klären. Hier gilt es, alle verfügbaren Kommunika- 
tionsmöglichkeiten zu nutzen und immer wieder 
Berichterstattung anzuregen. Eine Möglichkeit 
dazu bieten regional oder länderübergreifend abge- 
stimmte örtliche Verkehrssicherheitsveranstaltun- 
gen, die bereits jetzt vielerorts zum festen Bestand- 
teil der Verkehrssicherheitsarbeit geworden sind. 

Der Bundesminister für Verkehr wird alle Medien 
in diesem Sinne ansprechen. Um den Verkehrsteil- 
nehmer zu erreichen, sind sie unverzichtbare Infor- 
mationsvermittler. Die mediengerechte Information 
von Presse, Funk und Fernsehen zu Problemen der 
Verkehrssicherheit wird daher intensiviert werden. 

Langfristig wichtig scheint neben der ständigen Zu- 
sammenarbeit mit Tages-, Fach- und Betriebszeit- 
schriften die entsprechende Einbeziehung von Zei- 
tungen und Zeitschriften, die auf einen jüngeren 
Leserkreis zielen. Daher soll die Medienarbeit auf 
spezielle Dienste für Schüler- und Studentenzeitun- 
gen ausgeweitet werden. 

Das gilt auch für Redaktionen fremdsprachiger Zei- 
tungen, die in der Bundesrepublik Deutschland er- 
scheinen. 

Besonderes Gewicht haben bei der Verkehrserzie- 
hungs- und -auf klärungsarbeit Funk und Fern- 
sehen. 

Im Rundfunk bemühen sich die Autofahrersendun- 
gen in zunehmendem und anerkennenswertem 
Maße um eine sicherheitsbewußte Einstellung der 
Verkehrsteilnehmer. Das Engagement nahezu aller 
Rundfunkanstalten, der Redaktionen und nicht zu- 
letzt einzelner Journalisten ist beispielhaft. 

Die Bundesregierung erkennt auch an, daß im 
Fernsehbereich seit Jahren sowohl eigenständig als 
auch besonders in Zusammenarbeit mit den Ver- 
kehrssicherheitsorganisationen das Thema Ver- 
kehrssicherheit in vielfältigen Darbietungsformen 
in die Programme beider Anstalten eingeführt wor- 
den ist. Serien wie „7. Sinn“ oder „Kette, Kardan, 
Köpfchen“, Magazine wie „Ratgeber: Auto und Ver- 
kehr“ oder „Telemotor“ belegen dies beispielhaft. 

Dennoch kann sich die Bundesregierung mit der 
Entwicklung nicht zufrieden zeigen. Sie sieht im 
Fernsehbereich keinen Fortschritt in dem gemein- 
samen Bemühen um mehr Verkehrssicherheit. 

Es bedarf für die Zukunft einer noch weiterreichen- 
deren Integration der Verkehrssicherheitsbelange 
in alle die Programmteile, in denen Verkehrssicher- 
heit vom Thema und den Darstellungsmöglichkei- 
ten her nicht systemwidrig ist. Die Bundesregie- 
rung hat sich bereits an die Intendanten von ARD 
und ZDF mit der Bitte gewandt, Sendungen, die 
spezifisch auf die Vermittlung von Verkehrssicher- 
heit zugeschnitten sind, einen wirksameren Pro- 
grammplatz einzuräumen und generell die Beiträge 
zur Verkehrssicherheit im Fernsehen zu verstär- 
ken. 
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Dabei kommt es darauf an, 

— die einzelnen verkehrssicherheitsrelevanten Be- 
lange medienspezifisch durch die Verkehrssi- 
cherheitsorganisationen so aufzubereiten, daß 
sie von den Fernsehredaktionen bei voller Wah- 
rung ihrer Unabhängigkeit aufgenommen wer- 
den können. Die Bundesregierung legt deshalb 
großen Wert auf diese notwendige Aufbereitung 
und unterstützt die entsprechenden Maßnah- 
men; 

— dem Status der Fernsehanstalten dadurch Rech- 
nung zu tragen, daß die entsprechenden Grund- 
abstimmungen über die zuständigen Gremien 
der Anstalten initiiert werden. Die Bundesregie- 
rung fordert nachdrücklich die Mithilfe der Ver- 
treter der Landesregierungen und der gesell- 
schaftlichen Gruppen in diesen Gremien. 


18. Zum Gefahrenthema Alkohol und 
Arzneimittel 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die 
derzeit geltenden Regelungen zur Bekämpfung des 
Alkohols am Steuer ausreichen, wenn es gelingt, die 
entsprechende Aufklärung weiter zu intensivieren 
und dem einzelnen stärker als bisher die auch 
schon mit leichter Alkoholbeeinflussung verbunde- 
nen Gefahren und Beeinträchtigungen seines Lei- 
stungsvermögens bewußtzumachen. 

Dabei wird insbesondere auf die — vielen Kraftfah- 
rern nicht bekannte — Tatsache hinzuweisen sein, 
daß bereits ab einer Blutalkoholkonzentration von 
0,3 Promille im Einzelfall eine strafgerichtliche Ver- 
urteilung möglich ist, wenn Fahrunsicherheit z. B. 
anhand eines Unfalls oder unsicherer Fahrweise 
nachgewiesen wird. Auf die Gefährlichkeit des 
„Herantrinkens“ an die 0,8-Promille-Grenze wird 
daher noch deutlicher als bisher eingegangen wer- 
den müssen. 

Die Bundesregierung ist ferner überzeugt, daß vor 
allem mit gezielten Überwachungsmaßnahmen die 
vom Alkohol ausgehenden besonderen Gefährdun- 
gen wirkungsvoll bekämpft werden können. Sie 
wird daher die Länder bitten, ihre Überwachungs- 
maßnahmen zu verstärken. 

Dabei muß gleichzeitig deutlich gemacht werden, 
daß Überwachungsmaßnahmen keine repressiven 
Schikanen sind, sondern daß sie dem Schutz des 
Kraftfahrers und der anderen Verkehrsteilnehmer 
dienen. Die mit der Überwachung beauftragten Po- 
lizeibeamten verdienen keine Kritik, sondern die 
uneingeschränkte Unterstützung der Öffentlich- 
keit. 

Die Bundesregierung wird ferner prüfen, ob im In- 
teresse einer die Kraftfahrer weniger belastenden 
Überwachung der Einsatz elektronischer Atemalko- 
hol-Testgeräte in Zukunft an die Stelle der bisher 
von den Gerichten geforderten Blutprobe treten 
kann. 


Als ein ständig wachsendes Problem sieht die Bun- 
desregierung Fahruntüchtigkeit als Folge von Arz- 
neimitteleinnahme — oft auch in Verbindung mit 
Alkohol — an. 

Die Bundesregierung wird auf die Ärzteschaft ein- 
wirken, daß bei Verschreibung von Arzneimitteln 
jeweils im Einzelfall auf die damit möglicherweise 
gegebenen Risiken für eine Verkehrsteilnahme hin- 
gewiesen wird. Sie wird aber auch die Bevölkerung 
darauf hinweisen, daß diese den Arzt jeweils nach 
dem Einfluß des Arzneimittels auf die Fahrtüchtig- 
keit befragt. 

Pauschale Hinweise auf den Packungsbeilagen der 
Arzneimittel können offenbar keinen ausreichen- 
den Schutz gewähren. Der Patient muß vielmehr in 
der Packungsbeilage deutlich und konkret auch auf 
solche unerwünschte Wirkungen seines Arzneimit- 
tels hingewiesen werden, mit denen er als Teilneh- 
mer am Straßenverkehr rechnen muß. Die von der 
Bundesregierung erwogene Einführung einer be- 
sonderen Arztinformation (als Fachkreisinforma- 
tion) würde die Trennung der Informationen in ärz- 
te- und patientenspezifische Angaben ermöglichen 
und damit auch dem Patienten die gegebenenfalls 
mit der Einnahme eines Arzneimittels verbundenen 
Risiken deutlicher machen. Es wird auch geprüft 
werden, ob die Packung selbst durch ein entspre- 
chendes, leicht erkennbares Symbol gekennzeich- 
net werden soll. 

Die Bundesregierung wird der weiteren Entwick- 
lung große Aufmerksamkeit widmen. Untersuchun- 
gen zur Arzneimitteleinnahme, zum Einfluß auf die 
Fahrtüchtigkeit und auf das Unfallgeschehen sowie 
zur Verbesserung des Nachweises einer verkehrs- 
gefährdenden Arzneimitteleinnahme werden von 
ihr gefördert. Sobald gesicherte Forschungsergeb- 
nisse vorliegen, wird die Bundesregierung erforder- 
liche Maßnahmen veranlassen. Bis dahin steht die 
allgemeine Aufklärung der Öffentlichkeit im Vor- 
dergrund. 


19. Zum Gefahrenthema Geschwindigkeit 

Zwischen Fahrgeschwindigkeit und Unfallgesche- 
hen besteht zweifellos ein Zusammenhang. Die 
Straßenverkehrs-Ordnung (StVO) schreibt deshalb 
dem Fahrzeugführer mit aller Eindeutigkeit vor, 
nur so schnell zu fahren, daß er sein Fahrzeug stän- 
dig beherrscht. Die Geschwindigkeit muß also den 
jeweiligen Verkehrsverhältnissen angepaßt wer- 
den. 

Diese generelle Vorschrift wird durch eine Anzahl 
allgemeiner Geschwindigkeitsbeschränkungen er- 
gänzt 

— für einzelne Fahrzeugarten (Lkw, Kraftomni- 
busse, Züge), 

— innerhalb geschlossener Ortschaften (50 km/h), 

— außerhalb geschlossener Ortschaften auf den so- 
genannten Landstraßen (100 km/h). 
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Auf Autobahnen gilt seit 1978 eine Richtgeschwin- 
digkeit von 130 km/h. 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, die derzeit 
geltenden allgemeinen Geschwindigkeitsregelun- 
gen zu verändern. Diese haben sich als ausreichend 
erwiesen. Örtliche weitergehende Einschränkungen 
sind — auch für das Fahren bei Nässe — in erfor- 
derlichem Umfang möglich. 

Hinsichtlich der Richtgeschwindigkeit auf Autobah- 
nen ist auf den hohen Sicherheitsgrad dieses Stra- 
ßentyps hinzuweisen. Obwohl der Anteil der auf 
den Autobahnen erbrachten Fahrleistungen an den 
Gesamtfahrleistungen im Straßenverkehr inzwi- 
schen auf 25% gestiegen ist, geschehen dort nur 
4,35% der Unfälle mit Personenschaden. Mit etwa 
0,17 Personenschadensunfällen je 1 Mio. Fahrzeug- 
kilometer liegt die Unfallrate auf Autobahnen weit 
unter der Unfallrate der übrigen Außerortsstraßen 
(0,68) oder der Innerortsstraßen (2,3). 

Richtig ist, daß sich innerorts viele Kraftfahrer 
nicht an die angemessenen oder die zulässigen 
Höchstgeschwindigkeiten halten. Dennoch sieht die 
Bundesregierung eine allgemeine Herabsetzung 
der innerörtlich zulässigen Höchstgeschwindigkeit 
(„Tempo 30“) als kaum erfolgversprechend an. Das 
Vorhandensein einer Vorschrift bewirkt keines- 
wegs bereits ein entsprechendes Verkehrsverhalten 
der Autofahrer. Es muß insoweit eine „gesellschaft- 
liche Übereinstimmung“ vorhanden sein. Von einer 
solchen Übereinstimmung kann hinsichtlich eines 
innerörtlichen allgemeinen Tempolimits von 
30 km/h nicht die Rede sein. 

Die seit 1976 auf einzelnen Straßenabschnitten 
durchgeführten Untersuchungen haben zu dem Er- 
gebnis geführt, daß die Aufstellung von Höchst- 
geschwindigkeitsschildern mit „30 km/h“, auch mit 
dem „begründenden“ Gefahrzeichen „Kinder“, dann 
keine nennenswerte Reduzierung der Geschwindig- 
keit bewirkt, wenn die Straße nach ihrer Trassie- 
rung, Übersicht und Fahrbahnbeschaffenheit eine 
höhere Geschwindigkeit zuläßt. Andere Auswirkun- 
gen sind auch bei einer generellen Höchstgeschwin- 
digkeit von 30 km/h nicht zu erwarten, wenn nicht 
Straßenfläche und Straßenraum geschwindigkeits- 
dämpfend etwa durch Maßnahmen der Verkehrsbe- 
ruhigung gestaltet werden. Hierzu bedarf es nach 
Auffassung der Bundesregierung keiner weiteren 
Großversuche. 

Sinnvoll sind in diesem Zusammenhang nur ge- 
zielte Örtliche Maßnahmen. Die Straßenverkehrsbe- 
hörden können nach geltendem Recht für einzelne 
Straßenabschnitte die Höchstgeschwindigkeit auf 
30 km/h reduzieren, für andere auf mehr als 
50 km/h heraufsetzen. Sie können durch die Ein- 
richtung von verkehrsberuhigten Bereichen die Ge- 
schwindigkeit sogar auf Schrittempo reduzieren. 
Durch die von der Bundesregierung beabsichtigte 
Einführung eines Zonen-Verkehrszeichens für Ge- 
schwindigkeitsbeschränkungen werden solche 
Maßnahmen noch erleichtert. Die erforderliche Fle- 
xibilität ist also gegeben. 

Daß die Unfallursache „nicht angepaßte Geschwin- 
digkeit“ eine so große negative Bedeutung für das 


Unfallgeschehen hat, ist — wie auch das Beispiel 
anderer Länder zeigt — nicht so sehr auf zu hohe 
zulässige Höchstgeschwindigkeiten, sondern auf 
das mangelhafte Verhalten des einzelnen Kraftfah- 
rers in der jeweiligen Verkehrssituation zurückzu- 
führen. Ein deutlicher Hinweis darauf ist der hohe 
Anteil der Alleinunfälle am Unfallgeschehen. 

Ausgeprägteres Gefahrenbewußtsein, die richtige 
Einschätzung der eigenen Fahrfähigkeiten und die 
Bereitschaft zu verantwortungsvollem Handeln den 
anderen Verkehrsteilnehmern gegenüber, können 
durch generelle Geschwindigkeitsregelungen weder 
angeregt noch ersetzt werden. Gezielte Aufklärung 
über die Ursachen und Folgen des Fehlverhaltens 
sowie eine angemessene Überwachung und Ahn- 
dung entsprechender Verkehrsverstöße sieht die 
Bundesregierung als geeignetere Maßnahmen an. 

Im Vordergrund der Aufklärung für den Kraftfah- 
rer muß der Zusammenhang zwischen der Fahr- 
und der Kollisionsgeschwindigkeit stehen. Bereits 
geringfügige Erhöhungen der Geschwindigkeit füh- 
ren zu erheblich längeren Reaktions- und Brems- 
wegen bzw. trotz Bremsens zu einer erheblich höhe- 
ren Kollisionsgeschwindigkeit. In der Fahrausbil- 
dung und in der Weiterbildung gilt es, diesen Zu- 
sammenhang deutlich zu machen. 

Ebenso wie im Problembereich „alkoholbeeinflußte 
Verkehrsteilnahme“ ist aber auch bei „nicht ange- 
paßter Geschwindigkeit“ die Überwachung und 
Ahndung von Verstößen unverzichtbar. Der Ver- 
kehrsteilnehmer muß überzeugt werden, daß die 
Überwachung der Gefahreneindämmung dient und 
keine Schikane ist. 

Die Bundesregierung wird schließlich auf die Auto- 
mobilindustrie einwirken, daß mit dem Kriterium 
„Geschwindigkeit“ künftig nicht mehr geworben 
wird. 


20. Zu den Schutzmöglichkeiten für den 
einzelnen Verkehrsteilnehmer 

Ein wesentlicher Teil jeder Aufklärungsarbeit muß 
sein, dem Verkehrsteilnehmer deutlich zu machen, 
wie er sich vor den Folgen eines Unfalls selbst 
schützen kann. 

Für den Insassen eines Kraftfahrzeuges ist der 
beste Schutz gegen die Folgen eines Verkehrsunfal- 
les das Anlegen des Sicherheitsgurtes. Es ist gesi- 
cherte Erkenntnis, daß der Sicherheitsgurt bei na- 
hezu allen Unfällen, auch bei Brand und Sturz in 
ein Gewässer, der sicherste Schutz ist. Nur bei nicht 
einmal 1 % aller Unfälle wirkt sich das Anlegen des 
Gurtes nachteilig für den Träger aus. Es ist deshalb 
nicht verständlich, daß sich im Durchschnitt nur 
etwa 45 % aller Kraftfahrer innerorts dieses 
Schutzes bedienen, während sich auf Autobahnen 
80 % angurten. Dabei entfaltet der Sicherheitsgurt 
gerade im Innerortsverkehr seine größte Schutz- 
wirkung. Durch Anlegen des Sicherheitsgurtes kön- 
nen sich nicht nur die Benutzer der Vordersitze 
schützen, in gleichem Maß gilt dies auch für Insas- 
sen auf den Rücksitzen. 
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Der Bundesminister für Verkehr wird daher ge- 
meinsam mit dem Deutschen Verkehrssicherheits- 
rat auch weiterhin flankierend zu den vorgesehe- 
nen Änderungen der Vorschriften an die Einsicht 
und an die Eigenverantwortung der Kraftfahrer 
und ihrer Mitfahrer appellieren, von diesem einfa- 
chen und sicheren Schutzmittel immer Gebrauch zu 
machen. 

Die Aufklärung mit dem Ziel, das Anlegen des Gur- 
tes zu fördern, wird sich dabei nunmehr auch auf 
die Benutzung der Gurte auf den Rücksitzen sowie 
auf die von Kinderrückhaltesystemen richten. Sie 
hat dabei bewußt eine doppelte Funktion: Als Ver- 
mittlung wichtiger Informationen und als Unter- 
stützung der beabsichtigten Einführung neuer Vor- 
schriften. 

Das Tragen von Schutzkleidung durch motorisierte 
Zweiradfahrer ist ebenfalls ein außerordentlich 
wirksames Mittel zur Vermeidung schwerer Folgen 
bei Unfällen. Während sich das Tragen von Schutz- 
helmen bei Motorradfahrern nahezu ohne Aus- 
nahme durchgesetzt hat, ist dies bei anderen moto- 
risierten Zweiradfahrern nicht der Fall, ebenso wie 
insgesamt beim Anlegen geeigneter Schutzbeklei- 
dung. Auch hier liegt eine wichtige Aufgabe der 
künftigen Aufklärungsarbeit. 

Nicht nur der Pkw- und Motorradfahrer hat Mög- 
lichkeiten, sich selbst zu schützen. Auch Fußgänger, 
Radfahrer sowie Mofa- und Mopedfahrer können 
sich durch Erhöhung ihrer Auffälligkeit vor Unfäl- 
len bewahren. Helle, besser noch reflektierende Be- 
kleidung oder Bekleidungsteile, intakte und einge- 
schaltete Beleuchtungseinrichtungen erhöhen bei 
Nacht und schlechtem Wetter die Erkennbarkeit 
für den Kraftfahrer', ebenso wie rechtzeitig einge- 
schaltetes Fahrlicht die Erkennbarkeit für Kraft- 
fahrer untereinander verbessert. Auch dieser Pro- 
blembereich wird durch Aufklärungsmaßnahmen 
aufgegriffen werden. 


21. Zur Mitverantwortung gegenüber 
ungeschützten Verkehrsteilnehmern 

Fußgänger und Radfahrer, aber auch motorisierte 
Zweiradfahrer sind weniger geschützt und damit 
eher gefährdet als Pkw- und Lkw-Insassen. Kinder, 
ältere Menschen, Körperbehinderte und hier beson- 
ders Rollstuhlfahrer können nicht immer den von 
anderen an sie gestellten Ansprüchen genügen. Alle 
haben aber den gleichen Anspruch, sicher am Ver- 
kehr teilzunehmen, ein Recht, das freilich vom Ver- 
halten der anderen, stärkeren Verkehrsteilnehmer 
abhängig ist. Die Straßenverkehrs-Ordnung gebie- 
tet daher dem Kraftfahrer im Verhältnis zu den 
besonders schutzbedürftigen Personengruppen, äu- 
ßerste Sorgfalt zu beachten; eine Gefährdung dieser 
Personengruppen muß durch Umsicht, verminderte 
Geschwindigkeit und Bremsbereitschaft ausge- 
schlossen werden. Diese Vorschrift wird leider noch 
nicht ausreichend befolgt. Auch hier kommt es dar- 
auf an, den Kraftfahrer vom Beginn seiner Ausbil- 
dung an ständig und umfassend zu informieren und 


zu motivieren, damit er in Einstellung und Verhal- 
ten der entsprechenden Mitverantwortung gegen- 
über den Schwächeren gerecht wird. 

Vor diesem Hintergrund wird die Bundesregierung 
eine vom Deutschen Verkehrssicherheitsrat ge- 
plante Aufklärungsaktion zugunsten der schwäche- 
ren und ungeschützten Verkehrsteilnehmer nach- 
haltig unterstützen. 

Aber auch das Verhalten der ungeschützten Ver- 
kehrsteilnehmer bedarf einer Verbesserung. Die 
Bundesregierung beobachtet mit Sorge das regel- 
widrige Verhalten insbesondere vieler Radfahrer, 
das sich in schweren Unfällen niederschlägt. Neben 
Verbesserungen im Verkehrsraum und Änderun- 
gen von Verhaltensvorschriften muß hier die Mög- 
lichkeit und die Notwendigkeit zu verkehrsgerech- 
tem und damit sicherem Verhalten aufgezeigt wer- 
den. 


22. Neuordnung des Fahrerlaubnis- und 
Fahrlehrerrechts 

Die übermäßig hohe Unfallbeteiligung von Fahran- 
fängern, insbesondere bei den Jahrgängen, die zum 
Einstieg in die jeweilige Fahrerlaubnisklasse be- 
rechtigen, erfordert dringend Maßnahmen, mit de- 
nen dieser Entwicklung entgegengewirkt werden 
kann. Dabei ist von der Erkenntnis auszugehen, daß 
junge Fahranfänger, vor allem als Motorrad- und 
Pkw-Fahrer, aufgrund noch mangelnder Erfahrung 
und erhöhter Risikobereitschaft im Straßenverkehr 
für sich selbst und andere Verkehrsteilnehmer eine 
besonders große Gefahr darstellen. 

Dieser Gefahr kann durch Aufklärung, Zielgrup- 
penprogramme oder andere isolierte Maßnahmen 
allein nicht hinreichend begegnet werden. 

Die Bundesregierung wird daher ein Bündel von 
aufeinander abgestimmten Maßnahmenvorschlä- 
gen aus allen in Betracht kommenden Bereichen 
des Fahrerlaubnis- und des Fahrlehrerrechts vorle- 
gen. Vorgesehen sind Änderungen des Straßenver- 
kehrs- und des Fahrlehrergesetzes, der Straßenver- 
kehrs-Zulassungs-Ordnung, der Fahrlehrer-Ausbil- 
dungsordnung, der Fahrschüler-Ausbildungsord- 
nung, der Prüfungsordnung für Fahrlehrer sowie 
der Gebührenordnung für Maßnahmen im Straßen- 
verkehr. Zusammen mit der Weiterbildung der 
Kraftfahrer stellen diese Maßnahmen ein Gesamt- 
konzept dar, das die Fahranfänger durch Lernen, 
Trainieren, Heranführen an die Verkehrspraxis 
und Bewährung zu sicheren und besonnenen Ver- 
kehrsteilnehmern machen soll. 


23. Jugendliche als motorisierte 
Verkehrsteilnehmer 

Die Einführung von Jugendlichen in den motori- 
sierten Straßenverkehr ist wegen des Übergangs 
von der nichtmotorisierten zur motorisierten Ver- 
kehrsteilnahme eine besonders schwierige Auf- 
gabe. 
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Die Bundesregierung hält insoweit das Mofa 25 wei- 
terhin für das geeignete Einstiegsfahrzeug in den 
motorisierten Straßenverkehr. Die Erfahrungen ha- 
ben aber gezeigt, daß das mit der Nutzung dieses 
Kraftfahrzeugs verknüpfte Unfallrisiko — insbe- 
sondere für Jugendliche — durch die bislang gelten- 
den Rechtsvorschriften, die lediglich eine theoreti- 
sche Prüfung vorsehen, nicht ausreichend herabge- 
setzt werden kann. Alle gegenwärtigen Erkennt- 
nisse und Erfahrungen, insbesondere der erfolg- 
reich verlaufene Versuch im Lande Baden-Würt- 
temberg, weisen darauf hin, daß sich die jugendli- 
chen Mofa-Benutzer wesentlich besser im Straßen- 
verkehr zurechtfinden, wenn sie an einer theoreti- 
schen und praktischen Ausbildung teilgenommen 
haben. So sind z. B. in Baden-Württemberg nach der 
Einführung einer obligatorischen zusätzlichen theo- 
retischen Ausbildung für Mofa-Fahrer die Unfall- 
zahlen um rd. 20 % zurückgegangen. 

Die Bundesregierung beabsichtigt deshalb, die Teil- 
nahme an einer theoretischen und praktischen 
Ausbildung verbindlich vorzuschreiben. Sie wird so- 
wohl bei Fahrschulen, als auch wahlweise im Zu- 
sammenhang mit den Mofa-Kursen in der Sekun- 
darstufe I der öffentlichen Schulen auf der Grund- 
lage des DVR-Programms „50 Kubik“ bzw. des 
DVW-Programms „Mofa-Kurs in Schulen“ durchge- 
führt werden können. Sie strebt an, darüber hinaus 
auch andere in der Verkehrssicherheitsarbeit tätige 
Institutionen an der Durchführung der Mofa-Aus- 
bildung zu beteiligen. Diese Ausbildung ist künftig 
Voraussetzung für die Ablegung der theoretischen 
Prüfung und für die Ausstellung der Prüfbescheini- 
gung. 

Gegen die von verschiedenen Seiten befürwortete 
Absenkung des Mindestalters für Mofa-Fahrer von 
15 auf 14 Jahre hat die Bundesregierung erhebliche 
Bedenken. Sie befürchtet eine Zunahme der Unfäl- 
le, die auch nicht durch ein möglicherweise sichere- 
res Verkehrsverhalten in den späteren Lebensjah- 
ren aufgewogen wird. Vor einem endgültigen Urteil 
in dieser Frage wird die Bundesregierung die Er- 
fahrungen abwarten, die in Hessen mit dem dort 
seit dem Frühjahr 1983 laufenden Modellversuch 
(Zulassung schon 14jähriger nach Ausbildung) ge- 
macht werden. 


24. Fahrschulausbildung 

In der Fahrschule wird nicht nur die Fähigkeit zur 
Beherrschung des Fahrzeugs vermittelt, sondern 
auch die Einstellung und das Verantwortungsbe- 
wußtsein und damit das Verhalten im Verkehr we- 
sentlich geprägt. Die Bundesregierung mißt den da- 
mit gegebenen Möglichkeiten einer langfristigen 
Beeinflussung der Verkehrssicherheit großes Ge- 
wicht bei. Die Fahrschulausbildung soll demgemäß 
wie folgt intensiviert werden: 

— Hinführung zu rücksichtsvollem und defensi- 
vem Fahren in der Verantwortung, die jeder für 
sich selbst und seinem Nächsten gegenüber 
trägt, 


— noch stärkere Berücksichtigung der Gefahren- 
lehre und der Erkenntnisse aus den Hauptun- 
fallursachen in der Ausbildung, 

— bessere Verzahnung des theoretischen und 
praktischen Unterrichts, 

— Verlängerung der Überlandfahrten (Schulung 
auf Bundes- oder Lanstraßen), 

— obligatorische Autobahnschulung (Wegfall der 
bisherigen Ausnahmeregelung), 

— Nachtschulung überwiegend als Überlandfahrt 
bei Dunkelheit oder Dämmerung, 

— Nachtschulung auch bei der Motorradfahreraus- 
bildung, 

— Ausschluß der Kombinatsmöglichkeit bei diesen 
„Sonderfahrten“, 

— Anhebung der inhaltlichen und zeitlichen Mini- 
malanforderungen an die Unterrichtsgestaltung 
bei der Motorradfahrerausbildung. 

Darüber hinaus wird die Teilnahme am theoreti- 
schen und praktischen Fahrschulunterricht als eine 
weitere Voraussetzung für die Fahrerlaubnisertei- 
lung vorgeschrieben. Im bisherigen Fahrerlaubnis- 
recht besteht dazu keine Rechtspflicht. Vor allem 
junge Fahrschüler glauben häufig, auf den theoreti- 
schen Unterricht verzichten zu können. Auch die 
besonders vorgeschriebenen Ausbildungsfahrten, 
wie Schulung auf der Autobahn usw., werden häufig 
nicht durchgeführt. Dies führt zu Ausbildungsdefi- 
ziten mit der Folge, daß auf die Unerfahrenheit der 
Fahranfänger nicht genügend eingewirkt werden 
kann. Die Einführung einer Rechtspflicht zur Teil- 
nahme am Fahrschulunterricht soll diese Defizite 
beseitigen. 

Auch eine Anhebung der Zugangsvoraussetzungen 
zum Fahrlehrerberuf wird auf längere Sicht zu ei- 
ner besseren Fahrschulausbildung und damit indi- 
rekt zu einer Hebung der Verkehrssicherheit füh- 
ren. In diesem Zusammenhang sind folgende Maß- 
nahmen vorgesehen: 

— Verlängerung der Fahrlehrerausbildung von 
fünf Monaten auf sechs Monate, 

— Intensivierung der Ausbildung durch Aufnahme 
weiterer sicherheitsrelevanter Sachgebiete in 
den Ausbildungsrahmenplan, 

— Zulassung zur Fahrlehrerprüfung nur nach eige- 
ner Fahrpraxis auf Fahrzeugen der beantragten 
Fahrlehrerlaubnisklasse (statt bloßer Pkw-Pra- 
xis), 

— stärkere Berücksichtigung der pädagogischen 
Qualifikation in der Fahrlehrerprüfung durch 
schöpft werden — für eine wirksame Kontrolle 
des Fahrkönnens nicht ausreichen. 


25. Fahrerlaubfiisprüfung 

Neben der Fahrschulausbildung ist auch die Fahr- 
erlaubnisprüfung zu verbessern. Die Erfahrung 
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zeigt, daß sich eine intensive Prüfung positiv auf die 
Qualität der Ausbildung auswirkt. 

Die Bundesregierung hält folgende Maßnahmen 
zur Intensivierung der Prüfung für erforderlich: 

— Weiterer Ausbau der sog. Gefahrenlehre im 
Rahmen der theoretischen Prüfung. Mehr ein- 
schlägige Fragen sollen das Gewicht der Gefah- 
renlehre verstärken. Diese Absicht deckt sich 
mit einer Empfehlung der Höcherl-Kommission, 
die bereits dazu geführt hat, die Vereinigung der 
Technischen Überwachungsvereine (VdTÜV) 
mit den Vorarbeiten für eine weitere Überarbei- 
tung des Fragenkatalogs zu beauftragen. 

— Verlängerung der reinen Fahrzeit der Prüfung 
über 30 Minuten hinaus. Dies wird zu positiven 
Rückwirkungen auch auf die Intensität der fahr- 
praktischen Ausbildung führen. Zwar wird hier- 
durch der Führerschein geringfügig teurer wer- 
den; die bisherigen Erfahrungen zeigen jedoch, 
daß 30 Miniuten — selbst wenn sie voll ausge- 
schöpft werden — für eine wirksame Kontrolle 
des Fahrkönnens nicht ausreichen. 

— Verbesserung der Qualität der Prüfung dadurch, 
daß vermehrt die Bewältigung auch schwieriger 
Fahraufgaben verlangt wird (insbesondere bei 
den Klassen 1 und 1 b). 

Auf der anderen Seite hält die Bundesregierung 
aber auch gewisse Erleichterungen bei den Fahrer- 
laubnisprüfungen für möglich. Nach geltendem 
Recht bedarf es für die Erweiterung der Fahrer- 
laubnis auf eine andere Klasse einer erneuten Aus- 
bildung und Prüfung. Die Bundesregierung meint, 
daß in diesen Fällen auf eine nochmalige Prüfung 
ganz oder teilweise verzichtet werden könnte. Gege- 
benenfalls könnte auch eine Verringerung des Prü- 
fungsstoffes durch stärkere Konzentrierung auf die 
Besonderheiten der neuen Klasse erreicht werden. 


26. Führerschein auf Probe 

Die Bundesregierung ist ebenso wie die Höcherl- 
Kommission der Auffassung, daß allein mit der not- 
wendigen Verbesserung von Ausbildung und Prü- 
fung der unverhältnismäßig hohen Unfallbeteili- 
gung der Fahranfänger noch nicht wirksam genug 
begegnet werden kann. Sie hält es für notwendig, 
das Gefährdungsrisiko der Fahranfänger allgemein 
mit Hilfe des „Führerscheins auf Probe“ nachhaltig 
abzubauen. Diese Regelung wird für alle Bewerber 
um eine Fahrerlaubnis der Klassen 1 bis 4 Geltung 
haben. 

Das Modell eines „Führerscheins auf Probe“ soll 
aus folgenden wesentlichen Elementen bestehen: 

— Die Dauer der Probezeit beträgt zwei Jahre. In 
dieser Probezeit soll der Fahranfänger im Stra- 
ßenverkehr Erfahrungen sammeln, sich beson- 
ders umsichtiges Verhalten aneignen und sich 
damit im Verkehr bewähren. 

— Von mangelnder Bewährung wird ausgegangen, 
wenn der Anfänger während der Probezeit ge- 


wichtige Verkehrszuwiderhandlungen begangen 
hat. Das soll grundsätzlich dann der Fall sein, 
wenn die Verkehrszuwiderhandlungen im Ver- 
kehrszentralregister (VZR) einzutragen sind. Je- 
doch soll noch nicht jede dieser Eintragungen 
für sich allein zur Annahme der Nichtbewäh- 
rung führen. Die Gewichtung wird vielmehr mit 
Hilfe des Punktsystems vorgenommen. Nichtbe- 
währung wird danach angenommen, wenn 
durch die Zuwiderhandlungen in der Probezeit 
bestimmte Punkteschwellen erreicht oder über- 
schritten werden. 

— Es werden drei Punkteschwellen vorgesehen, 
bei deren Erreichen oder Überschreiten dem An- 
fänger die Teilnahme an einem Nachschulungs- 
kurs (1. Stufe), die Widerholung der Fahrerlaub- 
nisprüfung (2. Stufe) und schließlich die Beibrin- 
gung eines medizinisch-psychologischen Eig- 
nungsgutachtens (3. Stufe) aufgegeben wird. In 
diesem „anfängerspezifischen Punktsystem“ sol- 
len die drei Punkteschwellen aber deutlich nied- 
riger liegen als bei dem herkömmlichen Punkt- 
system. 

— Für die Nachschulung soll ein Modell mit einem 
theoretischen und einem fahrpraktischen Teil 
eingesetzt werden. Es wurde bereits im Rahmen 
der Nachschulungskurse für junge auffällige 
Kraftfahrer in den Jahren 1977 bis 1980 erprobt. 
Die dabei gewonnenen Erfahrungen lassen er- 
warten, daß der mit der Nachschulung ange- 
strebte Erfolg eintreten wird. Die Nachschu- 
lungsseminare sollen von Fahrlehrern geleitet 
werden, die eigens auf diese Aufgabe vorbereitet 
worden sind. 

Die Bundesregierung erwartet von diesem Modell 
eines „Führerscheins auf Probe“ eine starke erzie- 
herische Wirkung auf die Fahranfänger. Sie geht 
davon aus, daß sich diese in der für sie besonders 
kritischen Anfängerzeit im Straßenverkehr umsich- 
tig, risikobewußt und verantwortungsbereit verhal- 
ten. Der Bewährungsgedanke ist auch der wesentli- 
che Grund dafür, daß die Bundesregierung dieses 
Modell dem Vorschlag vorzieht, alle Fahranfänger 
nach Erwerb der Fahrerlaubnis in einer zweiten 
Ausbildungsphase an einem Fortbildungsseminar 
teilnehmen zu lassen. Die Bundesregierung räumt 
ihrem Modell eine höhere Wirkung auf die Motiva- 
tion ein. Um Zwangsmaßnahmen in der Bewäh- 
rungszeit zu vermeiden, wird der Fahranfänger 
eher zu besonnenem und umsichtigem Verhalten 
bereit sein, als wenn er in jedem Falle unabhängig 
von seinem Verhalten an weiteren Fortbildungsver- 
anstaltungen teilnehmen muß. 


27. Nachschulung 

Bewähren sollen sich aber auch diejenigen, die 
nach Ablauf der Probezeit im Straßenverkehr auf- 
fällig werden. Die Bundesregierung wird daher wie 
bisher schon die Durchführung von Nachschulungs- 
kursen für auffällige Verkehrsteilnehmer fördern. 
Die Nachschulungskurse zielen darauf ab, das Si- 
cherheitsrisiko bestimmter Fahrergruppen durch 
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Beeinflussung von Wissen, Einstellung und Verhal- 
ten zu mindern. Um den jeweils besonderen gefah- 
renträchtigen Verhaltensdefiziten gerecht zu wer- 
den, sind Nachschulungskurse für folgende Risiko- 
gruppen entwickelt worden: 

— für auffällige junge Fahranfänger 

— für mehrfach auffällige Kraftfahrer 

— für erstmals alkoholauffällige Kraftfahrer 

— für wiederholt alkoholauffällige Kraftfahrer. 

Die — bisher freiwillige — Nachschulung der jun- 
gen auffälligen Fahranfänger wird künftig in der 
obligatorischen Nachschulung im Rahmen des Füh- 
rerscheins auf Probe aufgehen. Die übrigen, in allen 
Bundesländern angebotenen Modellversuche zur 
Nachschulung mehrfach auffälliger und alkoholauf- 
fälliger Kraftfahrer werden auf freiwilliger Basis 
fortgesetzt und von der Bundesregierung auch wei- 
terhin unterstützt. Durch geeignete Aufklärungs- 
maßnahmen soll die Beteiligung an den Kursen ge- 
fördert werden. 

Die Modellversuche werden von der Bundesanstalt 
für Straßenwesen wissenschaftlich betreut und aus- 
gewertet. Nach Abschluß der Auswertung in etwa 
drei Jahren wird die Bundesregierung entscheiden, 
ob und wie die Nachschulung auf Dauer in das 
System des Fahrerlaubnis- und Verkehrsrechts ein- 
bezogen werden kann. 


28. Stufenführerschein für Motorräder 

Die besonders hohe Gefährdung der Motorradfah- 
rer macht es notwendig, im Motorradbereich eine 
zusätzliche Regelung zu treffen. 

Das relativ instabile, dem Fahrer keinen Schutz ge- 
währende, schwierig zu beherrschende und für an- 
dere Verkehrsteilnehmer schwer erkenn- und bere- 
chenbare Verkehrsmittel Motorrad stellt besonders 
hohe Anforderungen an das physische und psychi- 
sche Leistungsvermögen der Fahranfänger. Zudem 
sind die Nutzer dieses Verkehrsmittels überwie- 
gend junge Menschen, die sich oft noch in einem 
Reifungsprozeß befinden und deren Neigung zum 
Erprobungsverhalten erst mit der sich langsam ent- 
wickelnden emotionalen Stabilität der Persönlich- 
keit abgebaut wird. 

Die Bundesregierung beabsichtigt daher, neben der 
bisherigen Teilung des Führerscheins Klasse 1 in 
Leichtkrafträder (Klasse 1 b) und Motorräder, eine 
zusätzliche Stufung der Motorräder in zwei Lei- 
stungskategorien einzuführen. Die Untersuchungen 
einer vom Bundesminister für Verkehr eingesetz- 
ten Expertenkommissionen haben gezeigt, daß in 
erster Linie die Gruppe der 18- bis 19jährigen we- 
gen ihrer altersbedingten Risikobereitschaft einem 
überdurchschnittlichen Unfallrisiko ausgesetzt ist, 
das nochmals deutlich anwächst, wenn leistungs- 
starke Motorräder benutzt werden. Demgegenüber 
ist das Unfallrisiko bei den 20jährigen und älteren 
— auch wenn sie erst in diesem Alter mit dem 
Motorradfahren beginnen — deutlich geringer. 


Die Klasse 1 (Motorräder) soll daher in zwei Stufen 
auf geteilt werden. Die Fahrerlaubnis der oberen 
Kategorie (Motorräder ohne Leistungsbeschrän- 
kung) soll erst ab einem Alter von 20 Jahren erwor- 
ben werden dürfen. Angesichts des geringeren Un- 
fallrisikos dieser Altersgruppe sowie der für diese 
Fahrzeugkategorie vorgesehenen besonders inten- 
siven Ausbildung und Prüfung soll auch der „Di- 
rekteinstieg" ohne vorherige Fahrerfahrung auf 
kleineren Motorrädern möglich sein. 

Das Motorrad, das bereits von 18- und 19jährigen 
gefahren werden darf, soll in der Leistung auf 
20 kW (27 PS) beschränkt werden; daneben soll ein 
leistungsbezogenes Mindestgewicht von 7 kg/kW 
verhindern, daß durch extremen Leichtbau trotz der 
beschränkten Leistung hohe Beschleunigungswerte 
erreicht werden können. Das leistungsbeschränkte 
Motorrad entspricht damit im wesentlichen dem in 
der Praxis üblichen „Fahrschulmotorrad“. 

Dem Erwerb der Fahrerlaubnis soll eine intensi- 
vere Ausbildung und Prüfung als bisher vorange- 
hen. Allerdings soll für diejenigen, die bereits im 
Besitz der Fahrerlaubnis für das leistungsbe- 
schränkte Motorrad sind, beim Aufstieg in die 
obere Klasse lediglich eine ergänzende Ausbildung 
verlangt werden. 

Nach Auffassung der Bundesregierung sollte die 
Wirtschaft bei der Produktwerbung für Motorräder 
und Zubehör in Zukunft vermeiden, inhaltlich, wie 
in der Gestaltung Eigenschaften herauszustellen, 
die zu aggressivem Fahrverhalten verleiten kön- 
nen. 


29. Neueinteilung der Fahrerlaubnisklassen 

Die Bundesregierung wird aber nicht nur die Fahr- 
erlaubnisklassen für die motorisierten Zweiräder, 
sondern auch die für die übrigen Fahrzeugkatego- 
rien überarbeiten, sie insbesondere an die interna- 
tional geltende Klasseneinteilung anpassen und da- 
durch einen Beitrag zur weiteren Harmonisierung 
des Fahrerlaubnisrechts in der Europäischen Ge- 
meinschaft leisten. 

Sie strebt an, die Umstellung zum 1. Januar 1986 
vorzunehmen, da von diesem Termin an aufgrund 
der Ersten EG-Führerscheinrichtlinie für den Füh- 
rerschein ein EG-einheitliches Muster zu verwen- 
den sein wird. 

Die Umstellung betrifft insbesondere die bisherigen 
Klassen 3 und 2, deren Abgrenzung gegenwärtig 
durch ein zulässiges Gesamtgewicht des Fahrzeugs 
von 7,5 t bestimmt wird, während die Grenze bei 
den entsprechenden internationalen Klassen B und 
C bereits bei 3,5 t zulässiges Gesamtgewicht liegt. 
Das bedeutet: 

Mit der Fahrerlaubnis der Klasse 3 dürfen derzeit, 
nicht nur Pkw, sondern auch Lkw bis zu 7,5 t zuläs- 
siges Gesamtgewicht und darüber hinaus sogar 
dreiachsige Züge geführt werden, die bei voller Ge- 
wichtsausnutzung des mitgeführten einachsigen 
Anhängers ein zulässiges Gesamtgewicht von 17,5 t 
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erreichen können. Im Gegensatz dazu sind die Aus- 
bildung und Prüfung für die Klasse 3 ausschließlich 
auf Pkw zugeschnitten. Die Neuordnung ist daher 
geboten. 

In der Klasse 2 orientiert sich der fahrpraktische 
Teil von Ausbildung und Prüfung im wesentlichen 
an dem Zugfahrzeug, obwohl später in der Regel 
Züge und Sattelkraftfahrzeuge geführt werden. 
Auch dies bedarf der Änderung. Durch Übernahme 
der internationalen Klasse E für Züge können die 
im Mitführen von Anhängern liegenden Verkehrs- 
sicherheitsprobleme wirkungsvoller zum Gegen- 
stand von Ausbildung und Prüfung gemacht wer- 
den. 

Ähnliche Verbesserungen sind durch die Einfüh- 
rung der internationalen Klasse für Kraftomni- 
busse zu erwarten; sie macht zudem die gegenwär- 
tig vorgeschriebene besondere Fahrerlaubnis zur 
Fahrgastbeförderung in Kraftomnibussen entbehr- 
lich. 

Die Bundesregierung wird bei der Umstellung der 
Fahrerlaubnisklassen nicht nur dem Besitzstand- 
schutz angemessen Rechnung tragen, sondern die 
Anpassung an die internationalen Klassen so flexi- 
bel gestalten, daß unzumutbare Härten für Herstel- 
lung und Nutzung der betroffenen Fahrzeugkatego- 
rien vermieden werden. 


30. Verkehrszentralregister 

Die Bundesregierung hält das Verkehrszentralregi- 
ster nach wie vor für eine unentbehrliche, präventiv 
wirkende Einrichtung für die Sicherheit im Stra- 
ßenverkehr. Sie weiß sich darin einig mit der Mehr- 
heit der Bevölkerung und der Auffassung der Hö- 
cherl-Kommission. 

Der Umfang der Eintragungen im Verkehrszen- 
tralregister ist durch die Anhebung der Eintra- 
gungsgrenze für Verkehrsordnungswidrigkeiten 
auf 80 DM aufgrund des Gesetzes zur Änderung des 
Straßenverkehrsgesetzes vom 28. Dezember 1982 
bereits erheblich eingeschränkt worden. Die Bun- 
desregierung teilt die Auffassung des Deutschen 
Bundestages, daß der Eintragungsbestand im Ver- 
kehrszentralregister noch weiter reduziert werden 
sollte, soweit das mit den Grundsätzen der Ver- 
kehrssicherheit vereinbar ist. Bei der Erarbeitung 
des neuen bundeseinheitlichen Bußgeldkatalogs 
werden daher einige Verstöße, die nach geltendem 
Recht eingetragen werden müßten, in den nicht ein- 
zutragenden Bereich herabgestuft. 

Durch diese Änderung der Bußgeldsätze wird dem 
Anliegen des Deutschen Bundestages, durch Anhe- 
bung der Eintragungsgrenze den Eintragungsbe- 
stand weiter zu reduzieren, in der Substanz Rech- 
nung getragen. Es bedarf deshalb keines neuen Ge- 
setzes zur Änderung des § 28 Nr. 3 des Straßenver- 
kehrsgesetzes. Dies entspricht auch einem Be- 
schluß des Bundesrates (BR-Drucksache 111/83 — 
Beschluß). 


Unabhängig davon wird die Bundesregierung so 
bald als möglich den Entwurf eines Verkehrszen- 
tralregistergesetzes vorlegen. Durch ein solches Ge- 
setz sollen einmal die jetzt im Straßenverkehrsge- 
setz, der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung und 
der Verwaltungsvorschrift zu den §§13 bis 13 d Stra- 
ßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung verstreut unter- 
gebrachten Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
zusammengefaßt werden. Darüber hinaus sind die 
Tilgungsvorschriften mit dem Ziel zu ändern, den 
Bewährungscharakter stärker herauszustellen. 

Die Möglichkeiten einer Verknüpfung von Bundes- 
zentralsregister und Verkehrszentralregister wer- 
den z. Z. geprüft. Die Bundesregierung wird sich 
dazu äußern, sobald die Erörterungen unter den Be- 
teiligten abgeschlossen sind. Im Mittelpunkt steht 
dabei die Notwendigkeit, das Verkehrszentralregi- 
ster als „wichtiges Instrument für jede Bewäh- 
rungskontrolle“ (so die Höcherl-Kommission) und 
damit für eine wirksame Verkehrssicherheitspolitik 
zu erhalten. 


31. Überarbeitung des Punktsystems 

Die Bundesregierung hält an dem Prinzip des 1974 
eingeführten und in der Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift zu §15b StVZO verankerten Systems 
fest, die Eintragungen im Verkehrszentralregister 
nach Punkten zu bewerten. Sie folgt dabei auch der 
Einstellung der Bevölkerung zu dem Punktsystem. 
Die Bundesregierung ist aber der Auffassung, daß 
das Punktsystem aufgrund der seit seiner Einfüh- 
rung gesammelten Erfahrungen verbessert werden 
muß. Dies bezieht sich insbesondere auf die Einord- 
nung der Verkehrsstraftaten und Verkehrsord- 
nungswidrigkeiten in die einzelnen Punktgruppen, 
aber auch auf die Maßnahmen, die beim Erreichen 
bestimmter Punktschwellen zu ergreifen sind. Bei 
der bereits eingeleiteten Überarbeitung des Punkt- 
systems wird auch die freiwillige Nachschulung ge- 
gen „Punktabzug“ in das System eingebaut werden; 
damit wird ein weiterer Anreiz geschaffen, sich im 
Straßenverkehr durch sicheres Verhalten zu be- 
währen. 


32. Neuregelung für Ordnungswidrigkelten im 
Verkehr 

Bei der Verfolgung von Verkehrsordnungswidrig- 
keiten, die im Interesse der Verkehrssicherheit un- 
erläßlich ist, haben sich Unzulänglichkeiten erge- 
ben. Die Bundesregierung wird daher den „Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten und anderer Gesetze“ in 
Kürze erneut einbringen. Der Gesetzentwurf sieht 
u. a. eine Anhebung des Verwarnungsgeldes von 
bisher 40 DM auf 75 DM vor. Das bedeutet, daß bis 
zu dieser Höhe ein Bußgeldverfahren im Interesse 
des Bürgers vermieden werden kann. Sobald diese 
Änderung beschlossen ist, kann der Verwarnungs- 
geldkatalog an die neue Rechtslage angepaßt wer- 
den. Ferner soll das Zwischenverfahren bei der Ver- 
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waltungsbehörde nach Einspruch gegen den Buß- 
geldbescheid wirksamer gestaltet werden. In beiden 
Punkten kommt die Bundesregierung dem entspre- 
chenden Auftrag des Deutschen Bundestages vom 
15. Dezember 1982 nach. 


33. Verkehrsüberwachung 

Die Verkehrsüberwachung hat ohne Zweifel einen 
unmittelbaren Einfluß auf die Verkehrssicherheit. 
Je intensiver die Einhaltung der Verkehrsvorschrif- 
ten überwacht wird, desto stärker geht die Zahl der 
Unfälle zurück. Dies haben wissenschaftliche Un- 
tersuchungen ergeben und Erfahrungen aus der 
Praxis erhärtet. Polizeiliche Überwachung des Ver- 
kehrs wird auch von der überwältigenden Mehrheit 
der Verkehrsteilnehmer als notwendig erachtet. Die 
Verkehrsüberwachung kann jedoch nicht beliebig 
ausgeweitet werden. 

Die Bundesregierung begrüßt daher entsprechende 
Initiativen der Landesregierungen, in Richtlinien 
ein ausgewogenes Verhältnis von präventiver und 
repressiver Überwachung vorzugeben. Sie richtet 
jedoch die dringende Bitte an die Länder, möglichst 
gezielt die Überwachung an Gefahrenstellen, 
schutzwürdigen Zonen und auf die besonders un- 
fallträchtigen Verhaltensweisen (Hauptunfallursa- 
chen) zu konzentrieren. 

Ziel der Verfolgung von Verkehrsverstößen ist 
nicht, den Verkehrsteilnehmer zu „schikanieren“ 
oder „zur Kasse zu bitten“, sondern ihm die Gefah- 
renträchtigkeit seines Verhaltens unmittelbar spür- 
bar zu machen. Das allein ist der Sinn von Verwar- 
nungsgeld und Geldbuße. Der Verkehrsteilnehmer 
soll veranlaßt werden, die Notwendigkeit der Vor- 
schriften der Straßenverkehrs-Ordnung anzuerken- 
nen und diese zu beachten. Daher muß der Überwa- 
chung eine intensive Aufklärung über unfallträch- 
tige Verhaltensweisen vorausgehen und sie beglei- 
ten. Die Bundesregierung sieht hier — wie schon 
dargestellt — einen Schwerpunkt ihrer Aufklä- 
rungsaufgabe. 


34. Erweiterung der Schutzvorschriften in der 
StVO 

Vorrangiges Ziel der Bundesregierung ist es, die 
Verkehrssicherheit mit den Mitteln der Aufklärung, 
d. h. der Information, der Motivation und der Über- 
zeugung, zu erhöhen. 

Das bedeutet jedoch nicht — wie auch die Notwen- 
digkeit einer Änderung des Fahrerlaubnisrechts 
zeigt — den völligen Verzicht auf Vorschriftenge- 
staltung. Die mit den geltenden Regelungen gesam- 
melten Erfahrungen, die Änderungen der Gewohn- 
heiten und die wachsende Verkehrsdichte verlan- 
gen von Zeit zu Zeit eine behutsame Anpassung der 
Verkehrsvorschriften, ohne diese dabei grundle- 
gend zu ändern. 


Aus diesen Erwägungen wird die Bundesregierung 
1984 eine Ergänzung zur Straßenverkehrs-Ordnung 
vorlegen. Diese wird insbesondere Regelungen ent- 
halten über 

— mehr Schutz für Radfahrer, 

— Verpflichtung für Motorradfahrer, auch am Tage 
mit Abblendlicht zu fahren, 

— Ausdehnung der Schutzhelmtragepflicht auf die 
Mofafahrer, 

— Anforderungen an Schutzhelme für motorisierte 
Zweiradfahrer. 

Der Bundesminister für Verkehr wird in diesem 
Zusammenhang gemeinsam mit der Industrie 
und dem HLTK-Verband prüfen, ob es unter Si- 
cherheitsgesichtspunkten möglich ist, für Mofa- 
fahrer geeignete, leichtere Schutzhelme anzu- 
bieten. Zunächst soll davon abgesehen werden, 
auch die Anforderungen an Mofaschutzhelme 
festzulegen. Es ist auch beabsichtigt, in sachlich 
begründeten Fällen Ausnahmen von der Schutz- 
helmtragepflicht zuzulassen. 

— Die Bundesregierung wird außerdem prüfen, ob 
in die StVO zusätzliche Vorschriften zum 
Schutze der Fußgänger aufgenommen werden 
können. 

Darüber hinaus soll die Einführung eines Verwar- 
nungsgeldes von 40 DM für das Nichtanlegen der 
Gurte auf den Vordersitzen bereits in aller Kürze 
verwirklicht werden. 

Nach den Erhebungen der Bundesanstalt für Stra- 
ßenwesen vom März 1984 hat sich die Gurtanlege- 
quote seit dem Herbst 1983 mit durchschnittlich 
58% aller Autofahrer trotz einer umfangreichen 
Aufklärungs- und Überzeugungsaktion nicht geän- 
dert. Die Autofahrer kommen damit ihrer gesetzli- 
chen Pflicht, den Gurt anzulegen, nur unzureichend 
nach. Die Bundesregierung ist darüber enttäuscht 
und sieht zu ihrem Bedauern keinen anderen Weg, 
um der bestehenden Gurtanlegepflicht zu größerer 
■ Beachtung zu verhelfen, als die Einführung eines 
Verwarnungsgeldes. Der Entwurf einer entspre- 
chenden Verordnung wurde inzwischen vorgelegt. 
Dabei schien ein Verwarnungsgeld in Höhe von 
40 DM nötig, aber auch ausreichend, um für den 
Betroffenen so fühlbar zu sein, daß er mit Nach- 
druck an seine Rechtspflicht erinnert wird. 

Gleichzeitig wird die bisher nur für Vordersitze von 
Kraftfahrzeugen geltende Gurtanlegepflicht auf die 
Rücksitze ausgedehnt. Damit wird der unbestritte- 
nen Schutzwirkung der Sicherheitsgurte auch auf 
den Rücksitzen Rechnung getragen. Allerdings 
wird vorerst davon abgesehen, auch hier ein Ver- 
warnungsgeld einzuführen. Zum einen sind erst we- 
niger als die Hälfte der in Betracht kommenden 
Kraftfahrzeuge mit Gurten ausgerüstet, zum ande- 
ren fehlt es den Benutzern noch an Bewußtsein, daß 
der Gurt auch auf den Rücksitzen vor Verletzungen 
oder Tod bewahrt. Hier ist erst noch Aufklärungsar- 
beit zu leisten. 

Kinder bis zum vollendeten 12. Lebensjahr werden 
von der Anlegepflicht ausgenommen, weil sie im all- 
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gemeinen erst ab diesem Alter eine Körpergröße 
erreichen, bei der die — für Erwachsenen bestimm- 
ten — Sicherheitsgurte ihre Schutzwirkung entfal- 
ten können. Sie sind deswegen nicht schutzlos: Sie 
können und sie sollten durch geeignete, ihrer Kör- 
pergröße jeweils angepaßte Kinderhalteeinrichtun- 
gen gesichert werden. Die Bundesregierung ver- 
traut hier auf das Verantwortungsbewußtsein der 
Eltern. 

Über die jetzt notwendigen Änderungen und Ergän- 
zungen hinaus wird die Bundesregierung die Vor- 
schriften der Straßenverkehrs-Ordnung wie auch 
die anderer Regelwerke daraufhin überprüfen, ob 
sie im Einzelfall noch erforderlich sind, ob der 
Normzweck nicht auf andere Art und Weise er- 
reicht werden kann und ob Straffungen und Verein- 
fachungen möglich sind. Niemand sollte jedoch er- 
warten, daß man etwa die Straßenverkehrs-Ord- 
nung auf einige wenige Grundregeln beschränken 
könne. Dies hätte zur Folge, daß weite Bereiche des 
Straßenverkehrsrechts allein durch die jeweilige 
Rechtsprechung ausgefüllt würden. Die Folge für 
den Verkehrsteilnehmer wäre nicht ein höheres 
Maß an Klarheit und Übersichtlichkeit der Vor- 
schriften, sondern Rechtsunsicherheit durch eine 
kaum zu übersehende Rechtsprechung, von der da- 
mit zu erwartenden Überlastung der Gerichte ganz 
abgesehen. 


35. Modellversuch „Verkehrszeichenarme Stadt“ 

In der Öffentlichkeit wird immer wieder ein Über- 
maß an Verkehrszeichen („Schilderwald“) beklagt. 
Nun dienen Verkehrszeichen der Aufrechterhal- 
tung der Ordnung im Straßenverkehr und sollen 
damit vor allem einen Beitrag zur Verkehrssicher- 
heit leisten. Die Bundesregierung teilt jedoch die 
Auffassung, daß durch die damit vermittelten Vor- 
schriften und Regeln die Aufnahmefähigkeit der 
Verkehrsteilnehmer überfordert werden kann und 
ein Übermaß an Reglementierung die Bereitschaft 
und Fähigkeit, die Vorschriften und Regeln auch zu 
befolgen, vermindert. Demgemäß bestimmt die All- 
gemeine Verwaltungsvorschrift zur StVO u. a., daß 
Verkehrsschilder nur dort angebracht werden sol- 
len, wo das nach den Umständen geboten ist, und 
daß Häufungen von Verkehrsschildern zu vermei- 
den sind. 

Die Bundesregierung bittet deshalb alle zuständi- 
gen Behörden der Länder und Gemeinden, die Ver- 
kehrszeichen regelmäßig auf ihre Notwendigkeit 
hin zu überprüfen. 

Der Bundesminsiter für Verkehr ist bereit, hier Hil- 
festellung zu leisten. Er beabsichtigt in einem Mo- 
dellversuch in einer bestimmten Stadt oder in ei- 
nem bestimmten Stadtviertel jedes einzelne Ver- 
kehrszeichen daraufhin überprüfen zu lassen, ob 
der Grund für seine Anordnung noch gegeben ist 
und ob es ohne Beeinträchtigung der Verkehrssi- 
cherheit abgebaut werden kann. Das Ergebnis die- 
ser Aktion wird über eine gewisse Zeit zu beobach- 
ten und wissenschaftlich auszuwerten sein. Ziel des 


Modellversuches soll sein, durch Festlegung allge- 
meingültiger Kriterien den „Schilderwald“ mög- 
lichst zu reduzieren. 


36. Sicherer Schulbusverkehr 

Nach einer vom Bundesverband der Unfallversiche- 
rungsträger der Öffentlichen Hand e. V. (BAGUV) 
vorgenommenen Analyse der Schulbusunfälle aus 
dem Jahre 1979 lag der Anteil der Schulbusunfälle 
an den Schulwegunfällen insgesamt in den Jahren 
1974 bis 1976 bei höchstens 5%. Von den Schulbus- 
unfällen wiederum ereigneten sich 30% beim War- 
ten an der Haltestelle, 27% beim Ein- und Ausstei- 
gen, 35% beim Aufenthalt im Schulbus und 8% beim 
Überqueren der Fahrbahn vor Besteigen oder nach 
Verlassen des Schulbusses. Die Verbesserung der 
Sicherheit beim Schulbusverkehr bedarf also sehr 
verschiedenartiger Maßnahmen, die auch in unter- 
schiedliche Zuständigkeiten fallen. 

Die verwaltungsmäßige Regelung des Schulbusver- 
kehrs und seine Überwachung ist Sache der Län- 
der. Die Bundesregierung wird sich dennoch dafür 
einsetzen, die Sicherheit des Schulbusverkehrs wei- 
ter zu verbessern. 

Der Bundesrat hat bereits einer Verordnung zur 
Änderung der StVZO zugestimmt, durch die u. a. die 
Stehplatzzahlen in Kraftomnibussen gegenüber 
dem derzeitigen Stand nicht unwesentlich verrin- 
gert werden. Das wird sich insbesondere bei der 
Beförderung von Schulkindern im Schulbusverkehr 
auswirken. Eine darüber hinausgehende Verringe- 
rung durch die zuständigen örtlichen Behörden ist 
möglich. Zur weiteren Verbesserung des Schulbus- 
verkehrs wird sie prüfen, ob auch über eine Ände- 
rung des § 22 BOKraft eine zusätzliche Verringe- 
rung der Stehplatzzahlen notwendig und zweckmä- 
ßig ist. In einer weiteren StVZO-Änderungsverord- 
nung, die dem Bundesrat in Kürze zugeleitet wer- 
den wird, sind Regelungen vorgesehen, die Unfälle 
durch selbsttätig schließende Türen in Kraftomni- 
bussen verhindern sollen und die für Kraftomni- 
busse im Schülerverkehr an der Rückseite zwei zu- 
sätzliche Blinkleuchten vorschreiben. 

Die Bundesregierung hat ferner bei den Ländern 
die Erarbeitung eines bundeseinheitlichen Anforde- 
rungskatalogs für Schulbusse angeregt, um die in 
aller Regel für Erwachsene gebauten Kraftomni- 
busse kindgerechter zu gestalten und so das Verhal- 
ten von Kindern besonders zu berücksichtigen. Die 
daraufhin von den Ländern eingegangenen Vor- 
schläge werden z. Z. ausgewertet und sollen dann in 
den zuständigen Bund-Länder-Fachausschüssen so- 
wie mit den betroffenen Verbänden erörtert wer- 
den. 

Die Bundesregierung appelliert darüber hinaus an 
die Länder und Gemeinden, bei der Auswahl und 
bei der Anlage von Schulbushaltestellen den Ge- 
sichtspunkten der Verkehrssicherheit Vorrang ein- 
zuräumen. Sie selbst stellt für solche Haltestellen 
an Bundesfernstraßen vorrangig Mittel bereit. 
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Im Bereich der Verhaltensvorschriften sieht die 
Bundesregierung dagegen keinen Regelungsbedarf. 
Die vorhandenen Vorschriften reichen aus. Dazu 
gehört einmal §20 Abs. la StVO, wonach an ge- 
kennzeichneten Schulbussen, die halten und Warn- 
blinklichtanlagen eingeschlatet haben, nur mit mä- 
ßiger Geschwindigkeit und in einem solchen Ab- 
stand vorbeigefahren werden darf, daß eine Gefähr- 
dung der Schulkinder ausgeschlossen ist. Zum an- 
deren gehört hierher § 3 Abs. 2 a StVO, wonach sich 
die Fahrzeugführer gegenüber Kindern insbeson- 
dere durch Verminderung der Fahrgeschwindigkeit 
und durch Bremsbereitschaft so verhalten müssen, 
daß eine Gefährdung ausgeschlossen ist. Mit einer 
Verschärfung dieser Vorschriften, insbesondere 
durch ein absolutes Vorbeifahrverbot an haltenden 
Schulbussen, wäre ein weiterer Sicherheitsgewinn 
nicht zu erreichen. Durch die Beeinträchtigung des 
Verkehrsflusses würden eher mehr Gefahren ge- 
schaffen. 


37. Verbesserung der Fahrzeugsicherheit 

Technische Vorschriften können ihre allgemeine 
Verbindlichkeit im Rahmen der Europäischen Ge- 
meinschaften nur als Gemeinschaftsregelungen er- 
reichen. Die Bundesregierung wird daher auf inter- 
nationaler Ebene darauf hinwirken, die Sicherheit 
der Fahrzeuge dem Stand der Technik entspre- 
chend zu erhöhen. Die Bundesregierung wird aber 
auch den ihr verbleibenden Spielraum, die nationa- 
len fahrzeugtechnischen Regelwerke fortzuschrei- 
ben, in vollem Umfange nutzen. Sie wird alle techni- 
schen Entwicklungen, die eine weitere Erhöhung 
der Sicherheit versprechen, sorgfältig prüfen und 
ggf. in die Fortschreibung der Regelwerke einbrin- 
gen. 

Im Vordergrund ihrer Bemühungen stehen derzeit: 

— Die Erhöhung der Anforderungen an das Brems- 
verhalten schwerer Fahrzeuge. 

— Die Einführung automatischer Blockierverhin- 
derer (ABV). Diese stellen einen außerordentlich 
wichtigen Beitrag zur Verkehrssicherheit dar. In 
kritischen Bremssituationen kann ein damit 
ausgerüstetes Fahrzeug bzw. ein damit ausgerü- 
steter Zug fahrstabil und lenkfähig bleiben. Die 
Bundesregierung strebt daher an, automatische 
Blockierverhinderer in einem ersten Schritt für 
schwere Lastkraftwagen und ihre Anhänger, für 
Sattelkraftfahrzeuge und für Reiseomnibusse 
vorzuschreiben. 

Im Gegensatz zum Nutzfahrzeug führt der Ein- 
bau automatischer Blockierverhinderer in Per- 
sonenkraftwagen noch zu einer vergleichsweise 
erheblichen Verteuerung der Fahrzeuge. Die 
Bundesregierung wird die Kostenentwicklung 
sorgfältig verfolgen und zu gegebener Zeit ent- 
sprechende Schritte einleiten. Sie wird mit den 
Haftpflichtversicherern klären, ob finanzielle 
Anreize zur Anschaffung von Personenkraftwa- 
gen mit ABV geboten werden könj^en. 


— Die Einführung einer ECE-Regelung über 
Schutzeinrichtungen für Kinder in Kraftfahr- 
zeugen. Durch die Annahme dieser Regelung, 
die in Anlehnung an die Vorschriften für Sicher- 
heitsgurte festumschriebene Schutzziele für 
Kinder enthält, werden Prüfungen nach interna- 
tional einheitlichen Kriterien ermöglicht und 
anerkannt. 

— Der Einbau von Anzeigeeinrichtungen in Perso- 
nenkraftwagen, die optisch oder akustisch an 
das Anlegen der Sicherheitsgurte erinnern. Die 
Bundesregierung wird darauf hinwirken, daß die 
Automobilindustrie zunehmend solche Einrich- 
tungen freiwillig in Personenkraftwagen ein- 
baut. 

— Die Vereinheitlichung der Drucktastenschlösser 
von Sicherheitsgurten. Obwohl mit den Model- 
len des Jahrganges 1984 bereits mehr als 95 % 
der in der Bundesrepublik Deutschland erstmals 
in den Verkehr kommenden Personenkraftwa- 
gen mit einheitlichen Gurtverschlüssen ausgerü- 
stet sein werden, wird die Bundesregierung dar- 
auf hinwirken, den sachlichen Gehalt der DIN 
75400 in die internationalen Vorschriften zu 
übernehmen. Entsprechende Anträge der Bun- 
desrepublik Deutschland liegen bei der Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaften und 
der UN-Wirtschaftskommission für Europa be- 
reits vor. 

— Neue Prüfverfahren zur besseren Bewertung 
des Insassenschutzes von Kraftfahrzeugen bei 
Frontalaufprall. 

— Prüfverfahren zur Verbesserung des Insassen- 
schutzes bei Seitenanstoß der Kraftfahrzeuge 
(langfristig, Forschungsarbeiten sind noch nicht 
abgeschlossen). 

— Weitere Erhöhung der Insassensicherheit in 
Reiseomnibussen, Mitarbeit bei der ECE an ent- 
sprechenden Vorschriften. Angestrebt wird die 
besondere Ausbildung der Sitze als Schutzein- 
richtung für dahinter sitzende Personen, die An- 
bringung von Sicherheitsgurten an den Sitzen, 
vor denen keine weiteren Sitze vorhanden sind, 
und die Verbesserung der Aufbaufestigkeit der 
Fahrzeuge. 

— Die Änderung der Vorschriften über die Ausrü- 
stung mit Sicherheitsgurten mit dem Ziel, in 
Übereinstimmung mit den erweiterten EG- 
Richtlinien zukünftig auch für die bisher nicht 
erfaßten Lkw Sicherheitsgurte zu fordern. 

— Ausrüstung mit Umrißleuchten im nationalen 
Bereich zur Verbesserung der Erkennbarkeit 
von Lkw und ihren Anhängern, Sattelkraftfahr- 
zeugen und Kraftomnibussen bei Dunkelheit. 
International wird über die Anbringung reflek- 
tierender weiß/rotgestreifter Tafeln am Fahr- 
zeugheck von Sattelkraftfahrzeugen, Lastkraft- 
wagen und ihren Anhängern beraten. Sobald ein 
internationaler Beschluß vorliegt, ist im Inter- 
esse eines international einheitlichen Signalbil- 
des beabsichtigt, diese Tafeln auch national vor- 
zuschreiben. 
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— Anwendung einer ECE-Regelung über Stoßstan- 
gen. Durch die Annahme dieser Regelung, die 
Vorschriften über Stoßstangenhöhe und deren 
Festigkeit erhält, werden Prüfungen nach inter- 
national vereinheitlichten Kriterien ermöglicht 
und anerkannt. 

— Einführung einer ECE-Regelung über Schutz- 
helme für Kraftradfahrer und Beifahrer. Schutz- 
helmproduzenten können nach Annahme dieser 
Regelung Helme in der Bundesrepublik 
Deutschland prüfen und international genehmi- 
gen lassen. Wegen der darin geforderten Prüf- 
verfahren ist eine qualitative Besserung der 
Helme zu erwarten. Die Bundesregierung wird 
ferner darauf hinwirken, daß die Kraftradin- 
dustrie Einrichtungen zur Befestigung von 
Schutzhelmen an Krafträdern und Mofas vor- 
sieht. 

— Inkraftsetzung des bereits veröffentlichten Anti- 
manipulationskatalogs für motorisierte Zweirä- 
der durch Einführung einer Rechtsgrundlage in 
die StVZO. Dadurch wird das „Frisieren“ ge- 
schwindigkeitsbegrenzter motorisierter Zweirä- 
der durch technische Gegenmaßnahmen er- 
schwert. 

— Entwicklung von ECE-Regelungen zur Erhö- 
hung der Verkehrssicherheit von motorisierten 
Zweirädern (wie z. B. Bremsverhalten bei Nässe, 
Bremsverhalten unter Wärmebelastung/Fade- 
Test, Entschärfung der Außenkanten, Sicher- 
heitsvorschriften für Haupt- und Seitenstän- 
der). 

Die Bundesregierung erwartet im übrigen von der 
Automobilindustrie, daß sie — entsprechend der 
fortschreitenden Technik und den Ergebnissen der 
Forschung — durch konstruktive Maßnahmen am 
Fahrzeug (u. a. Fahrzeugkontur, Nachgiebigkeit der 
Materialien) dazu beiträgt, daß Unfälle mit Fußgän- 
gern und Zweiradfahrern weniger schwer verlau- 
fen. Hierbei gilt es besonders, die mit den For- 
schungsfahrzeugen gewonnenen Erfahrungen ver- 
stärkt in die Praxis umzusetzen. 


38. Verbesserung der Verkehrssicherheit durch 
straßenbauliche und straßenverkehrs- 
technische Maßnahmen sowie durch 
Verkehrslenkung 

Bei Bundesautobahnen und Bundesstraßen ist ein 
hoher Sicherheitsstand erreicht. Das Sicherheitsni- 
veau von Autobahnen ist etwa 4mal so hoch wie bei 
anderen Außerortsstraßen. Der weitere Ausbau des 
vorhandenen Bundesfernstraßennetzes wird künf- 
tig vorrangig unter dem Gesichtspunkt der Verbes- 
serung der Sicherheit durchgeführt werden. Dabei 
stehen im Vordergrund: 

— Ermittlung von örtlichen Unfallschwerpunkten 
und deren Beseitigung durch verkehrstechni- 
sche und bauliche Maßnahmen; 

— Ergänzende Ausrüstung der Bundesautobahnen 
mit Distanzschutzplanken im Mittelstreifen, mit 


Blendschutzeinrichtungen sowie mit Schutzzäu- 
nen gegen wildlebende Tiere; 

— Verbesserung und Substanzerhaltung der vor- 
handenen Bundesautobahnen und Bundesstra- 
ßen; 

— Schließung von Lücken im Netz der Bundesauto- 
bahnen im Rahmen des Bedarfsplanes; 

— Bau von Ortsumgehungen; schon jetzt werden 
von den Investitionsmitteln für den Neubau von 
Bundesstraßen ca. 80 % für Ortsumgehungen im 
Zuge von Bundesstraßen verwendet; das Orts- 
umgehungsprogramm sieht ab 1984 bis 1990 rd. 
300 neue Maßnahmen vor; hierbei wird auf eine 
ausreichende Sicherung des querenden Fußgän- 
ger- und Fahrradverkehrs geachtet werden; 

— Beseitigung von höhengleichen Bahnübergän- 
gen der Deutschen Bundesbahn im Zuge von 
Bundesstraßen; das Programm des Bundesmini- 
sters für Verkehr sieht hier ab 1984 bis 1990 die 
Durchführung von 136 Maßnahmen vor; 

— Bau von Radwegen an Bundesstraßen; das Pro- 
gramm des Bundesministers für Verkehr sieht 
vor, von 1984 bis 1990 etwa 2 000 km Radwege zu 
erstellen; 

— Koordinierte Baubetriebsplanung an den Be- 
triebsstrecken der Bundesautobahnen mit dem 
Ziel einer weitgehenden räumlichen und zeitli- 
chen Entzerrung der Arbeitsstellen sowie Ein- 
schränkung der Bautätigkeit zu den Reisezeiten 
auf ein Minimum; 

— Einrichtung des Systems zur Verkehrsbeeinflus- 
sung mit Wechselverkehrszeichen, Wechselweg- 
weisern und speziellen Anlagen zur Warnung 
vor Stau und vor Nebel in kritischen Bereichen 
der Bundesautobahnen nach dem Programm 
des Bundesministers für Verkehr; diese Maß- 
nahmen helfen, Stau zu vermeiden und vermin- 
dern dadurch entscheidend die Gefahr von Auf- 
fahrunfällen. 

— Bau von Zusatzfahrstreifen an Steigungsstrek- 
ken, die der Entmischung des langsamen und 
schnellen Fährverkehrs dienen; 

— bessere Gestaltung der Verflechtungsbereiche 
an Autobahnkreuzen; 

— Verbesserungen der Schutzplanken an besonde- 
ren Gefahrenstellen, um Verletzungen gestürz- 
ter Motorradfahrer möglichst zu verhindern; 

— Verbesserung von Schutzplanken zwischen 
Fahrbahn und Radwegen, um Verletzungen ge- 
stürzter Radfahrer zu vermeiden; 

— Einsatz von Glatteismeldegeräten auf besonders 
glatteisgefährdeten Straßenabschnitten, Streu- 
einsätze können dadurch — mit geringeren Tau- 
salzmengen — besser den Erfordernissen der 
Verkehrssicherheit bei winterlichen Witterungs- 
verhältnissen gerecht werden; 

— Anpassung von Richtlinien für Straßen — insbe- 
sondere Innerortsstraßen — an neueste Ver- 
kehrssicherheitserkenntnisse. 
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Richtig geplante Maßnahmen zur Verkehrsberuhi- 
gung können einen wesentlichen Beitrag zur Si- 
cherheit der Fußgänger und Radfahrer leisten. Die 
Bundesregierung verfolgt daher die Ergebnisse der 
mit ihrer Unterstützung eingeleiteten modellhaften 
Großversuche in sechs verschieden großen Gemein- 
den der Bundesrepublik Deutschland mit großer 
Aufmerksamkeit. 

Auch die Entwicklung eines zukunftsgerechten 
„Managementsystems der Straßenerhaltung“ dient 
dem Ziel, technische Verfahren für die Anpassung 
der Straßen an die gestiegene Verkehrsentwicklung 
und die Sicherung der Fahrbahnqualität bereitzu- 
stellen. Vorrangig werden Stellen im Straßennetz, 
die durch deutlich überproportionale Unfallanteile 
gekennzeichnet sind, verbessert. Die Erfassung des 
Straßenzustands durch systematische Messungen 
soll zunehmend Eingang in den allgemeinen Stra- 
ßenunterhaltungsdienst finden. 


39. Weiterer Ausbau des Rettungswesens 

Das Rettungswesen ist in der Bundesrepublik 
Deutschland inzwischen beim bodengebundenen 
Rettungsdienst und bei der Hubschrauberrettung 
nahezu flächendeckend hochleistungsfähig ausge- 
baut. Auch ländliche Gebiete werden versorgt. Ver- 
besserungsmöglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung jedoch noch auf der personellen Seite der Not- 
fallversorgung (Qualifikation der Ersthelfer, Ret- 
tungssanitäter, Notärzte), bei Notfallmeldeeinrich- 
tungen und für eine effizientere Organisation des 
Krankentransports. 

Die Bundesregierung beabsichtigt gemeinsam mit 
den Hilfsorganisationen, das Bewußtsein der Ver- 
kehrsteilnehmer dafür zu schärfen, daß eine „Erste 
Hilfe“-Ausbildung und die Anwendung dieser 
Kenntnisse durch Verkürzung des therapiefreien 
Intervalls lebensrettend und damit notwendig ist. 
Eine Fortführung der „Erste Hilfe-Kampagne“ wird 
daher angestrebt. Darüber hinaus untersucht die 
Bundesanstalt für Straßenwesen, ob und in welcher 
Form die für Fahrerlaubnisbewerber vorgeschrie- 
bene Ausbildung in „Sofortmaßnahmen am Unfall- 
ort“ verbessert werden kann. 

Die Notfallmeldesituation im Außerortsbereich 
kann derzeit nicht überall als befriedigend angese- 
hen werden. Über die derzeitigen Möglichkeiten 
durch das neue Notruftelefon hinaus könnte nach 
Ansicht der Bundesregierung eine erhebliche Ver- 
besserung durch eine Einführung des mobilen, je- 
dem Kraftfahrer verfügbaren Meldesystems „Auto- 
notfunk“, das in ihrem Aufträge entwickelt wurde, 
erreicht werden. Sollten sich die Bundesländer für 
eine Einführung dieses Systems einsetzen, wird die 
Bundesregierung die Umsetzung dieser zukunfts- 
weisenden Technologie unterstützen. 

Zur Verbesserung der Organisation der Notfallhilfe 
für Straßenverkehrsunfallopfer wird der Bundesmi- 
nister für Verkehr auch weiterhin modellhafte Un- 
tersuchungen mit Hilfe des in seinem Auftrag ent- 
wickelten „Simulationsmodells Rettungswesen“ för- 


dern. Die Erkenntnisse sollen als kostensenkende 
und leistungsverbessernde Planungsregeln den 
Ländern, Kommunen und Hilfsorganisationen zur 
Verfügung gestellt werden. 


40. Intensivierung der Verkehrsunfailforschung 

Eine intensive Unfallforschung ist notwendige Vor- 
aussetzung für gezielte und erfolgreiche Verkehrs- 
sicherheitsmaßnahmen. Daher sind Forschungsvor- 
haben nach Inhalt und Vorgehen so anzulegen, daß 
ihre Ergebnisse möglichst unmittelbar in die prakti- 
sche Verkehrssicherheitsarbeit einfließen können. 
Dies setzt allerdings einen angemessenen Vorlauf 
der Forschung voraus. Dementsprechend ist die Un- 
fallforschung mittel- und langfristig zu planen, aber 
auch finanziell abzusichern. Die Bundesanstalt für 
Straßenwesen wird dieser wichtigen Aufgabe auch 
in Zukunft mit ihren Forschungsprogrammen und 
der Auswertung der Forschungsergebnisse Rech- 
nung tragen. Besonderer Wert wird dabei auf eine 
verstärkte Umsetzung der Forschungserkenntnisse 
in praktikable Empfehlungen für die Verkehrssi- 
cherheitsarbeit zu legen sein. 

Wesentliche Ziele und Schwerpunkte der Unfallfor- 
schung der nächsten Jahre sind: 

— Frühzeitige Aufdeckung akuter Verkehrssicher- 
heitsprobleme. 

Durch zunehmende Verfeinerung der Unfallana- 
lysen sollen Sicherheitsprobleme frühzeitiger 
erkennbar werden. Die Weiterführung von Un- 
tersuchungen am Unfallort, Erfassung von Da- 
ten zur Verkehrsbeteiligung, internationale Ver- 
gleichsuntersuchungen, die Weiterentwicklung 
von Modellen zur Prognose von Unfallentwick- 
lung usw. sind Voraussetzung dafür. Daneben 
wird allerdings die Erforschung der Bedingun- 
gen, die zu Unfällen führen, nicht vernachlässigt 
werden. 

— Genauere Bestimmung von Grenzwerten der 
Verkehrstüchtigkeit und -eignung. 

Die Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit in- 
folge zunehmender Arzneimitteleinnahme ist 
als Problem vielerorts erkannt, es fehlt jedoch 
an genaueren Grenzwerten und Testverfahren, 
um die Auswirkungen auf das Verkehrsverhal- 
ten und die Verkehrssicherheit mit der gebote- 
nen Exaktheit ermitteln zu können. Eine weitere 
Forschungsfrage ist die nach schnelleren und 
vereinfachten Verfahren zur Alkoholbestim- 
mung im Straßenverkehr. Mit dem wachsenden 
Anteil älterer Kraftfahrer stellt sich ferner das 
Problem altersbedingten Leistungsabbaus in Zu- 
kunft dringender als bisher. In diesem Zusam- 
menhang spielt auch das Nachlassen des Seh- 
vermögens eine Rolle. Auf die Einführung eines 
Wiederholungssehtests ist bisher verzichtet wor- 
den. Die sich künftig verändernde Altersschich- 
tung der Kraftfahrer gibt aber Anlaß, erneut der 
Problematik von Wiederholungssehtests nachzu- 
gehen. Dies gilt auch für die Frage, ob darüber 
hinaus weitere allgemeine Gesundheitsüberprü- 
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fungen bei älteren Kraftfahrern notwendig wer- 
den könnten. 

— Einflüse auf Risikobereitschaft und soziale Ver- 
antwortung im Straßenverkehr. 

Stärkung der Eigen- und Mitverantwortung als 
verkehrspolitisches Maßnahmenziel setzt ge- 
nauere Kenntnisse vor allem über Risikobereit- 
schaft und über die Entwicklung des sozialen 
Verständnisses voraus. Entsprechende For- 
schungsvorhaben auf dem Gebiet der Einstel- 
lungs- und Beeinflussungsforschung, die bereits 
begonnen wurden, sollen daher verstärkt fortge- 
setzt werden. Deren Ergebnisse können sowohl 
in verkehrserzieherische Maßnahmen wie in 
Aufklärungsprogramme einfließen. 

— Bewertung neuer Regelungen zur Erlangung der 
Fahrerlaubnis. 

Begleitend zur Einführung neuer Fahrerlaubnis- 
regelungen für motorisierte Zweiradfahrer und 
Pkw-Fahrer sollen deren Auswirkungen auf die 
Verkehrssicherheit mit wissenschaftlichen Mit- 
teln überprüft werden. Insbesondere ist zu klä- 
ren, inwieweit erweiterte Ausbildungs- und Prü- 
fungsinhalte und -regelungen zum Abbau unan- 
gepaßter Geschwindigkeiten sowie zur Verringe- 
rung riskanter Fahrmanöver und von Fahrten 
unter Alkoholeinfluß führen. Auch für die Aus- 
bildung in der Fahrerlaubnisklasse 2 und die Be- 
rufskraftfahrerausbildung sind entsprechende 
wissenschaftliche Begleituntersuchungen ge- 
plant. 

— Weiterentwicklung und Erprobung von sicher- 
heitsfördemden Elementen der Straßengestal- 
tung. 

Erkenntnisse der Verhaltens- und Beanspru- 
chungsforschung zum Einfluß des Verkehrsrau- 
mes auf das Verkehrsverhalten sollen für die 
Verkehrssicherheitsarbeit noch besser nutzbar 
gemacht werden als bisher. Dies gilt nicht nur 
für die bereits in Angriff genommenen For- 
schungsarbeiten zur flächenhaften Verkehrsbe- 
ruhigung sowie zu Kriterien und Gestaltungs- 
merkmalen von Ortsumgehungen und -durch- 
fahrten, sondern auch für andere noch ungelöste 
Sicherheitsprobleme auf Stadt-, Land- und Bun- 
desstraßen. 

— Prüfung von Möglichkeiten zur Verbesserung 
der Fahrzeugkonstruktion. 

Trotz eines insgesamt hohen Forschungs- und 
Entwicklungsstandes erfordert das Gebiet der 


Schlußbemerkung 

41. Verkehrssicherheit bedarf der Anstrengung 
ailer 

Zur Verbesserung der Verkehrssicherheitsarbeit, 
insbesondere aber zur Umsetzung der in diesem 


Fahrzeugsicherheit noch weitere Forschungsan- 
strengungen vor allem im Bereich der Wechsel- 
wirkung zwischen Fahrer und Fahrzeug. Mög- 
lichkeiten für eine verbesserte Information des 
Fahrers, die Verbesserung des Verhaltens des 
Systems Fahrer/Fahrzeug in kritischen Situa- 
tionen und die Probleme der Risikokompensa- 
tion sind durch die Forschung aufzugreifen. Auf 
seiten der passiven Sicherheit stellen die Seiten- 
kollisionen von Pkw bei unterschiedlichen Ge- 
schwindigkeiten und die Kollisionen von Pkw 
mit Zweiradfahrern und Fußgängern wichtige 
Forschungsthemen dar. 

— Erforschung weiterer Möglichkeiten zur Opti- 
mierung des Rettungswesens. 

Die in den vergangenen Jahren aufgebauten 
Rettungssysteme müssen angesichts ständiger 
Veränderungen im Umfeld kontinuierlich wei- 
terentwickelt werden. Neue Erkenntnisse, insbe- 
sondere im organisatorischen und im medizi- 
nisch-technischen Bereich, können Änderungen 
notwendig machen. Die Forderung nach einer 
Verkürzung der Rettungszeiten bedingt weitere 
Überlegungen zur Optimierung der Rettungs- 
kette unter Ausnutzung des technologischen 
Fortschritts, insbesondere im Bereich des Not- 
fallmeldewesens. Dabei wird es sich anbieten, 
Maßnahmen zur Verbesserng des Rettungswe- 
sens angesichts der knappen öffentlichen Haus- 
halte verstärkt vor ihrer Umsetzung in die Pra- 
xis im Modell (Simulationsmodell) zu überprü- 
fen und bezüglich ihrer Wirtschaftlichkeit und 
Wirksamkeit zu beurteilen. 

— Fortentwicklung von Methoden zur Maßnahme- 
bewertung. 

In Fällen, in denen eine Beurteilung anhand von 
Unfallanalysen nicht ausreicht, sind andere Si- 
cherheitskriterien (wie Konflikte, Einstellungs- 
und Verhaltensmerkmale) auf ihre Reichweite 
und Zuverlässigkeit zu untersuchen und für die 
Beurteilung konkreter Einzelmaßnahmen me- 
thodisch und verfahrenstechnisch aufzuberei- 
ten. 

Besonderes Augenmerk ist auf Verfahren zu rich- 
ten, die bei der Einführung neuer Maßnahmen zur 
Verkehrssicherheit eine frühzeitige Einbeziehung 
der Interessenlage Betroffener ermöglichen und ge- 
samtwirtschaftliche Auswirkungen genauer ab- 
schätzen lassen. 


Programm enthaltenen Maßnahmen, hält die Bun- 
desregierung — ebenso wie die Höcherl-Kommis- 
sion — ein verstärktes gemeinsames Handeln aller 
für die Verkehrssicherheit Verantwortlichen in 
Staat, Gemeinden, Wirtschaft, Technik und Verbän- 
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den für unabdingbar. Im Rahmen des Deutschen 
Verkehrssicherheitsrates ist ein solches gemeinsa- 
mes Handeln bereits weitgehend erreicht. Dieser 
Rahmen muß erweitert werden. Die Bundesregie- 
rung ruft daher alle an der Verkehrssicherheitspoli- 
tik beteiligten Institutionen und Unternehmen zu 
einer koordinierten Aktion gegen Unfalltod und 
Verletzungen auf unseren Straßen auf. Dieser Auf- 
ruf richtet sich besonders an alle die Stellen im 
öffentlichen Bereich, die das gemeinsame Handeln, 
insbesondere über den Deutschen Verkehrssicher- 
heitsrat, bislang noch nicht mittragen. 

Ein wichtiger Schritt zu einem wirksameren Han- 
deln wäre es, wenn mittelfristig die für die Ver- 
kehrserziehung und -aufklärung zur Verfügung ste- 
henden finanziellen Mittel nicht nur durch den 
Bund, sondern auch von Ländern und Gemeinden 
verstärkt für die vom Deutschen Verkehrssicher- 
heitsrat und seinen Mitgliedern bereitgestellten 
Zielgruppenprogramme eingesetzt werden könnten. 
Die Bundesregierung appelliert aber auch an alle 
wirtschaftlich mit dem Straßenverkehr verbunde- 
nen Kreise, ihr bisheriges finanzielles Engagement 
in der Verkehrssicherheitsarbeit zu erhöhen, wobei 
sie keine Bedenken dagegen hat, wenn dies mit 
Eigenwerbung verbunden wird. Sie sieht gerade in 
dieser Verbindung von Allgemein- und Eigeninter- 
esse einen Anreiz für ein stärkeres Engagement in 
Sachen Verkehrssicherheit. 

Sie fordert darüber hinaus jeden einzelnen Ver- 
kehrsteilnehmer auf, seinen Beitrag zu mehr Ver- 
kehrssicherheit zu leisten. Dieser besteht vorrangig 
in einem disziplinierten, rücksichtsvollen und gelas- 
senerem Verhalten im Straßenverkehr. Er besteht 
aber auch darin, daß die angehenden motorisierten 
Verkehrsteilnehmer die ihnen durch verschärfte 
Ausbildungsbestimmungen auferlegten zusätzli- 
chen Belastungen als einen solchen Beitrag akzep- 
tieren, den sie nicht zuletzt in ihrem eigenen Inter- 
esse leisten. Und er sollte schließlich auch darin 
bestehen, daß die Fahranfänger von den ihnen an- 
gebotenen vielfältigen Fortbildungsmöglichkeiten 
zur Vervollkommnung ihrer Fahrfertigkeiten Ge- 
brauch machen und auch bereit sind, einen eigenen 
finanziellen Beitrag zu leisten. Die Bundesregie- 
rung wird sich insoweit weiter bemühen, entspre- 
chende Anreize zu schaffen. 


Nicht zuletzt kommt es darauf an, daß die Verkehrs- 
sicherheit im Bewußtsein der gesamten Bevölke- 
rung eine höhere Priorität als bisher erlangt. Das 
ist aber nur möglich, wenn ihre Bedeutung in der 
Meinung der Öffentlichkeit beträchtlich angehoben 
wird. Die Bundesregierung bittet alle Persönlichkei- 
ten aus Politik, Wirtschaft und Verwaltung, sich in 
ihrem jeweiligen Wirkungskreis für dieses Ziel ein- 
zusetzen und zu jeder Zeit Vorbild zu sein. 

Die Bundesregierung wird in Kürze Initiativen er- 
greifen, um gemeinsam mit allen Beteiligten zu prü- 
fen, welche Möglichkeiten für ein engeres Zusam- 
menwirken zur Verwirklichung dieser Grundsätze 
bestehen, insbesondere 

— zur Erweiterung und Verstärkung der Mitarbeit 
im Rahmen des Deutschen Verkehrssicherheits- 
rates, 

— bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Ver- 
kehrssicherheitsprogrammen, 

— bei der Nutzbarmachung der Zielgruppenpro- 
gramme mit werbewirksamen und bürgernahen 
Kommunikationsmethoden für die Arbeit vor 
Ort, 

— zur Absicherung einer von allen Beteiligten zu 
tragenden, unabhängigen finanziellen Basis der 
Verkehrssicherheitsarbeit und 

— bei der Vergrößerung des Angebots zur freiwilli- 
gen Fortbildung im Straßenverkehr sowie der 
Schaffung möglicher Anreize. 

Sie wird schließlich gemeinsam mit den Ländern 
darauf hinwirken, daß Maßnahmen zur Verbesse- 
rung der Verkehrssicherheit nicht als notwendiges 
Übel angesehen werden. Alle Beteiligten, insbeson- 
dere die Verkehrsteilnehmer, müssen einsehen, daß 
ein Ordnungsrahmen für das sichere Verhalten im 
Interesse aller unverzichtbar ist. Das gilt auch für 
die in diesem Programm vorgesehenen Maßnah- 
men, wie etwa Ausbildungsregelungen oder Nach- 
schulungsverpflichtungen, die vom einzelnen mögli- 
cherweise als überhöht empfunden werden könn- 
ten. Erst die dadurch bewirkte Sicherung von Ge- 
sundheit und Leben sowie der Mobilität aller ge- 
währleistet auch ihm die erstrebte Freiheit. 
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ANHANG I 

Das Unfallgeschehen von 1970 bis 1982 


1. Die Zahl der Verunglückten, insbesondere der 
Verkehrstoten, ist zurückgegangen. 

Die Zahl der Unfälle jedoch nicht. 

Seit 1970 ist die Zahl der im Straßenverkehr in der 
Bundesrepublik Deutschland getöteten Personen 
rückläufig. Sie ging von 19 193 Toten um 40% auf 

11 608 im Jahre 1982 zurück. Auch die Zahl der Ver- 
unglückten insgesamt verringerte sich in diesem 
Zeitraum von 551 000 auf 479 000, also um 13%. Die 
Zahl der Schwerverletzten nahm dabei von 164 000 
auf 139 000 ab. Das entspricht einem Rückgang von 
15%. Dagegen ist die Zahl der Unfälle mit Personen- 
schäden kaum verändert ( — 5%), die Zahl der Un- 
fälle insgesamt hat sogar zugenommen (vgl. dazu 
Anlagen 1 und 2). 

2. Die Verkehrsleistungen haben zugenommen; 
die Risiken der Verkehrsteilnahme sind jedoch 
geringer geworden. 

Wie der nur geringe Rückgang der Zahl der verun- 
glückten Personen ( — 13%) zeigt, ist die Gefahr für 
einen Einwohner der Bundesrepublik Deutschland, 
bei einem Verkehrsunfall verletzt zu werden, nicht 
sehr viel kleiner geworden. Erheblich verbessert 
haben sich jedoch seine Chancen, einen Unfall zu 
überleben oder dabei weniger schwer verletzt zu 
werden. 

Im gleichen Zeitraum haben sich allerdings die 
Rahmenbedingungen drastisch verändert. So stieg 
beispielsweise der Bestand bei allen Fahrzeugarten 
an: Bei Pkw um 73%, bei Krafträdern um 249%, bei 
Mopeds und Mofas um 71% und bei Fahrrädern um 
82 % (vgl. dazu Anlage 3). 

Diese Zuwächse haben sich auch auf die erbrachten 
Verkehrsleistungen ausgewirkt. So stieg beispiels- 
weise die Zahl der von Kraftfahrzeugen zurückge- 
legten Kilometer von 234 Mrd. im Jahre 1970 um 
43% auf 335 Mrd. im Jahre 1982. Hierzu dürfte auch 
die Vergrößerung des gesamten Straßennetzes um 

12 % von rd. 432 000 km in 1970 auf rd. 485 000 km in 
1982 beigetragen haben. 

Die etwas verminderte Gefahr von Personenschä- 
den insgesamt und die gleichzeitig gestiegene Fahr- 
leistung führten dazu, daß sich das Risiko für den 
einzelnen Verkehrsteilnehmer, bei einem Unfall zu 
Schaden zu kommen, je Kilometer Fahrleistung 
spürbar verringert hat. Diese sog. Unfallrate ist auf 
Autobahnen bis 1982 im Vergleich zu 1970 um über 
60% zurückgegangen, auf Landstraßen um 26% und 
auf Straßen innerhalb von Ortschaften ebenfalls 
um 26%. Noch deutlicher zurückgegangen sind die 
entsprechenden Risiken, getötet zu werden: um 67 % 


auf den Autobahnen, um 45% auf anderen Außer- 
ortsstraßen und um 61 % auf innerörtlichen Straßen 
(vgl. dazu Anlage 4). 

Diese Zahlen zeigen, daß die Zunahme der Motori- 
sierung und der Fahrleistungen insgesamt nicht zu 
einer Verschlechterung der Verkehrssicherheit auf 
den Straßen geführt hat. Im Gegenteil ist durchaus 
eine Besserung festzustellen. Für die verschiedenen 
Straßenarten und die einzelnen Verkehrsteilneh- 
mergruppen stellt sich die Entwicklung allerdings 
unterschiedlich dar. 


3. Sicherste Straße: Die Autobahn 

Durch Erweiterung und Ausbau des Autobahnnet- 
zes hat sich dessen Attraktivität erheblich erhöht. 
1970 entfielen 23% der außerhalb von Ortschaften 
erbrachten Fahrleistungen auf die Autobahn, 1982 
waren es bereits 38%, das bedeutet eine Steigerung 
von 35 auf 86 Mrd. Kraftfahrzeugkilometer. Diese 
Verlagerung des Verkehrs hat sich auf das Unfall- 
geschehen günstig ausgewirkt. Das Risiko eines 
Unfalls mit Personenschaden je zurückgelegtem 
Kraftfahrzeugkilometer (Unfallrate) war 1970 auf 
den übrigen Außerortsstraßen etwa doppelt so hoch 
wie auf der Autobahn und betrug im Innerortsbe- 
reich rund das 7fache. Bis 1982 hat sich die Relation 
noch weiter zugunsten der Autobahn verschoben: 
Die Unfallrate ist auf anderen Außerortsstraßen 4 
mal und im Innerortsbereich fast 14 mal so hoch 
wie auf Autobahnen. 

Trotz einer Zunahme der Länge des Autobahnnet- 
zes um 89% von 4 110 km 1970 auf 7 784 km 1982 
und einer Steigerung der auf den Bundesautobah- 
nen erbrachten Fahrleistungen um 146 % in diesem 
Zeitraum ist der Anteil der auf den Autobahnen 
Getöteten an der Gesamtzahl der Verkehrstoten 
nur wenig angestiegen (von 4,9% in 1970 auf 6,9% in 
1982). Die absolute Zahl der auf der Autobahn Getö- 
teten ist von 945 im Jahr 1970 auf 803 im Jahr 1982 
gesunken. Der Ausbau des Autobahnnetzes hat also 
ganz wesentlich zur Verbesserung der Verkehrssi- 
cherheit auf den Straßen beigetragen. 


4. Sicherer: Der Pkw- Insasse 

Die Fahrleistungen von Pkw und Kombi sind von 
201 Mrd. km in 1970 auf 294 Mrd. km in 1982 gestie- 
gen, bei einer gleichzeitigen Zunahme des Bestan- 
des von 14 Mio. auf 24 Mio. Fahrzeuge. Dennoch ist 
im gleichen Zeitraum die Zahl der im Pkw verun- 
glückten Insassen um 28% zurückgegangen, die der 
getöteten Pkw-Insassen sogar um 38%. Etwa 
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350 000 verunglückte Pkw-Insassen wies die Stati- 
stik 1970 aus, das waren 64% aller Verunglückten. 
Dieser Anteil ging 1982 auf 52,5% zurück, das waren 
immerhin noch über 250 000 verunglückte Pkw-In- 
sassen. Die Zahl der Getöteten ging von 8 989 auf 
5 609 zurück. Nach wie vor ist zwar etwa jeder 
zweite getötete Verkehrsteilnehmer ein Pkw-Insas- 
se, das Risiko jedoch, im Pkw einen tödlichen Scha- 
den zu erleiden, ist — bezogen auf die gleiche Fahr- 
leistung — erheblich zurückgegangen: um 57% (vgl. 
Anlage 5). 

5. Auch Fußgänger verunglücken seltener 

Die Zahl der verunglückten Fußgänger ging von 
1970 bis 1982 um 37% (von 83 500 auf 52 800) zurück, 
die Zahl der getöteten Fußgänger nahm sogar um 
57% ab (von 6 056 auf 2 594). Stellten sie noch 1970 
32% der Getöteten und 15% der Verunglückten, so 
sank der Anteil 1982 auf 22% bei den Getöteten und 
auf 11% bei den Verunglückten. Die Fußgänger sind 
nach den Pkw-Insassen die von Unfällen am stärk- 
sten betroffene Verkehrsteilnehmergruppe. 

Etwa die Hälfte der getöteten Fußgänger sind äl- 
tere Menschen, obwohl ihr Anteil an den Verun- 
glückten nur rund 20% beträgt. Sie trifft also ein 
besonders hohes Risiko, einen Unfall nicht zu über- 
leben. Auch geringere Verletzungen, die ein jünge- 
rer Mensch übersteht, führen bei älteren Menschen 
häufig zum Tode. Für sie ist daher jede Unfallver- 
wicklung mit einer sehr hohen Gefährdung ver- 
knüpft (vgl. Anlage 6). 


6. Immer mehr Verunglückte: Radfahrer 

Wie Anlage 7 ausweist, hat die Gefährdung als Rad- 
fahrer zu verunglücken oder getötet zu werden ent- 
gegen der allgemeinen, sonst rückläufigen Tendenz 
seit 1970 deutlich zugenommen. Über alle Alters- 
klassen ist diese Zunahme der Verunglückten fest- 
zustellen: 58 600 Radfahrer und Mitfahrer verun- 
glückten 1982, 38% mehr als im Jahre 1970 (42 400 
Verunglückte). Die schweren Folgen sind erfreuli- 
cherweise dennoch zurückgegangen: mit 1 085 getö- 
teten Radfahrern starben 1982 41% weniger als 
1970 (1 835 Getötete). 

Ein wesentlicher Grund für die höhere Unfallbetei- 
ligung dürfte in der zunehmenden Verkehrsbeteili- 
gung der Radfahrer liegen, die sich auch in den 
Bestandszahlen (vgl. Anlage 3) widerspiegelt. Weit 
überdurchschnittlich gefährdet sind dabei ältere 
Kinder (von 6 bis unter 15 Jahren) und — soweit es 
die Folgen betrifft — ähnlich wie bei den Fußgän- 
gern die älteren Menschen. 


7. Höchste Gefährdung: 

Motorisierte Zweiradfahrer 

Motorisierte Zweiradfahrer und ihre Mitfahrer sind 
durchweg besonders gefährdet. 1970 verunglückten 
48 500 Personen auf Mofas, Mopeds, Krafträdern 
und -rollern. Das waren 9 % aller im Straßenverkehr 


Verunglückten. Entgegen der allgemeinen Tendenz 
im Unfallgeschehen verunglückten mit über 100 000 
motorisierten Zweiradfahrern 1982 etwa doppelt so 
viele wie 1970. Das waren 18% aller Verunglückten, 
womit sich ihr Anteil verdoppelt hat. 

Bei den getöteten motorisierten Zweiradfahrern 
und Mitfahrern war die Entwicklung ähnlich nega- 
tiv. Die Zahl der Getöteten nahm insgesamt um 28% 
von 1 553 auf 1 987 zu. Damit stieg der Anteil der 
motorisierten Zweiradfahrer an den tödlich verun- 
glückten Straßenverkehrsopfern von 8% im Jahre 
1970 auf 17% im Jahre 1982. 

Jeder Sechste im Straßenverkehr Getötete war 
demnach ein motorisierter Zweiradfahrer. 

Während jedoch unter den Mofa- und Mopedfah- 
rern zusammen — auch wenn ihr Anteil an den 
Getötetenzahlen gestiegen ist — im Jahre 1982 we- 
niger Todesopfer als 1970 zu beklagen waren, nahm 
die Zahl der getöteten Motorrad- und Motorroller- 
fahrer absolut erheblich zu: 853 Getöteten im Jahre 
1970 stehen 1 453 Getötete im Jahre 1982 gegenüber. 
Diese Entwicklung hat gerade in den letzten Jahren 
ein beängstigendes Ausmaß angenommen. Allein 
von 1981 auf 1982 stieg die Zahl der tödlich verun- 
glückten Motorrad- und -rollerfahrer um 10%, au- 
ßerorts sogar um 16% an. Die Zahl der Verunglück- 
ten insgesamt nahm mit 24% Steigerung noch stär- 
ker zu (vgl. Anlge 8). 

Bei einer Wertung dieser Zahlen ist allerdings zu 
berücksichtigen, daß der Bestand an Krafträdern 
(und damit auch die Gesamtfahrleistung) überpro- 
portional angestiegen ist, und zwar um rund 250% 
von 229 000 im Jahr 1970 auf 797 000 im Jahr 1982. 
Zwei Drittel der Zunahme entfielen dabei auf die 
Jahre ab 1979. So wuchs die Gesamtzahl der Unfäl- 
le, obwohl die Unfallraten für den einzelnen Motor- 
radfahrer (bezogen auf die Fahrleistung) im 
gleichen Zeitraum abgenommen haben. 

Als besonders problematische Gruppe haben sich 
die Nutzer von Leichtkrafträdern erwiesen. Ihre 
weit überdurchschnittliche Unfallbeteiligung muß 
mit großer Sorge erfüllen. 

Benutzer von motorisierten Zweirädern sind erheb- 
lich gefährdeter als Pkw-Insassen. Auf jeweils 1 000 
zugelassene Fahrzeuge verunglückten 1982 als 
Pkw-Insassen etwa zehn Personen, als Kraftradbe- 
nutzer aber 60. Wird die höhere Fahrleistung der 
Pkw und ihre höhere Besetzung berücksichtigt, 
liegt das Risiko für Motorradfahrer weit über sechs- 
mal höher als für einen Pkw-Insassen. Im Vergleich 
noch weit größer als das Risiko für Motorradfahrer, 
getötet zu werden. 


8. Kinderunfälle stark zurückgegangen, 
aber immer noch hohes Risiko 

1982 verunglückten rund 52 000 Kinder (unter 15 
Jahren), das war gegenüber 1970 ein Rückgang um 
28%. Noch stärker ist die Anzahl der dabei getöte- 
ten Kinder zurückgegangen. Die Zahl sank um 66% 
von 2 167 im Jahre 1970 auf 727 im Jahr 1982. Auch 
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wenn man berücksichtigt, daß die Zahl der Kinder 
im gleichen Zeitraum auch abgenommen hat, so er- 
gibt sich dennoch ein bemerkenswerter Sicher- 
heitsgewinn für Kinder: Ihre Gefahr tödlich zu ver- 
unglücken, ist um 55% zurückgegangen. 

Gefährdet sind Kinder besonders als Fußgänger 
und Radfahrer. 1982 starben 43% der bei Straßen- 
verkehrsunfällen getöteten Kinder als Fußgänger, 
31% als Fahrer oder Mitfahrer eines Fahrrades und 
22 % als Pkw-Insasse (vgl. Anlage 9). 

Kinder als Fußgänger sind 1982 erheblich seltener 
verunglückt als 1970. Ihre Zahl sank von rund 
35 000 (1970) auf etwa 18 000 (1982), ein Rückgang 
von 48%. Sogar um 76% ging die Zahl der dabei 
getöteten Kinder zurück. 1 290 Kinder starben im 
Jahre 1970 als Fußgänger, 1982 waren es 313. Den- 
noch ist die Gefahr als Fußgänger zu verunglücken 
— wie Anlage 6 zeigt — für Kinder weit überdurch- 
schnittlich. Auf diese Art der Verkehrsteilnahme 
entfallen auch die meisten getöteten Kinder. 

Ganz anders entwickelte sich mit einer Zunahme 
um 26 % die Zahl der verunglückten Kinder als Rad- 
fahrer von rund 15 600 im Jahr 1970 auf fast 20 000 
im Jahr 1982. Zwar hat sich die Zahl der als Radfah- 
rer getöteten Kinder seit 1970 mehr als halbiert 
(Rückgang von 503 auf 225 im Jahr 1982), dennoch 
ist die zunehmende Zahl der Verunglückten ein 
alarmierendes Zeichen. Die Anlage 7 zeigt, daß 
diese Zunahme sich gerade bei den Kindern bis zu 
sechs Jahren besonders deutlich ausprägt. Die Zahl 
der Verunglückten ist hier um fast die Hälfte ange- 
stiegen. Die Gefährdung je Kind dieser Altersklasse 
als Radfahrer hat sich im Durchschnitt fast verdrei- 
facht. Aber auch die ohnehin schon weit überdurch- 
schnittliche Gefährdung der älteren Kinder (6 bis 
14 Jahre) als Radfahrer hat sich in den letzten zwölf 
Jahren noch weiter erhöht. 


9. Besonders gefährdet und besonders gefährlich: 
Die Anfänger 

Für jede Art der Verkehrsteilnahme gilt: Der Ein- 
stieg ist besonders gefährlich, die Unfallbeteiligung 
ist in der jeweiligen Einstiegsaltersgruppe weit 
überdurchschnittlich. 

Fußgänger: 25% der Verunglückten sind jünger 
als zehn Jahre (1970: 34%) 

35% jünger als 15 Jahre (1970: 43%) 

Radfahrer: 46% der verunglückten Fahrzeugfüh- 

rer sind jünger als 18 Jahre (1970: 
46%) 

Mofa/Moped: der verunglückten Fahrzeugfüh- 

rer sind jünger als 18 Jahre (1970: 

20%) 

63% jünger als 21 Jahre (1970: 32%) 

Kraftrad: 64% der verunglückten Fahrzeugfüh- 

rer sind jünger als 21 Jahre (1970: 
69%) 

85% jünger als 25 Jahre (1970: 77%) 


Pkw: 21% der verunglückten Fahrzeugfüh- 

rer sind jünger als 21 Jahre (1970: 

14%) 

39% jünger als 25 Jahre (1970: 33%) 

Bei jedweder Art von Verkehrsteilnahme ist der 
Anfänger demnach in hohem Ausmaß an Verkehrs- 
unfällen beteiligt. Der Anteil an den Verunglückten 
übersteigt dabei den jeweiligen Anteil der Alters- 
gruppe an der Bevölkerung erheblich. Motorradfah- 
rer im Alter von 15 bis 17 Jahren (Fahrer von 
Leichtkrafträdern) weisen siebenmal so viele Ver- 
unglückte auf, als ihrem Bevölkerungsanteil im 
Durchschnitt entsprechen würde, Motorradfahrer 
von 18 bis 21 Jahren etwa fünfmal so viel. Für Pkw- 
Fahrer von 18 bis 20 Jahren beträgt der Verun- 
glücktenanteil das 4fache, für die von 21 bis 24 Jah- 
ren das 3fache des Bevölkerungsanteils. Mofa- und 
Mopedfahrer bis 20 Jahre, Radfahrer unter 18 Jah- 
ren und Fußgänger unter 15 Jahren verunglückten 
etwa zwei bis dreimal so häufig als es ihrem Bevöl- 
kerungsanteil entspricht (vgl. auch Anlage 10). Die 
ungünstigen Werte der jungen motorisierten Ver- 
kehrsteilnehmer zeichnen sogar die Situation noch 
nicht einmal so schlecht, wie sie tatsächlich ist: 
Nicht alle jungen Menschen verfügen über ein 
Kraftfahrzeug, so daß die Unfallbelastung der tat- 
sächlich am Verkehr teilnehmenden noch erheblich 
höher liegt. 

Der Anteil an der Gesamtzahl der Verunglückten 
ist bei einigen Verkehrsteilnehmer- und Altersgrup- 
pen besonders deutlich angestiegen. Gegenüber 
1970 nahm der Anteil der verunglückten 20 bis 
24jährigen Motorradfahrer bis 1982 auf über das 
Doppelte zu. Auch bei den Mofa- und Mopedbenut- 
zern unter 18 Jahren verdoppelte sich der Verun- 
glücktenanteil. Bei Pkw-Fahrern stieg der Verun- 
glücktenanteil der 18 bis 20jährigen um etwa die 
Hälfte an. 


10. Außerortsunfälle sind besonders folgenschwer 

31% aller Unfälle mit einem Personenschaden ent- 
fallen auf den Außerortsbereich. Aber diese Unfälle 
ziehen besonders schwere Folgen nach sich: 43% 
aller Schwerverletzten und sogar 62% aller getöte- 
ten Verkehrsteilnehmer verunglückten 1982 außer- 
halb geschlossener Ortschaften. Es ist zwar die 
Wahrscheinlichkeit, innerorts in einen Unfall mit 
Personenschaden verwickelt zu werden, erheblich 
höher als außerorts, aber die Chancen, den Unfall 
zu überleben, sind auf Außerortsstraßen — mit Aus- 
nahme der Autobahnen — am schlechtesten. 

Darüber hinaus nimmt der Anteil der außerorts Ge- 
töteten nahezu kontinuierlich zu. 1982 ist auch die 
absolute Zahl der außerorts Getöteten von 7 100 
(1981) auf 7 236 angestiegen; etwas schwächer war 
der Anstieg der außerorts Schwerverletzten. 

Die Unfallschwere ist für alle Arten der Verkehrs- 
teilnahme außerorts höher als innerorts (vgl. Anla- 
ge 11). Im allgemeinen ist der Anteil der Getöteten 
an den Verunglückten außerorts jeweils etwa vier- 
mal so hoch wie innerhalb der Ortschaften. Dabei 
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besonders gefährdet sind die ungeschützten Ver- 
kehrsteilnehmer: 17 % aller außerorts verunglück- 
ten Fußgänger sterben an den Folgen des Verkehrs- 
unfalls, 6,7 % aller außerorts verunglückten Radfah- 
rer, 5,5 % aller dort verunglückten Motorradfahrer 
gegenüber nur 3,7 % der außerorts verunglückten 
Pkw-Insassen. 


11. Alleinunfälle und Zusammenstöße mit 
ungeschützten Verkehrsteilnehmern: 

Die Unfallarten mit den schwersten Folgen 

1982 starben insgesamt etwa 75 % der tödlich Ver- 
unglückten nach Unfällen der folgenden Art (vgl. 
dazu Anlage 12); 

Alleinunfälle: Ohne Einwirkung eines anderen Ver- 
kehrsteilnehmers starben 1982 29 % der bei Stra- 
ßenverkehrsunfällen Getöteten, davon allein als 
Pkw-Insassen etwa 22 % und auf dem Motorrad 
5%. 

Zusammenstoß eines Fahrzeugs mit einem Fußgän- 
ger: 19 % der tödlich Verletzten starben bei einem 
Unfall dieser Art, allein 14 % bei Zusammenstößen 
zwischen Pkw und Fußgänger. Die getöteten Unfall- 
opfer waren nahezu ausschließlich Fußgänger. 

Zusammenstoß eines Pkw mit einem Zweirad: Bei 
Zusammenstößen eines Pkw mit einem Fahrrad, 
Mofa, Moped oder Motorrad waren 13 % der Getöte- 
ten zu beklagen. 

Zusammenstoß eines Pkw mit einem Pkiv: Etwa 
14 % der tödlich verletzten Unfallopfer waren Pkw- 
Insassen bei Zusammenstößen zwischen zwei Pkw. 

Die restlichen 25 % der tödlich Verunglückten ver- 
teilen sich auf Zusammenstöße von Lkw, Bussen 
oder Sonderfahrzeugen untereinander oder mit 
Pkw und Motorrädern sowie Zusammenstöße zwi- 
schen mehr als zwei Verkehrsteilnehmern. 


12. Unangepaßte Geschwindigkeit und Alkohol 
sind immer noch die hauptsächlichen 
Unfallursachen bei schweren Unfällen 

Unter den Ursachen, die bei tödlichen Unfällen den 
Kraftfahrzeugführern zugeordnet werden, wurde 
1982 zu 36 % (1970 zu 35 %) die unangepaßte Ge- 
schwindigkeit (als ursächlich oder zumindest mitur- 
sächlich für den Unfallablauf) genannt. Alkoholein- 
fluß beim Kraftfahrzeugführer wurde zu 14 % (16 %) 
festgestellt (vgl. Anlage 13). 

Diese Unfallursachen ziehen besonders schwere 
Unfälle nach sich, denn bei Unfällen, bei denen 
lediglich Verletzungen als Folge auftraten, sind ihre 
Anteile mit 23 % (25 %) bzw. 9 % (11 %) deutlich ge- 


ringer; noch geringer sind sie bei Unfällen mit nur 
schwerem Sachschaden mit 19 % (21 %) bzw. 7 % 
(11 %). 

Vergleichsweise folgenschwer sind ferner die Un- 
fallursachen „Verstoß gegen das Rechtsfahrgebot“ 
und „Falsches Verhalten gegenüber Fußgängern“. 

Sehr folgenschwer ist auch die Ursache „Alkohol 
beim Fußgänger“, die bei tödlichen Unfällen im Ver- 
gleich zu Unfällen mit Verletzten erheblich häufiger 
genannt wird. 

Insgesamt gesehen hat sich die Ursachenstruktur 
seit 1972 nur wenig geändert; allerdings hat sich 
entsprechend der Unfallentwicklung die Anzahl der 
Ursachennennungen — insbesondere die Anzahl 
der Ursachen bei Fußgängern — verändert (vgl. An- 
lage 13). 


13. Die Entwicklung des Unfallgeschehens von 
1970 bis 1982 im Überblick 

— Die Zahl der Verunglückten ist leicht, die Zahl 
der Verkehrstoten beachtlich zurückgegangen; 
die Zahl der Unfälle nicht. 

— Bei starker Zunahme der Verkehrsleistungen 
sind die fahrleistungsbezogenen Risiken der 
Verkehrsteilnahme geringer geworden. 

— Die sichersten Straßen für den motorisierten 
Verkehr sind die Autobahnen. 

— Das Schadensrisiko für den Pkw-Insassen ist er- 
heblich gesunken. 

— Die Fußgänger verunglücken seltener. 

— Die Radfahrerunfälle haben deutlich zugenom- 
men. 

— Eine besorgniserregende Gefährdung im Stra- 
ßenverkehr hat sich für motorisierte Zweirad- 
fahrer ergeben. 

— Die Zahl der verunglückten Kinder — insbeson- 
dere der getöteten — ist stark zurückgegangen. 
Sie sind als Fußgänger weniger, als Radfahrer 
aber stärker gefährdet als 1970. 

— Besonders gefährdet und besonders gefährlich 
als Verkehrsteilnehmer sind die Anfänger. 

— Die Außerortsunfälle sind besonders folgen- 
schwer, die Innerortsunfälle aber zahlreicher. 

— Alleinunfälle und Zusammenstöße mit unge- 
schützten Verkehrsteilnehmern sind die Unfall- 
arten mit den schwersten Folgen. 

— Unangepaßte Geschwindigkeit und Alkohol sind 
immer noch die hauptsächlichen Unfallursachen 
bei schweren Unfällen. 
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Anlage 2 


Unfälle mit Personenschaden und dabei Verunglückte nach Ortslage der Unfallstelle 

1970 bis 1982 


Gegenstand der 
Nachweisung 

1970 

1971 

1972 

1973 

1974 

1975 

1976 

1977 

1978 

1979 

1980 

1981 

1982 

Unfälle mit 
Personenschaden . 

254 198 

247 133 

257 318 

243 451 

234 321 

231 247 

Innerorts 

246 844 260 396 

259 382 

252 755 

261 302 

252 382 248 329 

Getötete 

8 494 

7 900 

8 011 

7 043 

6 560 

6 071 

6 122 

6 123 

5 980 

5 140 

5 132 

4 574 

4 372 

Schwerverletzte . . 

92 862 

89 120 

94 676 

86 805 

83 982 

78 687 

83 552 

87 870 

87 336 

83 853 

84 975 

80 183 

79 160 

Leichtverletzte . . . 

238 314 

231 879 

239 789 

226 160 

212 299 

213 777 

224 174 

237 571 

236 025 

229 138 

239 214 

231 248 226 047 

Getötete 

33 

32 

31 

29 

je 1 000 Unfälle mit Personenschaden 

28 26 25 24 23 20 

20 

18 

18 

Schwerverletzte . . 

365 

361 

368 

357 

358 

340 

338 

337 

337 

332 

325 

318 

319 

Leichtverletzte . . . 

938 

938 

932 

929 

906 

924 

908 

912 

910 

907 

915 

916 

910 

Unfälle mit 
Personenschaden . 

107 762 

106 072 

105 112 

94 242 

Außerorts ohne Bundesautobahnen 

84 055 92 914 98 646 103 216 104 696 98 863 

101701 

95131 

95 591 

Getötete 

9 754 

9 813 

9 646 

8 112 

7 198 

7 850 

7 828 

7 940 

7 733 

7 247 

7 105 

6 303 

6 433 

Schwerverletzte . . 

63 980 

63 380 

63 156 

55 455 

49 856 

53 493 

56 271 

59 481 

59 412 

56 284 

57 666 

53 349 

53 782 

Leichtverletzte . . . 

109 503 

105 833 

102 814 

92 826 

80 051 

89 489 

93 675 

98 284 

99 843 

92 347 

93 505 

87 614 

85 542 

Getötete 

91 

93 

92 

86 

je 1 000 Unfälle mit Personenschaden 

86 84 79 77 74 73 

70 

66 

67 

Schwerverletzte . . 

594 

598 

601 

588 

593 

576 

570 

576 

567 

569 

567 

561 

563 

Leichtverletzte . . . 

1016 

998 

978 

985 

952 

963 

950 

952 

954 

934 

919 

921 

895 

Unfälle mit 
Personenschaden . 

15 650 

15 972 

16 345 

16 032 

12 624 

Bundesautobahnen 

13 571 14 204 15 434 16 274 

15 882 

16 232 

15 104 

14 773 

Getötete 

945 

1 040 

1 154 

1 147 

856 

949 

870 

915 

949 

835 

804 

797 

803 

Schwerverletzte . . 

7 595 

8 112 

7 952 

7 754 

6 080 

5 858 

5 905 

6 384 

6 562 

6 389 

6 311 

5 870 

5 818 

Leichtverletzte . . . 

19 541 

19 735 

20 140 

19 246 

14 874 

16 493 

17 004 

18 552 

19 466 

18 430 

18 792 

17 680 

16 839 

Getötete 

60 

65 

71 

72 

je 1 000 Unfälle mit Personenschaden 

68 70 61 59 58 53 

50 

53 

54 

Schwerverletzte . . 

485 

508 

487 

484 

482 

432 

416 

414 

403 

402 

389 

' 389 

394 

Leichtverletzte . . . 

1249 

1 236 

1 232 

1 200 

1 178 

1 215 

^ 1 197 

1202 

1 196 

1 160 

1 158 

1 171 

1 140 


Quelle: Statistisches Bundesamt 
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Anlage 3 


Entwicklung der Fahrzeugbestände 1970 bis 1982 


Fahrzeugart 

Bestand*) in 1000 

Steigerung 
in % 

1970 

1982 

Pkw/Kombi 

13 941 

24 105 

73 

KrafträderZ-roller 

229 

797 

248 

Kleinkrafträder 

150 

281 

87 

Mopeds, Mofas und 




Mokicks 

1 054 

1 809 

72 

Fahrräder 

ca. 22 000 

ca. 40 000 

82 


*) Bestände jeweils zum 1. Juli des Jahres 
Quelle: BAST 


Anlage 4 

Entwicklung der Unfall- und Getötetenraten 1970 bis 1982 


Jahr 

Unfälle mit Personenschaden 
Mio. Fz-km 

Getötete 

Mrd. Fz-km 

Autobahn 

Landstr.*) 

innerorts 

Autobahn 

Landstr.*) 

innerorts 

1970 

0,45 

0,92 

3,1 

27 

83 

104 

1975 

0,24 

0,72 

2,5 

17 

60 

65 

1980 

0,20 

0,73 

2,2 

10 

51 

43 

1981 

0,18 

0,70 

2,4 

10 

46 

43 

1982 

0,17 

0,68 

2,3 

9 

46 

41 


*) = Straßen außerhalb von Ortschaften ausgenommen Autobahnen 
Quelle: BAST 


Anlage 5 


Entwicklung des Risikos für Pkw- Insassen 1970 bis 1982 


Jahr 

Fahrleistung 
(Mrd. Pkw-km) 

verunglückte 

Pkw-Insassen 

davon 

Getötete 

Getötete Pkw- 
Insassen je 
Mrd. Pkw-km 

1970 

201,1 

351 266 

8 989 

45 

1975 

245,1 

276 116 

7 050 

29 

1980 

297,4 

286 089 

6 440 

22 

1981 

282,7 

265 047 

5 778 

20 

1982 

294,4 

251 575 

5 609 

19 


Quelle: BAST 
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Anlage 6 


Verunglückte und getötete Fußgänger nach Altersgruppen 


Jahr 

Verunglückte Fußgänger im Alter von 

. . . Jahren 

davon Getötete im Alter von . . . Jahren 

0 bis 5 

6 bis 14 

15 bis 64 

65 Jahren 
und mehr 

0 bis 5 

6 bis 14 

15 bis 64 

65 Jahren 
und mehr 

1970 

10 497 

24 907 

34 172 

13 614 

541 

749 

2 250 

2 509 

1975 

8 659 

18 832 

24 306 

11 663 

360 

412 

1 368 

1 816 

1980 

6 284 

15 585 

25 404 

12 005 

201 

273 

1 133 

1483 

1981 

5 945 

14 022 

24 363 

11204 

158 

218 

982 

1 260 

1982 

5 487 

12 864 

23 538 

10 759 

141 

172 

1 029 

1 251 


Quelle: BAST 


Verunglückte und getötete Fußgänger nach Altersgruppen bezogen auf die Einwohnerzahl 


Jahr 

Verunglückte Fußgänger je Tausend Einwohner 
im Alter von . . . Jahren 

davon Getötete je Mio. Einwohner 
im Alter von . . . Jahren 

0 bis 5 

6 bis 14 

15 bis 64 

65 Jahren 
und mehr 

0 bis 5 

6 bis 14 

15 bis 64 

65 Jahren 
und mehr 

1970 

1,83 

2,99 

0,89 

1,70 

94 

90 

58 

314 

1975 

2,05 

2,08 

0,61 

1,31 

85 

46 

35 

203 

1980 

1,78 

2,04 

0,62 

1,26 

57 

36 

28 

155 

1981 

1,67 

1,94 

0,59 

1,19 

44 

30 

24 

133 

1982 

1,53 

1,89 

0,56 

1,16 

39 

25 

25 

135 


Quelle: BAST 
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Anlage 7 


Verunglückte und getötete Radfahrer*) nach Altersgruppen 


Jahr 

Verunglückte Radfahrer im Alter von 

. . . Jahren 

davon Getötete im Alter von . . . Jahren 

0 bis 5 

6 bis 14 

15 bis 64 

65 Jahren 
und mehr 

0 bis 5 

6 bis 14 

15 bis 64 

65 Jahren 
und mehr 

1970 

687 

14 908 

22 689 

3 994 

24 

479 

792 

540 

1975 

1 110 

17 652 

18 584 

4 420 

25 

359 

527 

498 

1980 

1 065 

19 479 

25 563 

5 317 

13 

270 

404 

455 

1981 

1 042 

18 818 

29 203 

5 115 

10 

206 

437 

416 

1982 

1 163 

18 540 

33 414 

5 382 

14 

211 

422 

438 


Quelle; BAST 


Verunglückte und getötete Radfahrer*) nach Altersgruppen bezogen auf die Einwohnerzahl 


Jahr 

Verunglückte je Tausend Einwohner 
im Alter von . . . Jahren 

davon Getötete je Mio. Einwohner 
im Alter von . . . Jahren 

0 bis 5 

6 bis 14 

15 bis 64 

65 Jahren 
und mehr 

0 bis 5 

6 bis 14 

15 bis 64 

65 Jahren 
und mehr 

1970 

0,12 

1,79 

0,59 

0,50 

4 

58 

21 

68 

1975 

0,26 

1,95 

0,47 

0,49 

6 

40 

13 

56 

1980 

0,30 

2,54 

0,63 

0,56 

4 

35 

10 

48 

1981 

0,29 

2,60 

0,70 

0,54 

3 

28 

11 

44 

1982 

0,33 

2,72 

0,80 

0,58 

4 

31 

10 

47 


*) Führer und Mitfahrer 
Quelle: BAST 


Anlage 8 


Verunglückte und getötete Zweiradfahrer 


Jahr 

Verunglückte Zweiradfahrer und -mitfahrer 

davon Getötete 

Fahrrad 

Mofa 

Moped 

Kraftrad 

Fahrrad 

Mofa 

Moped 

Kraftrad 

1970 

42 366 

6 731 

13 701 

28 104 

1 835 

235 

465 

853 

1975 

41 875 

21 845 

11 853 

38 941 

1 409 

475 

246 

1211 

1980 

51 578 

28 500 

23 248 

46 619 

1 142 

469 

296 

1232 

1981 

54 298 

24 924 

17 920 

52 371 

1 069 

385 

214 

1 319 

1982 

58 605 

22 944 

12 197 

64 952 

1 085 

357 

177 

1453 


Quelle: BAST 
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Anlage 9 


Verunglückte und getötete Kinder 



Verunglückte Kinder unter 15 Jahren 

davon Getötete 

Jahr 

ins- 

gesamt 

als Pkw- 
Insasse 

auf motor. 
Zweirad 

auf 

Fahrrad 

als 

Fußgänger 

ins- 

gesamt 

als Pkw- 
Insasse 

auf motor. 
Zweirad 

auf 

Fahrrad 

als 

Fußgän- 

ger 

1970 

72 499 

19 645 

708 

15 595 

35 404 

2 167 

310 

10 

503 

1 290 

1982 

52 194 

12 253 

1 143 

19 703 

18 351 

727 

163 

18 

225 

313 


Quelle: BAST 


Anlage 10 


Verunglückte Personen nach Alter und Art der Verkehrsbeteiligung 1982 

— je 10 000 Einwohner — 


Alter 

von . . . bis 
unter . . . Jahren 

Fuß- 

gänger 

Rad- 

fahrer 

Mofa- und 
Moped- 
benutzer 

Motorrad-/-roller- 

Pkw- 

Sonstige 

Verun- 

glückte 

insgesamt 

Führer 

Mitfahrer 

Führer 

Mitfahrer 

unter 6 

15 

3 

0 



0 

0 

11 

0 

31 

6 bis 10 

32 

19 

0 

0 

0 

0 

13 

1 

64 

10 bis 15 

12 

32 

1 

0 

1 

0 

11 

1 

59 

15 bis 18 

8 

24 

53 

62 

16 

2 

36 

2 

202 

18 bis 21 

7 

10 

17 

47 

10 

99 

53 

4 

249 

21 bis 25 

6 

8 

5 

28 

4 

71 

32 

5 

159 

25 bis 35 

5 

6 

3 

6 

1 

42 

16 

4 

82 

35 bis 45 

5 

6 

3 

2 

0 

31 

12 

3 

61 

45 bis 55 

5 

7 

3 

1 

0 

21 

11 

3 

51 

55 bis 65 

6 

6 

2 

0 

0 

13 

10 

2 

40 

65 und mehr 

12 

6 

1 

0 

0 

6 

6 

2 

33 

insgesamt 

9 

10 

6 

9 

2 

25 

16 

3 

78 


Quelle: BAST 


Anlage 11 


Unfallschwere bei Innerorts- und Außerortsunfällen 


Ortslage 

Jahr 

Getötete je 100 Verunglückte 

Fußgänger 

Radfahrer 

Mofa/Moped 

Kraftrad 

Pkw 

Übrige 

Innerhalb von Ortschaften 

1970 

5,8 

2,8 

2,0 

1,9 

1,2 

1,8 


1982 

3,9 

1,2 

0,9 

1.1 

0,8 

1,1 

Außerhalb von Ortschaften 

1970 

19,6 

12 

8,9 

6,8 

3,9 

4,3 


1982 

17 

6,7 

4.3 

5,1 

3,7 

3,2 


Quelle: BAST 
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Anlage 12 

Getötete Personen nach der Art der Verkehrsbeteiligung bei Alleinunfällen, bei Unfällen zwischen zwei 
Verkehrsteilnehmern nach Art des Unfallgegners und bei Unfällen mit mehr als zwei Beteiligten 1982 






Führer und Mitfahrer von 




Getötet als 

Verunglückt bei 

Fuß- 

gänger 

Fahr- 

rädern 

Mofas, 

Mopeds 

Kraft- 

rädern, 

-rollern 

Pkw 

Kraft- 

omni- 

bussen 

Güter- 

kraft- 

fahr- 

zeuge 

anderen 
Fz. und 
als 

andere 

Pers. 

Getötete 

ins- 

gesamt 

Alleinunfällen 

— 

116 

71 

531 

2 520 

7 

71 

61 

3 377 

Zusammenstößen mit 
einem anderen 
Verkehrsteilnehmer 

2 231 

878 

431 

757 

2 461 

12 

91 

45 

6 906 

und zwar mit einem 
— Fußgänger 



4 

3 

4 

2 





1 


— Fahrrad 

17 

13 

4 

6 

8 

— 

— 

— 


— Mofa, Moped 

21 

4 

3 

9 

2 

2 

— 

— 


— Kraftrad, -roller 

132 

38 

20 

34 

25 

— 

— 

1 


— Pkw 

1 674 

598 

305 

524 

1 596 

7 

25 

27 


— Kraftomnibus 

63 

28 

7 

17 

97 

2 

5 

— 


— Güterkraftfahrzeug 

211 

156 

67 

110 

599 

1 

52 

12 


— anderen Fahrzeugen 
oder anderen Perso- 
nen 

113 

37 

22 

53 

132 

— 

9 

4 


Zusammenstößen 
zwischen mehr als 
zwei beteiligten 
Verkehrsteilnehmern 

363 

91 

32 

165 

628 

3 

33 

10 

1 325 

allen Unfällen zusammen 

2 594 

1 085 

534 

1453 

5 609 

22 

195 

116 

11 608 


Quelle: BAST 


Anlage 13 

Die Entwicklung der wichtigsten Unfallursachen (1970 und 1982) 



1970 

1982 

Ursachen beim 

Unfall mit 
Getöteten 

Unfall mit 
Verletzten 

Unfall mit 
schweren 
Sach- 
schäden 

Unfall mit 
Getöteten 

Unfall mit 
Verletzten 

Unfall mit 
schweren 
Sach- 
schäden 

Kraftfahrzeugführer 

20 985 

404 029 

228 051 

14 326 

407 843 

609 294 

davon: Alkohol 

16 % 

11 % 

11 % 

14 % 

9 % 

7 % 

unangepaßte Geschwindigkeit 

35 % 

25 % 

21 % 

36 % 

23 % 

19 % 

Verstoß gegen Rechtsfahren 

7 % 

6 % 

7 % 

8 % 

5 % 

5 % 

falsches Verhalten gegenüber 
Fußgängern 

10 % 

6 % 

0 % 

7 % 

5 % 

0 % 

Fußgänger 

6 420 

65 260 

(543) 

2 676 

39 672 

(1213) 

davon: Alkohol 

14 % 

7 % 


15 % 

8 % 



Quelle: BAST 
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ANHANG II 

Zum Stand des Verkehrssicherheitsprogramms 1973 


Das Unfallgeschehen des letzten Jahrzehnts hat 
sich nicht unbeeinflußt entwickelt. Die Maßnahmen 
des Verkehrssicherheitsprogramms 73 waren ge- 
zielt auf eine Verbesserung der damaligen Situation 
gerichtet. Zur Beurteilung der gegenwärtigen Lage 
und zur Entwicklung neuer zielgerichteter Maßnah- 
men ist eine Überprüfung notwendig, wieweit die 
1973 geplanten Maßnahmen umgesetzt wurden, ob 
sie gegriffen haben und wie ihr Erfolg einzuschät- 
zen ist. Die Darlegung folgt den Schwerpunkten des 
Programms 73, kann allerdings nur die wichtigsten 
Maßnahmen herausgreifen. Weitergehende Anga- 
ben enthalten die Unfallverhütungsberichte bis 
1983. 

1. Verkehrsaufklärung und Verkehrserziehung: 

Wegen immer geringerer staatlicher Mittel 

Programm nur in wichtigsten Punkten erfüllt 

Ziel dieses Programmschwerpunktes war die Be- 
einflussung des Verhaltens der Verkehrsteilneh- 
mer. Sie sollten sich von sich aus und in eigener 
Verantwortung besser dem modernen Verkehr an- 
passen (Nr. 11 des Programms 73). 

Dafür sollten seitens der Bundesregierung in stei- 
gendem Maße Mittel bereitgestellt werden. Ausge- 
hend von 20 Mio. DM im Jahre 1974 sollten die Mit- 
tel bis 1977 auf 34 Mio. DM aufgestockt werden 
(Nr. 12 des Programms 73). Dieses Ziel wurde nur 
im Jahre 1974 erreicht. Danach wurden die tatsäch- 
lich zur Verfügung gestellten Mittel fortlaufend ver- 
ringert und betrugen 1982 nur noch 10 Mio. DM. Die 
nicht unbeträchtlichen Mittel nichtstaatlicher Stel- 
len konnten diesen Rückgang nicht auffangen. 

Damit waren den geplanten Aufklärungsaktionen 
über die Gefahren des Alkohols im Straßenverkehr 
und über die Schutzwirkung von Sicherheitsgurten 
sowie anderen Aktionen in der Durchführung Gren- 
zen gesetzt (Nr. 25 und 26 des Programms 73). 

Wegen der knapper werdenden Mittel und zur Er- 
reichung einer höheren Wirksamkeit kamen 1979 
der Bundesminister für Verkehr und der Deutsche 
Verkehrssicherheitsrat (DVR) mit seinen für die 
Verkehrserziehungs- und -aufklärungsarbeit wich- 
tigsten Mitgliedern überein, die Maßnahmen auf 
die besonders gefährdeten Verkehrsteilnehmer- 
gruppen zu konzentrieren und dabei in sich ge- 
schlossene, mittelfristig angelegte und wissen- 
schaftlich fundierte Programme zugrunde zu legen. 

Diese sind inzwischen mit Mitteln des Bundes ent- 
wickelt und werden zur Zeit von den DVR-Mitglie- 
dern vor Ort angeboten und umgesetzt. (Nr. 14 bis 
16 des Programms 73; vgl. auch Übersicht in An- 
hang 3). 

Die Erkenntnis, daß dem Elternhaus sowie flankie- 
rend der vorschulischen und schulischen Verkehrs- 


erziehung im Rahmen der Verkehrssicherheitsar- 
beit besondere Bedeutung zukommt, hat sich im- 
mer stärker durchgesetzt. 

Die für diesen Bereich zuständigen Bundesländer 
haben auf der Grundlage der Kultusministerkonfe- 
renz-Empfehlung „Verkehrserziehung in der Schu- 
le“ vom 7. Juli 1972 den Verkehrsunterricht in die 
Lehrpläne der Primarstufe und der Sekundarstufen 
übernommen. Allerdings sind einige Vorstellungen 
dieser Empfehlung noch nicht voll umgesetzt. So 
sind z. B. Angebot und Intensität des Verkehrsun- 
terrichts in den Sekundarstufen geringer als in der 
Primarstufe; auch gibt es dabei deutliche Unter- 
schiede zwischen den einzelnen Bundesländern. 

Der Bundesminister für Verkehr fördert seit Jahren 
— hauptsächlich über die Deutsche Verkehrswacht 
(DVW) und das Länderinstitut für Film und Bild in 
Wissenschaft und Unterricht (FWU) — verschie- 
dene Unterrichtsmodelle für den Verkehrsunter- 
richt und trägt mit finanziellen Zuschüssen zur Ein- 
führung über Erzieher und Lehrer bei. Damit soll 
eine möglichst einheitliche überregionale Durch- 
führung des Verkehrsunterrichts auf qualitativ ho- 
hem Stand unterstützt werden (Nr. 17 bis 21 des 
Programms 73). 


2 . Zulassung von Personen zum 

Kraftfahrzeugverkehr; verkehrsregelnde und 
andere Vorschriften: die Sachdiskussion setzte 
einige andere Akzente 

Das Programm 73 sah eine Reihe von Maßnahmen 
vor, die über eine verbesserte Fahrausbildung und 
geänderte Regelungen zur Erlangung einer Fahrer- 
laubnis (Nr. 27 bis 30 des Programms 73) sowie 
über geänderte Anforderungen an die körperliche 
und geistige Tauglichkeit von Kraftfahrern (Nr. 31 
bis 34 des Programms 73) die Voraussetzungen für 
eine sichere Verkehrsteilnahme schaffen sollten. 
Ergänzend waren Maßnahmen zu einer effektive- 
ren Kontrolle gefährlichen Fehlverhaltens vorgese- 
hen (Nr. 30 und 40 des Programms 73). 

Änderungen des Fahrlehrerrechts führten zu einer 
ganz erheblich verbesserten Fahrausbildung. Die 
im Programm 73 postulierten Anforderungen an die 
Fahrerlaubnisprüfung (Nr. 27 des Programms 73) 
sind inzwischen entsprechend umgesetzt. Die „Ge- 
fahrenlehre“ — bereits 1969 in die StVZO aufge- 
nommen — ist seitdem ständig weiterentwickelt 
worden: 1980 wurde ein neuer Prüfungsfragenkata- 
log herausgegeben, der wiederum 1981 ergänzt und 
geändert wurde. So bildet die „Gefahrenlehre“ in- 
zwischen einen der Schwerpunkte der theoreti- 
schen Prüfung. 

Die Einführung einer Bewährungszeit für Fahran- 
fänger ist in dem vergangenen Jahrzehnt nicht aus- 
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diskutiert worden. Sie ist nunmehr Bestandteil des 
vorliegenden Programms. 

Die Überlegungen zur gezielten Nachschulung 
(Nr. 28 des Programms 73) haben zur Entwicklung 
verschiedener Nachschulungsprogramme geführt, 
an denen Kraftfahrer seit 1978 freiwillig teilneh- 
men können. Angesprochen werden die Risikogrup- 
pen 

— junge Kraftfahrer, 

— wiederholt auffällige Kraftfahrer, 

— alkoholauffällige Kraftfahrer. 

Das 1974 eingeführte „Mehrfachtäterpunktsystem“ 
(Nr. 30 des Programms 73) hat sich grundsätzlich 
bewährt, bedarf jedoch im Hinblick auf die gewon- 
nenen Erfahrungen der Überarbeitung. Mit Rück- 
sicht auf die Ungewißheit hinsichtlich einer Reform 
des Verkehrszentralregisters wurde diese seit lan- 
gem geplante Überarbeitung bislang zurückge- 
stellt. 

Die jahrelang geführte Diskussion um den Bestand 
und den Umfang des Verkehrszentralregisters ist 
1982 durch eine Änderung des Straßenverkehrsge- 
setzes zu einem vorläufigen Abschluß gekommen. 
Seit dem l.Juni 1983 werden Verkehrsordnungs- 
widrigkeiten nur noch dann eingetragen, wenn das 
Bußgeld mindestens 80 DM beträgt. Bislang lag die 
Eintragungsgrenze bei 40 DM. Der Eintragungsbe- 
stand wird dadurch erheblich reduziert werden, 
ohne die Funktion des Registers als Instrument zur 
Hebung der Verkehrssicherheit entscheidend zu be- 
einträchtigen. 

Die körperliche und geistige Tauglichkeit der Kraft- 
fahrer (Nr. 31 bis 34 des Programms 73) war mit 
Gegenstand der Beratungen auf der EG-Ebene, die 
1980 zur Verabschiedung der Ersten Richtlinie des 
Rates zur Einführung eines EG-Führerscheins ge- 
führt haben. Die Richtlinie verpflichtet die Mit- 
gliedstaaten u. a., bestimmte Mindestanforderun- 
gen an die körperliche und geistige Tauglichkeit ab 
1. Januar 1983 vorzuschreiben und einzuhalten. 

Der Bundesminister für Verkehr hat durch Ände- 
rung der entsprechenden straßenverkehrsrechtli- 
chen Vorschriften zum vorgeschriebenen Stichtag 

— Mindestanforderungen an das Sehvermögen der 
Bewerber und Inhaber einer Fahrerlaubnis auf- 
gestellt, 

— den Sehtest für Fahrerlaubsnisbewerber auf 
eine bundesrechtliche Grundlage gestellt, 

— eine ärztliche Gesundheitsprüfung für Bewerber 
um die Fahrerlaubnis der Klasse 2 eingeführt. 

Die sich schon Ende der 70er Jahre abzeichnende 
besondere Unfallgefährdung der Fahrer motorisier- 
ter Zweiräder führte zu einer Reihe von — im Pro- 
gramm 73 selbst noch nicht vorgesehenen — Ver- 
schärfungen im Fahrerlaubnisrecht, die am 1. April 
1980, teilweise auch erst am 1. Januar 1981 wirksam 
wurden: 


Für das Führen von Mofa 25 wurde (für nach dem 
31. März 1965 geborene Fahrer) eine theoretische 
Prüfung, für das Führen von Mopeds und Mokicks 
wurde neben der bisherigen theoretischen Prüfung 
auch die praktische Fahrerlaubnisprüfung für die 
Erlangung der Klasse 4 eingeführt. 

Das bisherige Kleinkraftrad (bis 50 cm^, durch die 
Bauart nach oben nicht begrenzte Höchstgeschwin- 
digkeit) wurde durch das neue Leichtkraftrad (bis 
80 cm^ Hubraum, bis 80 km/h durch die Bauart 
bestimmte Höchstgeschwindigkeit) ersetzt. Das ab 
16 Jahren zugelassene Leichtkraftrad wurde der 
Fahrerlaubnisklasse 1 (beschränkt auf Leichtkraft- 
räder) zugeordnet, so daß die Bewerber alle Vor- 
aussetzungen für die Klasse 1 (theoretische und 
praktische Prüfung) mit Ausnahme der spezifi- 
schen Anforderungen für schwere Motorräder er- 
füllen müssen. 

Schließlich wurde die praktische Prüfung für die 
Klasse 1 verschärft, insbesondere im Hinblick auf 
Prüfungsdauer, Prüfungsstrecke, Prüfungsfahrzeug 
und die sog. Grundfahrübungen. 

Verkehrsregelnde und andere Vorschriften sollten 
nach dem Programm 73 lediglich dann geändert 
werden, wenn dies zur Anpassung an veränderte 
Bedingungen aus der Sicht der Verkehrssicherheit 
notwendig würde. Verhaltensregeln sollten nicht 
durch immer neue Vorschriften perfektioniert wer- 
den (Nr. 35 des Programms 73). 

Die unter diesem Gesichtspunkt als notwendig er- 
achteten Anpassungen von Vorschriften wurden 
1975/76 durchgeführt. Sie betrafen im wesentlichen 
die Verpflichtung zum Einschalten des Warnblink- 
lichts durch Schulbusfahrer beim Ein- und Ausstei- 
gen von Kindern sowie das Gebot für andere Kraft- 
fahrer, so an einem haltenden Schulbus vorbeizu- 
fahren, daß eine Gefährdung der Schulkinder aus- 
geschlossen ist. Bereits 1974 war die ergänzende 
einheitliche, auffällige Kennzeichnung von Schul- 
bussen (Nr. 36 des Programms 73) eingeführt wor- 
den. 

Eine wesentliche Ergänzung der Straßenverkehrs- 
ordnung enthält der 1980 eingeführte Absatz 2 a des 
§ 3 StVO. Durch ihn wird der Fahrzeugführer ver- 
pflichtet, sich gegenüber Älteren, Behinderten und 
Kindern so zu verhalten, daß eine Gefährdung die- 
ser Verkehrsteilnehmer ausgeschlossen ist. 

Seit 1976 sind ferner zwei weitere für den Schutz 
von Pkw-Insassen wesentliche Regelungen in 
Kraft; Das Gebot, Kinder auf den Rücksitzen von 
Kraftfahrzeugen zu befördern, und die Rechts- 
pflicht zum Anlegen vorgeschriebener Sicherheits- 
gurte auf Vordersitzen (Nr. 38 und 39 des Pro- 
gramms 73), 

Bei Verabschiedung des Programms 73 standen ge- 
nerelle Geschwindigkeitsbeschränkungen noch in 
der Diskussion. Aufgrund der Ergebnisse von Groß- 
versuchen gilt inzwischen seit 1975 eine Höchstge- 
schwindigkeit von 100 km/h auf Außerortsstraßen 
und seit 1978 eine Richtgeschwindigkeit von 130 
km/h auf Autobahnen (Nr. 4 des Programms 73). 
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3. Bau- und Ausrüstungsvorschriften für 

Kraftfahrzeuge: verminderter eigenständiger 
Regelungsbedarf 

Bei der Erarbeitung und Umsetzung der im Pro- 
gramm ’73 ausgewiesenen Maßnahmen zur Verbes- 
serung der Sicherheit im und am Kraftfahrzeug 
(Nr. 42 bis 47 des Programms ’73) waren (und sind 
auch weiterhin) die besonderen Bedingungen zu be- 
achten, die sich durch die notwendige internatio- 
nale Harmonisierung ergeben. 

1979 wurde die Vorschrift zur Ausrüstung auch der 
Rücksitze mit Sicherheitsgurten eingeführt. Auf- 
grund von inzwischen unter Mitwirkung der Bun- 
desregierung erarbeiteten EG- oder ECE-Regelun- 
gen, die teils Bau- und Gestaltungsanforderungen, 
teils Wirkanforderungen umfassen, wird eine Reihe 
der Maßnahmen seit einiger Zeit für die neu in den 
Verkehr kommenden Fahrzeuge von den Herstel- 
lern faktisch erfüllt. Änderungen der StVZO haben 
insoweit hier nur noch formalen Charakter. Dies 
gilt im wesentlichen für die obligatorische Einfüh- 
rung von Zweikreis-Bremsanlagen, für die Befesti- 
gung und Bauartgenehmigung der Kopfstützen und 
die Entschärfung des Innenraums durch ungefähr- 
liche Gestaltung von Lenksäule und Lenkrad. 

Die Wirkvorschriften für die Leuchtweiteregelung 
für Scheinwerfer sind nunmehr in EG-Richtlinien 
(EWG 76/756) und der ECE-Regelung (ECE-R48) 
enthalten. Die Anforderungen an Blockierverhinde- 
rer (ECE-R 13) sollen alsbald durch eine weitere 
Präzisierung der Definition und Wirkvorschriften 
verbessert werden. 

In Abstimmung befinden sich die Vorschriften zur 
Weiterentwicklung von Rückhaltesystemen und zur 
Entwicklung von besserem Sicherheitsglas. 


4. Straßenbauliche und straßenverkehrstechnische 
Maßnahmen; Verkehrslenkung: Umfangreiche 
Verbesserungen 

Der Neubau von Bundesautobahnen und Bundes- 
straßen sowie die Substanzerhaltung und Verbesse- 
rung des vorhandenen Straßennetzes als wesentli- 
che Voraussetzung für einen sichereren Verkehr 
waren ebenfalls Ziele des Programms von 1973 
(Nr. 48). 

Seit 1972 ist die Länge der Autobahnen von 4 828 
km auf 7 784 km (1982) — also um 61 % — erweitert 
worden. Die Länge des gesamten Straßennetzes hat 
sich dagegen nur um 9 % erhöht. 

Ebenso wesentlich waren qualitative Verbesserun- 
gen, die in diesem Zeitraum am Autobahnnetz vor- 
genommen wurden. So wurde dieses auf einer 
Länge von etwa 370 km mit zusätzlichen Standstrei- 
fen versehen; auf 630 km erfolgte eine Erweiterung 
von 4 auf 6 und teilweise sogar 8 Fahrstreifen 
(Nr. 51 des Programms ’73). 

Auch an Bundesstraßen haben zahlreiche Baumaß- 
nahmen Verbesserungen bewirkt. So wurde der An- 
teil der Strecken mit weniger als 7 m Fahrbahn- 


breite an der Gesamtlänge der Bundesstraßen von 
43 % auf 27 % verringert. Die für Autobahnen ge- 
plante Umrüstung auf bzw. Neuausstattung mit Di- 
stanzschutzplanken ist zu 90 % abgeschlossen. 
Blendschutzzäune an blendungsgefährdeten Strek- 
kenabschnitten der Bundesautobahnen sind auf- 
gestellt worden. Mit Schutzzäunen gegen wildle- 
bende Tiere waren Ende 1982 rund 1 800 km Auto- 
bahnen meist beidseitig ausgerüstet (Nr. 51 des Pro- 
gramms ’73). 

Das Aufspüren und Entschärfen von Unfallstellen 
(Nr. 50 des Programms '73) wird bei den Ländern im 
Zusammenwirken mit den Bundesminister für Ver- 
kehr — insbesondere auf der Grundlage von Unfall- 
typensteckkarten und mit Hilfe der Straßendaten- 
banken — kontinuierlich weitergeführt. 

Die Verkehrsbeeinflussung in den stauempfindli- 
chen hochbelasteten Bereichen des Autobahnnet- 
zes durch Wechselverkehrszeichen und Wechsel- 
wegweiser sowie durch spezielle Stauwarnanlagen 
(Nr. 53 des Programms ’73) hat sich nach Abschluß 
der ersten, etwa 10jährigen Versuchsphase be- 
währt. Stauwarnanlagen und auch Nebelwarnanla- 
gen waren in kritischen Bundesautobahnabschnit- 
ten besonders wirksam; sie senkten in ihren Ein- 
satzbereichen die Unfallzahlen ungefähr auf die 
Hälfte. 

Seit 1974 abgeschlossen ist der Ausbau des Ver- 
kehrswarnfunks (Nr. 56 des Programms ’73). Alle 
Verkehrsrundfunksender der ARD strahlen eine 
Sender-, Bereichs- und Durchsagekennung aus, 
durch die das Einstellen der Verkehrsrundfunksen- 
der im Autoradio wesentlich erleichtert wird. 

Die Beseitigung höhengleicher Bahnübergänge 
(Nr. 54 des Programms ’73) trägt erheblich zur Er- 
höhung der Verkehrssicherheit auf Straße und 
Schiene bei. Seit 1973 sind 229 Bahnübergänge an 
Bundesstraßen beseitigt worden. 

Die Trennung, des Fahrradverkehrs vom motori- 
sierten Verkehr (Nr. 49 des Programms ’73) zur Ver- 
besserung der Verkehrssicherheit hat sich als 
zweckmäßig erwiesen. Im Rahmen seiner Zustän- 
digkeit hat sich der Bundesminister für Verkehr 
daher nachdrücklich für den Bau von Radwegen 
eingesetzt und gemeinsam mit den Ländern ein 
Programm zum Bau von Radwegen an Bundesstra- 
ßen aufgestellt. 

Durch einen sinnvollen Bau oder Ausbau von Stra- 
ßen in den Gemeinden (Nr. 55 des Programms ’73) 
wird auch die Verkehrssicherheit erhöht. Entspre- 
chende Maßnahmen können nach dem Gesetz zur 
Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Ge- 
meinden (GVFG) gefördert werden. Die jährlichen 
Finanzhilfen betragen zur Zeit rd. 1,2 Mrd. DM, mit 
denen etwa 4 500 einzelne Straßenbaumaßnahmen 
gefördert werden. 

5. Rettungswesen: 

Flächendeckender Ausbau 

Das Rettungswesen ist in der Bundesrepublik 
Deutschland inzwischen beim bodengebundenen 
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Rettungsdienst und bei der Hubschrauberrettung 
nahezu flächendeckend hochleistungsfähig ausge- 
baut. Auch ländliche Gebiete werden versorgt 
(Nr. 57 des Programms 73). 

Aufbau und Organisation wurden von den dafür zu- 
ständigen Ländern weitgehend bundeseinheitlich 
gestaltet. Grundlage dafür war das von Bund und 
Ländern entwickelte Muster für ein einheitliches 
Landesgesetz. Entsprechende Regelungen sind mit 
Ausnahme in Niedersachsen sonst in allen Ländern 
herbeigeführt (Nr. 58 des Programms 73). 

Wie geplant, ist auch der bundesweite Ausbau des 
einheitlichen Notrufsystems mit den Notrufnum- 
mern 110 (Polizei) und 112 (Feuerwehr) bis auf we- 
nige Ausnahmefälle abgeschlossen (Nr. 61 des Pro- 
gramms 73). 

Die Autobahnen sind in voller Länge mit Not- 
rufsäulen ausgestattet. Eine weitere grundlegende 
Verbesserung durch automatische Kennungsabga- 
ben und Durchschaltmöglichkeiten des Notrufge- 
sprächs zur Polizei ist derzeit auf 55 % des Netzes 
vorgenommen. 


6. Forschung: 

Planungsziel niedriger gesteckt 

Die Zersplitterung der Forschung auf dem Gebiete 
der Sicherheit im Straßenverkehr sollte durch eine 
zentral koordinierende Stelle behoben werden 
(Nr. 62 des Programms 73). Dazu war 1972 die Bun- 
desanstalt für Straßenwesen um den Bereich Un- 
fallforschung erweitert worden. Der Personalbe- 
stand hat allerdings das ursprüngliche Planungsziel 
bei weitem nicht erreicht. Auch die ab 1974 bereit- 
gestellten Mittel zur Durchführung von For- 
schungsvorhaben wurden entgegen der im Pro- 
gramm ausgedrückten Absicht nicht weiter erhöht. 
Sie liegen seitdem jährlich etwa in der Höhe von 
4,2 Mio. DM. 

Dennoch wurden die im Programm ausgewiesenen 
Forschungsschwerpunkte nach den damit gegebe- 
nen Möglichkeiten behandelt. Zu nahezu allen 
Schwerpunkten sind je nach Forschungsstand und 
den gegebenen Prioritäten jedoch noch weitere Un- 
tersuchungen durchzuführen. 
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Anlage 1 


Sanderbusch 


Hubschrauber-Station 
des Katastrophenschutzes 

der Bundeswehr (SAR) 
der Deutschen 

Rettungsflugwacht e.V. (DRF) 
} der ADAC- Luftrettung GmbH 


Stationen mit Hangar 
Stationen ohne Hangar 



r 

Villingen-Schwenningen 


Radius 50 km 

Stand: April 1984 


BMV 

Abt Straßenverkehr 


Hubschrauber-Stationen 
der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin (West) 


BASt 
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Anlage 2 


Flensburg 


Notmeldeeinrichtungen 
und Notruftelefone an 
Bundesstraßen 

Neben der Ausstattung 
durchgehender Strecken 
werden in verschiedenen 
Bundesländern 
(z. B. Rheinl.-Pfalz) 
Notruftelefone an Unfall- 
schwerpunkten und kurzen 
Streckenabschnitten aufgestellL 





Quelle: Rettungsdienst Stiftung 
Björn Steiger e. V. 

Bayerisches Staatsministerium 
des Innern 


44 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/1479 


ANHANG III 

Stellungnahme des Bundesministers für Verkehr zu dem Bericht der Kommission 
für Verkehrssicherheit 


Vorbemerkung 

Im Hinblick auf die Termingestaltung (Überrei- 
chung des Berichts am 27. September 1982, Behand- 
lung im Verkehrsausschuß des Deutschen Bundes- 
tages am 1. Dezember 1982) stand die Ausarbeitung 
der Stellungnahme des Bundesministers für Ver- 
kehr zu dem Bericht unter starkem Zeitdruck. Das 
hatte zur Folge, daß auf eine in jedes Detail ge- 
hende Äußerung verzichtet werden mußte. Unge- 
achtet dessen hat sich der Bundesminister für Ver- 
kehr bemüht, zu konkreten Vorschlägen der Kom- 
mission auch konkret Stellung zu nehmen, wenn 
auch in notwendigerweise oft verkürzter Form. 

1. Allgemeines 

Die Bundesregierung ist sich der Dringlichkeit der 
Aufgabe bewußt, die Verkehrssicherheit auf den 
Straßen weiter zu erhöhen und ihr den ihr zukom- 
menden politischen Stellenwert zu verschaffen. Sie 
begrüßt daher den Bericht der Kommission für 
Verkehrssicherheit als einen wichtigen Beitrag zur 
Verstärkung der Bemühungen um mehr Sicherheit 
im Straßenverkehr. 

Sie würdigt den Bericht zugleich als eine hervorra- 
gende persönliche Leistung der Kommissionsmit- 
glieder, die sich als verdiente Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens bereitwillig der Aufgabe unter- 
zogen haben, den Stand der bisherigen Verkehrssi- 
cherheitsarbeit mit dem Ziel neuer Impulse und 
Denkanstöße zu überprüfen. 

Der Bundesminister für Verkehr (BMV) stimmt der 
Kommission darin zu, daß die Bemühungen um 
mehr Sicherheit im Verkehr als eine gemeinsame 
Aufgabe aller in der Gesellschaft wirkenden Kräfte 
und aller Bürger zu begreifen sind. Das setzt vor- 
aus, daß die Bedeutung der Verkehrssicherheit im 
Meinungsbild der Öffentlichkeit erhöht wird. Der 
BMV begrüßt in diesem Zusammenhang den Appell 
der Kommission an die Verantwortlichen in Politik 
und Öffentlichkeit, mit dem die Kommission selbst 
einen Beitrag mit großer Signalwirkung geleistet 
hat 

Was den Entwicklungsstand der Verkehrssicherheit 
in der Bundesrepublik Deutschland anbetrifft, so 
teilt der BMV weitgehend die analytische Beurtei- 
lung des Unfallgeschehens durch die Kommission. 
Er ist auch, ebenso wie die Kommission, der Auffas- 
sung, daß bei allen Erfolgen, die in den letzten Jah- 
ren erzielt werden konnten, weitere Anstrengungen 
vonnöten sind, um das immer noch viel zu hohe 
Ausmaß des durch den Straßenverkehr verursach- 
ten menschlichen Leids und materieller Schäden 
nachhaltig zu mindern. 


Jede realistische Betrachtung des Unfallgesche- 
hens wird allerdings davon ausgehen müssen, daß 
in allen Lebensbereichen die Zahl von Unfällen 
zwar vermindert, niemals aber auf Null herabge- 
drückt werden kann. In welchem Umfange eine 
Verminderung möglich ist, hängt wiederum von 
zahlreichen Faktoren ab, die sich im vorhinein 
kaum abschätzen lassen. Der BMV sieht daher da- 
von ab, sich bei seiner Verkehrssicherheitsarbeit 
konkrete quantitative Zielvorstellungen zu eigen zu 
machen. In den vergangenen Jahren konnten inso- 
weit schon wesentliche Erfolge erzielt werden, die 
sowohl an den Abnahmeraten der Verkehrsunfälle 
und der dabei Getöteten und Verletzten, bezogen 
auf die Zahl der Kraftfahrzeuge und der gefahre- 
nen Kilometer, als auch an der absoluten Zahl der 
Getöteten ablesbar sind (vgl. Unfallverhütungsbe- 
richt Straßenverkehr 1981, S. 14 mit Anlage 12). 
Wichtig erscheint ihm daher in erster Linie, die Ver- 
kehrssicherheitsarbeit konsequent fortzusetzen. 

Eines neuen Verkehrssicherheitskonzepts als 
Grundlage für die Verkehrssicherheitspolitik der 
80er Jahre, wie es noch der Unfallverhütungsbe- 
richt Straßenverkehr 1981 (Seite 7) als Ziel heraus- 
gestellt hat, bedarf es hierfür nicht. 

Der BMV stimmt dabei mit der Kommission über- 
ein, daß der Schwerpunkt künftiger Verkehrssi- 
cherheitsarbeit bei der Verkehrserziehung, der Aus- 
bildung des Kraftfahrers und der Aufklärung aller 
Verkehrsteilnehmer liegen sollte. Gesetzliche Rege- 
lungen werden weitgehend nur dort befolgt, wo sie 
von den Betroffenen als sinnvoll anerkannt werden. 
Dem Verkehrsteilnehmer die notwendige Einsicht 
in die Gefahren des Straßenverkehrs zu vermitteln, 
damit er sich in eigener Verantwortung zum Nutzen 
aller verkehrsgerecht verhält, das muß das vorran- 
gige Ziel aller Verkehrssicherheitsarbeit sein. 


II. Zu den einzelnen Vorschlägen 

1. Verkehrsaufklärung und Öffentlichkeitsarbeit 

Der BMV teilt die Auffassung der Kommission, daß 
Verkehrsaufklärung und Öffentlichkeitsarbeit zur 
Erzielung eines verbesserten Sicherheitsbewußt- 
seins und einer erhöhten Eigenverantwortlichkeit 
verstärkt, daß sie langfristig angelegt und durch die 
Medien wirksam unterstützt werden müssen. Der 
BMV wird sich daher darum bemühen, daß die für 
diese Zwecke im Bundeshaushalt bereitgestellten 
Mittel erhöht werden und daß die auf dem Gebiete 
des Straßenverkehrs und der Verkehrssicherheit 
tätigen Institutionen, Verbände und Firmen einen 
angemessenen Beitrag dazu leisten. Er wird ferner 
über die — hierfür zuständigen — Bundesländer 
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darauf hinwirken, daß insbesondere die Fernsehan- 
stalten der Verkehrssicherheitsarbeit verstärkt 
Raum geben und z. B. eine so überzeugende und 
den Zuschauer ansprechende Sendung wie „Der 
7. Sinn“ wieder häufiger und zu günstigeren Zeiten 
ausstrahlen. 

Was den Inhalt der Verkehrsaufklärungsarbeit an- 
betrifft, so weist der BMV darauf hin, daß diese 
bereits seit drei Jahren weitgehend zielgruppenspe- 
zifisch zugeschnitten ist. So werden z. B. im laufen- 
den und im kommenden Jahr folgende Problem- 
gruppen durch besondere Programme gezielt ange- 
sprochen: 

— Kinder im Vorschulalter: 

# Programm zur Verkehrserziehung im Kin- 
dergarten, 

# Programm „Kind und Verkehr“ 

— Kinder im Schulalter: 

# Programm für die Verbesserung der Radfah- 
rerausbildung, 

# Modellprojekte für den Schulverkehrsunter- 
richt in den verschiedenen Stufen, die vor- 
wiegend über die Deutsche Verkehrswacht 
und das Institut für Film und Bild in Wissen- 
schaft und Unterricht (FWU) initiiert und 
entwickelt wurden. 

— Jugendliche (im schulischen und außerschuli- 
schen Bereich): 

# Programme zur Vorbereitung auf die Mofa- 
Prüfbescheinigung, 

# Programm zum Sicherheits-Training (moto- 
risierte Zweiradfahrer und Pkw). 

— Kraftfahrer: 

# Programm zum Sicherheits-Training für Mo- 
torrad- und Pkw-Fahrer, 

# Programm zur Nachschulung von jungen, 
wiederholt auffälligen oder alkoholauffälli- 
gen Kraftfahrern, 

# Programm für Berufskraftfahrer, 

# Programm zur Verkehrssicherheitsarbeit im 
Betrieb. 

— Ältere Verkehrsteilnehmer: 

# Seniorenprogramm. 

Darüber hinaus bereitet der Deutsche Verkehrssi- 
cherheitsrat (DVR) für das Jahr 1983 eine die vorge- 
nannten Programme übergreifende PR-Kampagne 
vor. 

Im Rahmen dieser Arbeiten werden auch dem Aus- 
länderproblem, dem Thema „Alkohol und Fahren“ 
sowie einer verständlichen Vermittlung der wichtig- 
sten Verkehrsregeln die ihnen zukommende Beach- 
tung geschenkt werden. 

2. Verkehrserziehung im Vorschulalter und in der 
Schule 

Die Forderung der Kommission nach einer Verstär- 
kung der Verkehrserziehung im Vorschulalter wird 


vom BMV voll unterstützt. Sie richtet sich an die 
hierfür zuständigen Bundesländer, wobei jedoch 
darauf hinzuweisen ist, daß auch der BMV auf dem 
Wege der Modellfinanzierung von Erziehungspro- 
grammen und der Bezuschussung der Fortbildungs- 
programme für Moderatoren erhebliche Leistungen 
erbringt. Der BMV appelliert in diesem Zusammen- 
hang an die Länder, ihre Verpflichtung zu erken- 
nen, sich stärker als bisher an den finanziellen La- 
sten dieser Arbeit zu beteiligen. 

Der BMV versteht auch die Vorschläge zur Intensi- 
vierung der Verkehrserziehung in der Schule als 
einen deutlichen Hinweis auf die Verantwortung 
der Länder, die sich in diesem Bereich ihrer Ver- 
pflichtung zu einer sachgerechten Strukturierung 
der Lehrpläne und zu einem höheren finanziellen 
Engagement stärker bewußt werden sollten. 


3. Fahrausbildung 

Die Kommission betont zu Recht die Bedeutung, die 
dem Mofa 25 als Einstiegsfahrzeug für die Teil- 
nahme am motorisierten Straßenverkehr zukommt. 
Ob die derzeitige Regelung, die von den jugendli- 
chen Mofa-Fahrern zwar eine Prüfung, aber keine 
theoretische und praktische Ausbildung verlangt, 
entsprechend den Vorschlägen der Kommission ge- 
ändert werden sollte, wird gegenwärtig von einem 
Expertengremium geprüft, das, wie unter Ziffer 10 
dargestellt, ein Gesamtkonzept zur Neuregelung 
des Fahrerlaubnisrechts für alle motorisierten 
Zweiradarten ausarbeitet. 

Die Gefahrenlehre, d. h. die Vermittlung des Ver- 
trautseins mit den Gefahren des Straßenverkehrs 
und den zu ihrer Abwehr erforderlichen Verhal- 
tensweisen, ist bereits Inhalt der Fahrschulausbil- 
dung und seit 1969 auch Gegenstand der Fahrer- 
laubnisprüfung. Ihr Unfang in Ausbildung und Prü- 
fung ist seitdem laufend vergrößert worden; der An- 
teil der Gefahrenlehrefragen in der theoretischen 
Prüfung hat sich nahezu verdreifacht. Der BMV 
und die zuständigen obersten Landesbehörden wer- 
den auch weiterhin nachdrücklich an der Verbesse- 
rung und Fortschreibung des Fragenkatalogs für 
die theoretische Prüfung arbeiten und hierbei der 
Gefahrenlehre einen besonderen Stellenwert ein- 
räumen. 


4. Verkehrsregelung 

Das Problem des „Schilderwaldes“ kann nur „vor 
Ort“ gelöst werden. Der BMV stimmt der Auffas- 
sung der Kommission zu, daß insbesondere bei den 
durch Schilder vermittelten Vorschriften und Re- 
geln ein Übermaß an Reglementierung die Bereit- 
schaft der Verkehrsteilnehmer, die Vorschriften 
und Regeln zu befolgen, vermindert. Demgemäß be- 
stimmt die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur 
StVO u. a., daß Verkehrsschilder nur dort ange- 
bracht werden sollen, wo das nach den Umständen 
geboten ist, und daß Häufungen von Verkehrsschil- 
dern zu vermeiden sind. Andererseits stellt die 
zur Straßenverkehrssicherungspflicht ergangene 
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Rechtsprechung nicht, wie die Kommission es tat, 
auf den aufmerksamen, sondern auf den durch- 
schnittlichen Verkehrsteilnehmer ab. Das bedeutet, 
daß bei der Auslegung des „nach den Umständen 
Gebotenen“ erhöhte Anforderungen an die Verwal- 
tung gestellt werden, denen sie sich nur auf das 
Risiko erfolgreicher Schadensersatzprozesse hin 
verweigern kann. Dazu besteht im allgemeinen we- 
nig Bereitschaft. Der BMV wird die Bemerkung der 
Kommission jedoch zum Anlaß nehmen, das Pro- 
blem im zuständigen Bund-Länder-Fachausschuß 
erneut anzusprechen. 

Der BMV unterstützt den Vorschlag der Kommis- 
sion, den Verkehrsteilnehmern die verkehrssicher- 
heitsrelevanten Vorschriften der StVO in einer 
übersichtlichen und leichter verständlichen Form 
nahezubringen, um so den Kenntnisgrad der Stra- 
ßenverkehrsregeln zu verbessern. Die Umsetzung 
dieses Vorhabens ist jedoch nicht unproblematisch. 
Die von der Kommission vorgelegte StVO-Fibel 
kann als ein möglicher Weg angesehen werden. Vor 
einer Verwendung als Mittel zur Aufklärung, die 
erwogen wird, bedarf sie allerdings noch einer sorg- 
fältigen Überarbeitung. 


5. Schutz des Verkehrsteilnehmers 

Der BMV ist laufend bemüht, den Schutz des Ver- 
kehrsteilnehmers vor den Gefahren des Straßen- 
verkehrs auch durch Verbesserung der technischen 
Vorschriften weiter zu erhöhen. Unter diesem 
Aspekt ist zu den Vorschlägen der Kommission zu 
bemerken: 

a) Die Vorschrift der StVZO, wonach neu in den 
Verkehr gebrachte Fahrräder mit Speichenrück- 
strahlern und/oder mit reflektierenden Weiß- 
wandreifen aufgerüstet sein müssen, soll auf die 
bereits in Benutzung befindlichen Fahrräder 
ausgedehnt werden. Das sieht die im Entwurf 
vorliegende 6. Verordnung zur Änderung der 
StVZO vor. Die Zulassung von „Abstandhaltern“ 
mit weißen Rückstrahlern nach vorn und roten 
Rückstrahlern nach hinten ist in diesem Zusam- 
menhang ebenfalls zu erwähnen. 

b) Der BMV stimmt mit der Empfehlung der Kom- 
mission überein, Motorradfahrern auch bei Tage 
die Benutzung des Abblendlichts vorzuschrei- 
ben. Dies entspricht einer Empfehlung des 
CEMT-Ministerrates vom 27. November 1980. 
Eine entsprechende Regelung wird in die näch- 
ste StVO-Änderung übernommen. Darüber hin- 
aus werden weitere Maßnahmen zum Schutz 
insbesondere der motorisierten Zweiradfahrer 
überlegt. 

c) Lichttechnische Einrichtungen, die beim Fahr- 
rad im Stand auf Standlicht nach vorn und/oder 
Schlußlicht nach hinten umschalten, sind be- 
kannt. Gleichwohl bleibt die Stromversorgung 
dieser Ausrüstungen in der Praxis problema- 
tisch. Aus diesen Gründen sieht der Entwurf der 
6. Verordnung zur Änderung der StVZO zwar die 
Zulassung solcher Einrichtungen, nicht jedoch 
die Verpflichtung zu deren Einbau vor. 


d) Was einen wirksamen Seiten- und Unterfahr- 
schutz an Lkw anbetrifft, so ist im Rahmen der 
Europäischen Gemeinschaften von deutscher 
Seite bereits versucht worden, die vorhandenen 
Vorschriften zum Unterfahrschutz zu verbes- 
sern. Leider haben sich die anderen Mitglied- 
staaten den deutschen Anträgen nur teilweise 
angeschlossen, so daß Unterfahrschutzeinrich- 
tungen nach der einschlägigen EWG-Richtlinie 
z. Z. noch unvollständigen Schutz bieten. Zum 
Seitenschutz wird die Bundesregierung in Brüs- 
sel demnächst konkrete Vorschläge einreichen. 

e) Über die Polsterungen von Innenraumzonen in 
Pkw enthält die StVZO z. Z. keine konkreten 
Vorschriften. Als Rahmenvorschrift greift § 30 
StVZO ein, der u. a. fordert, daß Fahrzeuge so 
gebaut und ausgerüstet sein müssen, daß die In- 
sassen insbesondere bei Unfällen vor Verletzun- 
gen möglichst geschützt sind und das Ausmaß 
und die Folgen von Verletzungen möglichst ge- 
ring bleiben. Zur Ausfüllung dieser Vorschrift ist 
vorgesehen, die in zwei EG-Richtlinien enthalte- 
nen Vorschriften über das Verhalten der Lenk- 
anlagen bei Unfallstößen (Lenkwellen und 
Lenksäulen dürfen sich nur begrenzt in den 
Fahrzeuginnenraum verschieben) sowie über 
die Polsterung der Kopfaufschlagbereiche, die 
Entschärfung des Innenraumes u. a. m., in die 
StVZO zu übernehmen. 

f) Die Pflicht zum Tragen des Schutzhelms gilt 
heute schon für alle motorisierten Zweiradfah- 
rer mit Ausnahme der Mofas. Der BMV beab- 
sichtigt, die Ausdehnung der Helmtragepflicht 
auch auf Mofafahrer weiter zu verfolgen. Eine 
Pflicht zum Tragen von Sicherheitskleidung auf 
motorisierten Zweirädern erscheint erwägens- 
wert. Hierzu sollten allerdings noch wissen- 
schaftliche Untersuchungen abgewartet werden, 
um unter Beachtung zumutbarer Kosten-Nut- 
zen-Relationen und der Akzeptanzbereitschaft 
genauere Vorstellungen über den zweckmäßigen 
Mindeststandard zu gewinnen. 

g) Gegen die von der Kommission angeregte steu- 
erliche Förderung fahrzeugtechnischer Sicher- 
heitseinrichtungen bestehen folgende Beden- 
ken: 

Der Betrieb von Kraftfahrzeugen auf öffentli- 
chen Wegen und Plätzen wird nur erlaubt (Be- 
triebserlaubnisverfahren), wenn die Fahrzeuge 
mindestens mit den vorgeschriebenen fahrzeug- 
technischen Sicherheitseinrichtungen ausge- 
stattet sind. Ein „Mehr“ an Sicherheit war und 
wird gegen Aufpreis immer zu erhalten sein. 
Dennoch sollte der seit Jahrzehnten erfolgreich 
praktizierten Methode, die Mindestanforderun- 
gen, gemessen am Stand der technischen Ent- 
wicklung, für alle Fahrzeuge stufenweise höher 
anzusetzen, im Hinblick auf deren Breitenwir- 
kung, aber auch aus sozialen Gründen der Vor- 
zug gegeben werden vor einem Verfahren, das 
über steuerliche Anreize nur einzelne begün- 
stigt. Einem solchen Verfahren würden überdies 
kaum zu überwindende Abgrenzungsschwierig- 
keiten entgegenstehen. 
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h) Das für alle Maßnahmen von der Kommission 
vorgeschlagene stufenweise Vorgehen 

— Empfehlung, 

— Einbauvorschrift, 

— Anwendungsvorschrift, 

— Androhung sowie Festlegung von Strafen 

wird vom BMV seit vielen Jahren praktiziert Es 
wird auch seit langem auf allen Stufen von einer 
umfassenden Aufklärung der Betroffenen be- 
gleitet. 

6. Geschwindigkeitsbeschränkungen 

Der Vorschlag, für einen Zeitraum von fünf Jahren 
in ausgewählten Städten Versuche durchzuführen, 
bei denen neben einer generellen Einführung von 
Tempo 30 auch lediglich quartierbezogene Be- 
schränkungen oder nur tageszeitlich abhängige 
oder benutzerspezifische Regelungen erprobt wer- 
den sollten, richtet sich nicht an den BMV, sondern 
an die Länder und Gemeinden, die jetzt schon die 
Möglichkeit haben, um Regelungen im Sinne der 
Kommission zu praktizieren. 

Versuche und Untersuchungen mit Tempo 30 oder 
anderen Verringerungen der Innerortshöchstge- 
schwindigkeit sind bereits durchgeführt worden 
(z. B. Großversuch des Landes Nordrhein-Westfalen 
zur Verkehrsberuhigung). Diese ergaben, daß es mit 
der bloßen Einführung einer Geschwindigkeitsbe- 
grenzung, also dem Aufstellen entsprechender Ver- 
kehrszeichen, nicht getan ist. Eine deutliche und 
auch dauerhafte Senkung des Geschwindigkeitsni- 
veaus dürfte sich erst dann erreichen lassen, wenn 
zusätzlich bauliche Maßnahmen ergriffen werden, 
die den Autofahrer zu einem entsprechenden Ge- 
schwindigkeitsverhalten zwingen. Weitere Versu- 
che in dieser Richtung sind bereits in Vorbereitung. 
In diesem Zusammenhang gehört auch die Untersu- 
chung über „Flächenhafte Verkehrsberuhigung“, 
die von der Bundesforschungsanstalt für Landes- 
kunde und Raumordnung, dem Umweltbundesamt 
und der BASt getragen wird. In diesem Vorhaben, 
in das sechs ausgewählte Groß-, Mittel- und Klein- 
städte einbezogen werden (Berlin, Mainz, Buxtehu- 
de, Esslingen, Ingolstadt und Borgentreich), werden 
die Wirkungen flächenhafter Verkehrsberuhigung 
auf das Verkehrsgeschehen, die Verkehrssicherheit, 
den Städtebau und Umweltschutz untersucht. 

Der Bund beteiligt sich daran durch die Finanzie- 
rung der Forschung und die dazu nötigen modell- 
haften Planungen. Das Vorhaben wird etwa 1986 
abgeschlossen sein. 

Die Ergebnisse dieser Untersuchungen bleiben ab- 
zuwarten. 

Eine Geschwindigkeitsabsenkung auf den Bundes- 
fernstraßen und Landstraßen steht nicht zur Dis- 
kussion. Die Kommission hat sich hier — wie auch 
im Falle der Innerortsstraßen — aus zutreffenden 
Gründen sehr zurückhaltend geäußert. Dies ent- 
spricht auch der Einschätzung des BMV. Die Richt- 
geschwindigkeit auf den Autobahnen, die sich im 


großen und ganzen bewährt hat, sollte beibehalten 
werden. Dies gilt auch für die Anordnung einer 
Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h für Pkw auf 
den Landstraßen. 


7. Verkehrszentralregister 

Der BMV ist mit der Kommission der Auffassung, 
daß dem Verkehrszentralregister (VZR) in Flens- 
burg, wie dies auch die Bevölkerung sieht, eine ganz 
erhebliche Bedeutung für die Verkehrssicherheit 
zukommt. Diese wird sich noch erhöhen, wenn es 
zur Einführung eines Führerscheins auf Probe oder 
Bewährung kommen sollte, da ein solches Modell 
die Registrierung jener Verkehrszuwiderhandlun- 
gen voraussetzt, bei denen Nichtbewährung anzu- 
nehmen ist. 

Mit der Kommission besteht daher Einverständnis, 
daß das VZR als solches nicht in Frage gestellt wird. 
Auf der anderen Seite sollte aber das Verhältnis 
von Aufwand und Nutzen beim VZR dadurch ver- 
bessert werden, daß es von der Eintragung von Ba- 
gatellverstößen entlastet wird. Diesem Ziel dient 
die vorgesehene Neufestsetzung der Grenze, von 
der ab Geldbußen in das VZR eingetragen werden. 
Nach dem von der früheren Bundesregierung vor- 
gelegten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, des Straßen- 
verkehrsgesetzes und anderer Gesetze soll die 
Grenze künftig bei 120 DM liegen. Der Bundesrat 
schlägt demgegenüber vor, die Höchstgrenze für 
das Verwarnungsgeld von derzeit 40 DM auf 79 DM 
und die Grenze, von der ab Bußgelder in das VZR 
einzutragen sind, von derzeit mehr als 40 DM auf 
80 DM (einschließlich) anzuheben. Der BMV ist be- 
reit, diesem Vorschlag zu folgen. 

Die Festsetzung der Eintragungsgrenze auf 80 DM 
wird in jedem Fall gewährleisten, daß alle wesentli- 
chen, für die Sicherheit wichtigen Ordnungswidrig- 
keiten im VZR eingetragen werden. Dazu bedarf es 
nach Ansicht des BMV nicht der von der Kommis- 
sion empfohlenen Regelung, wonach bestimmte 
Ordnungswidrigkeiten unabhängig von der Höhe 
des Bußgeldes einzutragen sind. Zugleich würde da- 
durch der Bestand der Bußgeldentscheidungen im 
VZR um rd. 39 % von rd. 5,3 Mio. auf rd. 3,2 Mio. 
reduziert werden. 


8. Koordinierung 

Der Begriff Verkehrssicherheitsarbeit ist weit ge- 
spannt. Er umfaßt Maßnahmen der Verkehrserzie- 
hung und -aufklärung, verkehrsrechtliche Maßnah- 
men, Bau- und Ausrüstungsvorschriften für Kraft- 
fahrzeuge, straßenbauliche und straßenverkehrs- 
technische Maßnahmen, Verkehrslenkung u. a. m. 
Hinsichtlich der meisten dieser Maßnahmen beste- 
hen klare Zuständigkeitsregelungen, die nicht au- 
ßer acht gelassen werden dürfen. 

Soweit sie das Verhältnis zwischen dem Bund und 
den Ländern betreffen, ist nach Meinung des BMV 
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durch die bestehenden Koordinierungsinstrumente 
(z. B. Verkehrsministerkonferenz, Bund/Länder- 
Fachausschüsse) eine ausreichende und wirksame 
Abstimmung gewährleistet Sicher kann die verti- 
kale Koordinierung bis zur Gemeindeebene noch 
verbessert werden. Dies festzustellen und ggf. Ab- 
hilfe zu schaffen, wäre in erster Linie Sache der 
Länder, denen die Gemeinden verfassungsrechtlich 
zugeordnet sind. Im Bereich der Verkehrserziehung 
und -aufklärung, in dem die Zuständigkeiten nicht 
so klar wie auf den meisten anderen Gebieten abge- 
grenzt sind, ist durch den 1981 neu geschaffenen 
Bund/Länder-Fachausschuß Verkehrserziehung 
und -aufklärung eine erhebliche Verbesserung in 
der Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern 
eingetreten. Ungeachtet dessen wird der BMV die 
Anregung der Kommission aufgreifen und das Pro- 
blem der Koordinierung in einer der nächsten Sit- 
zungen der Verkehrsministerkonferenz zur Spra- 
che bringen. 

Was die nichtstaatliche Verkehrssicherheitsarbeit 
anbetrifft — also insbesondere die Maßnahmen auf 
dem Gebiet der Verkehrserziehung und -aufklä- 
rung — , so ist zu sehen, daß den Aktivitäten des 
hier die führende Rolle spielenden DVR durch sei- 
nen vereinsrechtlichen Status einerseits und die 
Zuständigkeiten des Staates andererseits Grenzen 
gesetzt sind. Die Hauptaufgabe des DVR muß daher 
darin bestehen, die nichtstaatlichen Aktivitäten im 
Bereich der Verkehrserziehung- und -aufklärungs- 
arbeit festzulegen, zusammenzufassen und zu steu- 
ern sowie sie soweit als möglich mit den staatlichen 
Aktivitäten zu koordinieren. Auch insoweit ist, 
darin ist der Kommission zuzustimmen, eine Ver- 
besserung der bisherigen Arbeit möglich und anzu- 
streben. 

Innovationen für neue Maßnahmen- und Pro- 
grammentwicklungen sollten beim DVR allerdings 
nicht monopolisiert werden. Der DVR sollte sich 
vielmehr als Clearing-Stelle verstehen, um alle 
Maßnahmen- und Programmentwicklungen — min- 
destens aber alle diejenigen Innovationen, die mit 
öffentlichen Zuwendungen entstanden sind — den 
Mitgliedern zugänglich zu machen. Den Mitglie- 
dern sollte dabei die Freiheit eingeräumt werden, 
eine mitgliedspezifische Abwandlung der program- 
matischen Identifikation und der Darstellungsme- 
thoden vornehmen zu können. 

Die Finanzierung der Verkehrserziehungs- und 
-aufklärungsarbeit ist nicht allein die Aufgabe von 
Bund, Bundesländern und Gemeinden. Für Exi- 
stenz und Arbeitsfähigkeit des DVR müssen selbst- 
verständlich auch dessen Mitglieder einstehen. 

Der BMV begrüßt daher den Appell an Industrie 
und Wirtschaft, mit projektgebundenen Beiträgen 
oder zentralen Zuwendungen an den DVR die fi- 
nanzielle Situation in der Verkehrserziehungs- und 
-aufklärungsarbeit spürbar zu bessern. Der BMV 
geht davon aus, daß auch die Bundesländer im Rah- 
men ihrer Zuständigkeiten zu einer deutlichen Ver- 
besserung der finanziellen Situation bei der Ver- 
kehrserziehung und -aufklärung beitragen werden. 


9. Fahrererlaubnis für Autofahrer 

Die Feststellung der Kommission, daß junge Fahr- 
anfänger überproportional an Unfällen beteiligt 
sind, trifft zu. Der Grund für die hohe Unfallbeteili- 
gung dieser Risikogruppe liegt offensichtlich in 
dem Zusammentreffen von Unerfahrenheit und be- 
sonders ausgeprägter jugendlicher Risikobereit- 
schaft. 

Um hier zu einer Verbesserung zu kommen, ist es 
zunächst erforderlich, die Ausbildung und die Prü- 
fung, soweit dies unter den gegebenen Umständen 
möglich ist, zu intensivieren, so daß die Fahranfän- 
ger besser auf die Teilnahme am motorisierten 
Straßenverkehr vorbereitet werden. Vorschläge da- 
für werden in Zusammenarbeit mit den zuständi- 
gen obersten Landesbehörden ausgearbeitet. 

Darüber hinaus begrüßt der BMV nachdrücklich 
den Vorschlag der Kommission, durch eine anfäng- 
liche Befristung des Führerscheins für die Dauer 
einer bestimmten Bewährungszeit auf die jugend- 
typische übersteigerte Risikobereitschaft mäßigend 
einzuwirken. Die Einführung einer solchen Bewäh- 
rungsphase für Fahranfänger sollte dazu genutzt 
werden, durch bestimmte Verkehrszuwiderhand- 
lungen zutage getretene Wissens- oder Verhaltens- 
defizite in geeigneter Weise, z. B. durch Nachschu- 
lung oder Teilnahme an einem Sicherheitstraining, 
abzubauen. Der BMV wird gemeinsam mit den Län- 
dern prüfen, unter welchen rechtlichen und organi- 
satorischen Voraussetzungen der Vorschlag reali- 
siert werden kann. 

Gegen den weiteren Vorschlag der Kommission, für 
Fahranfänger ein Verbot für Alkohol am Steuer 
während der Bewährungsphase gesetzlich einzu- 
führen, hat der BMV Bedenken. Gewiß ist bei feh- 
lender Fahrerfahrung die vom Alkoholgenuß ausge- 
hende Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit beson- 
ders kritisch zu sehen, so daß hierauf bei jeder sich 
bietenden Gelegenheit, vor allem im Fahrschulun- 
terricht, nachdrücklich hingewiesen werden muß. 
Ein gesetzliches Alkoholverbot für Fahranfänger 
könnte aber bei den anderen Kraftfahrern den irri- 
gen und schädlichen Eindruck entstehen lassen, 
daß auf ihre Fahrtüchtigkeit der Genuß einer gerin- 
gen Alkoholmenge noch keinen nachteiligen Ein- 
fluß nehme. Diese Folge würde den mit einem Alko- 
holverbot für Fahranfänger etwa verbundenen Vor- 
teil für die Verkehrssicherheit in sein Gegenteil 
verkehren. 


10. Fahrerlaubnis für Zweiradfahrer 

Der BMV bewertet den Vorschlag der Kommission 
zur Einführung eines Stufenführerscheins für mo- 
torisierte Zweiräder durchaus positiv. Ob sich aller- 
dings das von der Kommission zitierte japanische 
Führerscheinmodell ohne weiteres auf deutsche 
Verhältnisse übertragen läßt, bedarf sorgfältiger 
Prüfung. Der BMV hat daher ein Expertengremium 
mit der Untersuchung aller in diesem Zusammen- 
hang gemachten Lösungsvorschläge beauftragt. 
Ziel dieser Arbeit ist ein Gesamtkonzept zur Neure- 
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gelung des Fahrerlaubnisrechts für alle motorisier- 
ten Zweiräder vom Mofa 25 bis zum schweren Mo- 
torrad. Dabei wird u. a. auch geklärt werden müs- 
sen, anhand welcher Kriterien eine Stufung vorge- 
nommen wird, wie lange eine Fahrpraxis auf leich- 
teren Maschinen dauern soll und woran die Ver- 
kehrsbewährung in dieser Zeit zu messen ist. Dem 
Expertengremium gehören neben Fachreferenten 
des BMV Vertreter der Industrie, der Fahrlehrer- 
schaft, der Prüforganisationen, der Versicherungs- 
wirtschaft und der Wissenschaft an. 

Eine auf Zweiradfahrer beschränkte Herabsetzung 
des Gefahrengrenzwerts für Alkohol am Steuer 
sollte nach Auffassung des BMV nicht erwogen 
werden. Sie erscheint nur dann als sinnvoll, wenn 
sie von stärkeren Kontrollen begleitet werden 
kann. Damit kann aber nicht gerechnet werden. Im 
übrigen gilt der Grenzwert von 0,8 Promille für alle 
Fahrzeugarten gleichermaßen, unabhängig davon, 
ob im Einzelfall eine Beeinträchtigung der Fahr- 
tauglichkeit beobachtet wird oder nicht: Wird er 
überschritten, liegt eine Ordnungswidrigkeit nach 
§ 24 a StVG vor. Kommt es jedoch zu einer solchen 
Beeinträchtigung (etwa wegen der besonderen An- 
forderungen des Motorradfahrens an das Gleichge- 
wichtsgefühl), so liegt eine nach § 316 StGB straf- 
bare Trunkenheit im Verkehr vor, unabhängig von 
der Höhe der Blutalkoholkonzentration. Diese auf 
die Umstände des Einzelfalls abgestellte Regelung 
ist nach Auffassung des BMV praktikabel und 
rechtlich ausreichend. 


11. Insassenschutz in Kraftfahrzeugen 

a) Der BMV teilt die Auffassung der Kommission 
über den Wert des Sicherheitsgurtes uneinge- 
schränkt. Er hat daher auch die Frage, ob Ver- 
stöße gegen die Pflicht zum Anlegen des Sicher- 
heitsgurtes auf den Vordersitzen mit einem Ver- 
warnungsgeld geahndet werden sollen, einge- 
hend geprüft. Er ist zu dem Ergebnis gelangt, 
daß von einer solchen Maßnahme Abstand ge- 
nommen werden sollte, und zwar aus folgenden 
Gründen: 

— es ist zweifelhaft, ob die Einführung eines 
Verwarnungsgeldes tatsächlich eine dauer- 
hafte Erhöhung der Anlegequoten mit sich 
bringen würde; 

— dies gilt um so mehr, als nach den Erklärun- 
gen der Bundesländer eine solche Maß- 
nahme nicht von zusätzlichen Kontrollen be- 
gleitet sein würde; 

— ohne eine solche Erwartung sollte der allge- 
meinen Tendenz, staatliche Sanktionen nach 
Möglichkeit nicht auszuweiten, nicht zuwi- 
dergehandelt werden; 

— die Einführung eines Verwarnungsgeldes 
würde von vielen Kraftfahrern als Überregle- 
mentierung und Einmischung in ihre eigenen 
Angelegenheiten empfunden werden und 
könnte die Bereitschaft verringern, andere 
für die Verkehrssicherheit wichtige Regelun- 
gen zu akzeptieren; 


— es sollte daher weiter durch konsequente 
Aufklärung der Kraftfahrer, etwa auch durch 
die Versicherungen über die im Falle eines 
Unfalls zu erwartenden Nachteile bei der 
Schadensregulierung, auf eine Erhöhung der 
Anschnallquoten hingewirkt werden. 

Solange noch keine endgültige Entscheidung 
über das Verwarnungsgeld gefallen ist, stellt 
sich die Frage nicht, ob Verstöße gegen die 
Pflicht zum Anlegen der Gurte grundsätzlich in 
das VZR einzutragen sind. 

b) Für die Konstruktionen von Gurtschlössern be- 
stehen internationale Regelungen der EG und 
der ECE. Eine Festlegung auf eine einheitliche 
Konstruktionsform war bisher jedoch nicht er- 
reichbar. Gleichwohl muß als Erfolg verzeichnet 
werden, daß nach den internationalen Vorschrif- 
ten nur noch „Drucktastenschlösser“ zulässig 
sind. DIN hat darüber hinaus nur eine Druckta- 
stenschloßkonstruktion mit Zustimmung des 
BMV genormt, die von deutschen Herstellern zu- 
nehmend beachtet wird. Es kann daher erwartet 
werden, daß sich mit der Zeit eine einheitliche 
Schloßkonstruktion durchsetzen wird. Eine obli- 
gatorische Umstellung aller im Verkehr befindli- 
chen Fahrzeuge auf diese Konstruktion wird 
nicht erwogen. 

c) Im Zusammenhang mit der 1976 eingeführten 
Anlegepflicht für Sicherheitsgurte auf Vordersit- 
zen ist die BASt im Aufträge des BMV der Frage 
nachgegangen, ob unter Abwägung aller Vor- 
und Nachteile sowie unter Berücksichtigung des 
Kosten/Nutzen-Verhältnisses der serienmäßige 
Einbau von Kopfstützen vorgeschrieben werden 
sollte. Als Ergebnis der Untersuchung konnte 
die BASt eine generelle Einbaupflicht für Kopf- 
stützen nicht empfehlen. In diesem Zusammen- 
hang ist auf folgendes hinzuweisen: 

— Die Schutzwirkung der Kopfstützen ist nur 
beim (relativ seltenen) Heckaufprall unum- 
stritten; allerdings auch nur dann, wenn sie 
richtig eingestellt sind. 

— Die früher gängige Annahme, daß beim 
Frontalunfall die Benutzer von Sicherheits- 
gurten durch Kopfstützen vor schweren 
Halswirbelsäulenverletzungen geschützt 
werden können, ist, ebenso wie in amerikani- 
schen Untersuchungen, nicht bestätigt wor- 
den. 

— Im Rahmen der Harmonisierung von Rechts- 
vorschriften innerhalb der EG ist die obliga- 
torische Ausrüstung mit Kopfstützen eben- 
falls geprüft und abgelehnt worden. 

d) Die Frage der Anlegepflicht bei Sicherheitsgur- 
ten auf den Rücksitzen kann sich — praktiziert 
man das von der Kommission vorgeschlagene 
und vom BMV bereits seit langem eingeführte 
stufenweise Vorgehen — erst stellen, wenn eine 
hinreichend große Zahl von Fahrzeugen auf- 
grund der seit 1979 bestehenden Ausrüstungs- 
pflicht mit den Gurten ausgestattet ist. 

e) Entsprechendes gilt für die Nutzungspflicht von 
Schutzeinrichtungen für Kleinkinder. Hier geht 
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es zunächst darum, die Anforderungen an solche 
Schutzeinrichtungen verbindlich vorzugeben. 
Diese Arbeiten sind im Gange. 

12. Kurzwegschreiber 

Dem Vorschlag, den obligatorischen Einbau eines 
Kurzwegschreibers für alle neu zugelassenen Pkw 
vorzuschreiben, kann der BMV nicht folgen. Der 
Vorschlag ist sicher geeignet, den Gerichten bei der 
Behandlung von Verkehrsunfällen die Frage der 
Schuldzuweisung zwischen den Beteiligten zu er- 
leichtern. Der BMV kann diesen Vorschlag jedoch 
nur unter dem Aspekt der Unfallverhütung würdi- 
gen. Insoweit erscheint die obligatorische Einfüh- 
rung eines Unfallschreibers ungeeignet. Die bloße 
Vermutung, daß damit ein größeres Maß an Selbst- 
disziplin und eine gewisse Prohibitivwirkung er- 
reicht werden könnte, ist kein zureichender Grund, 
den obligatorischen Einbau dieses Gerätes im Inter- 
esse der Verkehrssicherheit zu fordern. Der BMV 
hält es auch für unzutreffend, insoweit von einer 
Selbstdisziplinierung zu sprechen. Eine solche kann 
nur da gegeben sein, wo jemand freiwillig, d. h. aus 
eigener Einsicht heraus, handelt. Davon kann aber 
dort nicht die Rede sein, wo der Kraftfahrer ge- 
zwungen wird, ein Gerät einzubauen, das ihn ggf. 
eines verkehrswidrigen Handelns überführt, und er 
sich aus diesem Grunde regelgerecht verhält. Es 
sollte daher jedem einzelnen überlassen bleiben, ei- 
nen solchen Unfallschreiber in sein Fahrzeug ein- 
zubauen, und im Falle eines Unfalls über ein objek- 
tives Beweismittel verfügen zu können. 


13. Unfallstellenbeseitigung 

Der BMV stimmt mit der Kommission darin über- 
ein, daß die Unfallstellenbeseitigung ein unerläßli- 
cher Bestandteil der Verkehrssicherheitsarbeit ist 
und im Strcißenbau höchste Priorität erhalten sollte. 
In diesem Sinne wird seitens des BMV bereits ver- 
fahren (vgl. hierzu IIL 6. des Unfallverhütungsbe- 
richtes Straßenverkehr 1981). Der weitergehende 
Vorschlag der Kommission, zu einem mittelfristi- 
gen Programm von Bund, Ländern und Gemeinden 
zur Beseitigung von Unfallstellen im Straßennetz 
zu kommen und in einer bestimmten Frist eine vor- 
gegebene Anzahl definierter Unfallstellen zu besei- 
tigen, wird sich allerdings nicht durchführen lassen. 
Eine übergeordnete, für alle Baulastträger verbind- 
liche Dringlichkeitsreihung mit der Konsequenz, 
daß unter Umständen Mittel eines Baulastträgers 
für eine einem anderen Baulastträger obliegende 
Aufgabe eingesetzt werden müßten (Umschichtung 
der vorhandenen Straßenbaumittel), läßt sich schon 
aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht durch- 
führen (Artikel 104 a Abs. 1 GG). Unter den z. Z. ge- 
gebenen Umständen muß auch die von der Kom- 
mission erwogene Erhöhung der Mineralölsteuer 
ausscheiden. 

Dagegen kann im Sinne eines gemeinsamen Pro- 
gramms Einvernehmen zwischen allen Baulastträ- 
gern über Ziele, Grundsätze und Methoden für das 
Entdecken und Beseitigen der Unfallstellen er- 


reicht werden. Vordringlich wäre es, sich auf ein- 
heitliche verbesserte Definitionen der Unfallstellen 
zu einigen. Die BASt hat hierzu Vorschläge ge- 
macht, die den Ländern bekanntgegeben wurden. 
Die Bewertung der Unfallstellen und die Dringlich- 
keitsreihung der Abhilfemaßnahmen sollten nach 
abgestimmten einheitlichen Grundsätzen vorge- 
nommen werden. 

Die Notwendigkeit zum verstärkten Bau von Rad- 
wegen wird vom BMV anerkannt. Er verweist 
hierzu auf das von ihm im Zusammenwirken mit 
den Ländern ausgearbeitete Radwegeprogramm, 
nach dem bis 1990 ein Drittel der Bundesfernstra- 
ßen mit Radwegen ausgestattet sein soll. 


14. Der Deutsche Verkebrssicberbeitsrat 

Ebenso wie die Kommission hält der BMV die Ar- 
beitsweise des DVR für verbesserungsfähig. Nach- 
dem der Vorstand des DVR am 4. November 1982 
beschlossen hat, zu dem Kommissionsbericht insge- 
samt Stellung zu nehmen, geht der BMV davon aus, 
daß sich der DVR auch zu dem Vorschlag äußern 
wird, einen zeitlich befristeten „ad-hoc-Ausschuß“ 
einzusetzen, um Lösungsvorschläge zu den konkre- 
ten Anliegen der Kommission zu erarbeiten. 

Ohne dieser Stellungnahme vorgreifen oder sie prä- 
judizieren zu wollen, hält es der BMV für angezeigt, 
auf folgendes hinzuweisen: 

Der DVR sollte ungeachtet seines satzungsmäßigen 
Verständnisses seine Hauptaufgabe darin sehen, 
die nichtstaatliche Verkehrssicherheitsarbeit auf 
dem Gebiet der Verkehrserziehung und -aufklärung 
mit dem organisatorischen Unterbau seiner Mit- 
glieder maßgeblich zu gestalten und mitzutragen. 
Hierbei wäre es vor allem notwendig, die für die 
wichtigsten Problemgruppen entwickelten Ziel- 
gruppenprogramme mit allen verfügbaren Kräften 
über die Mitglieder und ihre zum Teil weit gespann- 
ten Organisationen „vor Ort“ umzusetzen. 

Bei verschiedenen Programmen fehlt es immer 
noch an einem ausreichenden orts- und organisa- 
tionsbezogenen Unterbau, wodurch entwickelte 
Programme nicht immer in der wünschenswerten 
Effizienz umgesetzt werden können. 

Zur Stärkung der finanziellen Basis für die Umset- 
zung der Programme sollte überlegt werden, ob den 
Verkehrsteilnehmern, als Zielgruppen der Pro- 
gramme, nicht eine finanzielle Eigenbeteiligung an 
den ihnen angebotenen Veranstaltungen und Auf- 
klärungsmaterialien abgefordert werden sollte. 
Ferner sollten Sponsorenmodelle (programmgebun- 
dene finanzielle Zuwendungen aus Industrie und 
Wirtschaft) stärker als bisher angestrebt und reali- 
siert werden. 


15. Finanzierung der Unfallbekämpfung 

Die Forderung nach einer Zweckbindung Öffentli- 
cher Mittel für die Verkehrssicherheit hält der 


51 


Drucksache 10/1479 


Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


BMV nicht für durchsetzbar. Eine entsprechende 
Forderung läßt sich mit gleichem Recht für zahlrei- 
che andere Aufgaben stellen, die ebenfalls bean- 
spruchen könnten, nicht von der jeweiligen Haus- 
haltssituation abhängig zu sein. Das würde in letz- 
ter Konsequenz zu einer Auflösung der öffentlichen 
Haushalte führen. Bei der gegenwärtigen Finanz- 


lage erscheint es überdies nicht realistisch, das Auf- 
kommen aus der Mineralölsteuer weiter aufzutei- 
len; das kraftfahrzeugbezogene Aufkommen aus 
der Versicherungssteuer eignet sich schon wegen 
seiner relativ geringen Höhe nicht dafür. Das Auf- 
kommen aus der Kraftfahrzeugsteuer schließlich 
steht nicht dem Bund, sondern den Ländern zu. 
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ANHANG IV 

Übersicht über die Zieigruppenprogramme des deutschen Verkehrssicherheitsrates 
und seiner Mitgiieder 


Zusammenstellung der Zielgruppenprogramme des Deutschen Verkehrssicherheitsrates 

und seiner Mitglieder 


Stand September 1983 


Programme 

Zielgruppen und Ziele 

Träger 

Zeitlicher Rahmen 

„Kind und Verkehr“ 

(Kinder als Fußgänger 
bis 8 Jahre) 

— Eltern zum Training 
mit ihren Kindern be- 
fähigen 

— Erwachsene als Vor- 
bild und Kraftfahrer 
ansprechen 

— Planungs-, Gesetzge- 
bungs- und Überwa- 
chungsorgane anspre- 
chen 

Automobilclubs 

Verkehrswachten 

Kirchen 

Fahrlehrer 

Versicherer 

Polizei 

Jugendverbände 

Bundeswehr 

Bundesländer 

Elternarbeit 
Zielgruppenarbeit und 
ÖA-Maßnahmen seit 
1981 kontinuierlich 

„Kinder als 

Radfahrer“ 

(ergänzender Baustein 
zu „Kind und Ver- 
kehr“) 

— Erwachsenenanspra- 
che über Verhalten 
kindlicher Radfahrer 

— Kommunen und 

Städte über Radweg- 
probleme 

Automobilclubs 

Verkehrswachten 

Fahrlehrer 

Umsetzung durch die 
Moderatoren von 
„Kind und Verkehr“ 
ab Frühjahr 1983 

„Verkehrserziehung 
im Kindergarten“ 

Von der Deutschen 
Verkehrswacht ge- 
meinsam mit dem 
Deutschen Verkehrs- 
sicherheitsrat heraus- 
gegeben 

— Aus- und Fortbildung 
der Erzieher 

— Gewinnung der Fach- 
schulen für Sozial- 
pädagogik, einen ent- 
sprechenden Studien- 
gang anzubieten 

— Motivierung der Trä- 
gerverbände der Kin- 
dergärten, Verkehrssi- 
cherheitsfragen in die 
Arbeit der Erzieher 
zu integrieren 

Kirchen 

Freie Wohlfahrts- 
verbände 

Kultus- und 
Sozialministerium 
der Länder 

Aus- und Fortbil- 
dungseinrichtungen 

Grundlagenkonzept 
und Ausbildungsplan 
sind im Frühjahr 1982 
erschienen 

„fünfzig kubik“ 

ein Mofakurs für 
jugendliche Zweirad- 
fahrer von 14 bis 

18 Jahren 

— Jugendliche Mofa-, 
Moped- und Leicht- 
kraftradfahrer wer- 
den mit dem Pro- 
gramm außerhalb der 
Schule auf die Mofa- 
prüfbescheinigung 
vorbereitet oder besu- 
chen den Kurs als 
Fortbildungsangebot 

Automobilclubs 

Verkehrswachten 

Fahrlehrer 

Ausbildungs- 

einrichtungen 

Betriebe 

Läuft bereits seit 

Mitte 1980 zur Vorbe- 
reitung auf die Mofa- 
prüfung in den Län- 
dern Baden-Württem- 
berg, Bayern und ab 

1983 in Hessen und 
Rheinland-Pfalz. Pro- 
gramm wird 1983 als 
Fortbildungskurs im 
Rahmen der betriebli- 
chen Lehrlingsausbil- 
dung erprobt 
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Programme 

Zielgruppe und Ziele 

Träger 

Zeitlicher Rahmen 

„Sicherheitstraining 
für Pkw und Motor- 
radfahrer 

(für Jugendliche ab 18 
Jahren) Sicherheits- 
training für Motorrad- 
fahrer wurde vom 

ADAC entwickelt 

— Junge Kraftfahrer 
von 18 bis 30 Jahren 
werden mit diesem 
Programm zu sicher- 
heitsbewußtem Fah- 
ren mit Herabsetzung 
der Risikogrenze mo- 
tiviert. Das Training 
kann im Rahmen der 
Fahrschule und als 
Sicherheitskurs ange- 
boten werden 

Automobilclubs 

Verkehrswachten 

Fahrlehrer 

Betriebe 

Berufsgenossen- 

schaften 

Pkw und Motorrad- 
hersteller 

Programm steht nach 
vierjähriger Erpro- 
bung seit 1980 in über- 
arbeiteter Fassung zur 
Verfügung 

„Sicherheitsprogramm 
für Lkw-Fahrer“ 

— Lkw-Fahrer aller Al- 
tersklassen erfahren 
in der Ausbildung 
aber auch in betriebli- 
cher Fortbildung 
mehr über Physik 
und Fahrverhalten 
ihres Fahrzeuges in 
Theorie und Fahr- 
praxis 

DEKKA und TÜV 

BdF 

Betriebe und Berufs- 
genossenschaften 
Gewerkschaften 
Lkw-Hersteller 

Programm seit Früh- 
jahr 1983 zur Verfü- 
gung. Erprobungsver- 
anstaltungen haben 

1982 stattgefunden. Zu 
diesem Programm lau- 
fen z. Z. Bemühungen, 
einen festen Übungs- 
platz zu installieren 

„Sonderprogramm 
„Verkehrssicherheits- 
arbeit im Betrieb“ 

(alle Zielgruppen von 

14 bis 65 Jahren als 
Fußgänger, Zweirad- 
fahrer und 

Autofahrer) 

Mit einem konzertierten 
Gesamtprogramm, beste- 
hend aus Maßnahmen 
für die Schulung von Si- 
cherheitsfachkräften, Ar- 
beitshilfen für Betriebe 
und einer Dachkam- 
pagne „aber sicher“, sol- 
len die Beschäftigten in 
der gewerblichen Wirt- 
schaft zu sicherheitsbe- 
wrußtem Verhalten auf 
dem täglichen Arbeits- 
weg motiviert werden 

Berufsgenossen- 

schaften 

Betriebe 

Gewerkschaften 

Arbeitgeberverbände 

Automobilclubs 

Verkehrswachten 

Maßnahmen zur Aus- 
und Fortbildung der 
Sicherheitsfachkräfte 
laufen ab 1981. 

Das Gesamtprogramm 
ist ab 1982 im Einsatz 

Verkehrssicherheits- 
programm für ältere 
Fußgänger 

Zielgruppe soll zu weni- 
ger risikoreichem Ver- 
halten und zum Tragen 
heller Kleidung motiviert 
werden 

Kirchen 

Wohlfahrtsverbände 
Städte und 

Gemeinden 

Verkehrswachten 

Automobilclubs 

Programm liegt ab 
Herbst 1982 vor und 
wird ab Frühjahr 1983 
umgesetzt 


54 



f 


] 

i 


1 



1 


i 

i 


Druck; Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 5300 Bonn 

Alleinvertrieb Verlag Dr Hans Heger, Postfach 20 08 21, Herderstraße 56. 5300 Bonn 2, Telefon (02 28) 36 35 51 

ISSN 0722-8333 


